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Liebe Leserinnen und Leser!

Ein aktuelles Ereignis zeigt wieder ein-
mal, wie wichtig es fär Bärger und
Gemeinden ist, sich äber die Raum-
ordnung und damit zusammenhÖngen-
de Fragen stets informiert zu halten und
wie wichtig umgekehrt diesbezägliche
Informationsangebote sind :
Da wird in einer Tiroler Gemeinde - fär
die zugegebenermaöen die Bedrohung
durch WildbÖche kein allgegenwÖrtiges
Thema ist - der Gefahrenzonenplan sei-
tens der Wildbach- und Lawinenver-
bauung äberarbeitet und in einem kom-
missionellen Verfahren seitens des
Bundesministeriums fär Land- und
Forstwirtschaft genehmigt. Das Ungute
bei der Sache: eine bisherige ƒgelbe
Zone" wird Groöteils zur ƒroten Zone"
und betrifft maögeblich auch bestehen-
des Bauland .
Weder bei der „ffentlichen Auflage des
Planentwurfes in der Gemeinde fÖllt dies
besonders auf (es wird keine einzige
Stellungnahme abgegeben), noch wird
dieses Thema bei der kommissionellen
Verhandlung (auch der Bärgermeister ist
Mitglied der Kommission) besonders
angesprochen . Der Gemeinderat wird
zwar äber das Geschehen und äber den
genehmigten neuen Gefahrenzonenplan
in Kenntnis gesetzt, ist sich jedoch der
Tragweite nicht bewuöt .
Die Konsequenz : es kommt zu einem
Beschluö des Gemeinderates äber eine
Baulandwidmung im Bereich der nun-
mehrigen roten Zone und es werden
Bauverfahren im bestehenden Bauland,
das nunmehr aber rote Zone ist, durch-
gefährt .
Weitere Konsequenz : der Bund stellt fär
die notwendige Wildbachverbauung in
dieser Gemeinde keine Finanzmittel zur
Verfägung, die beschlossene Neuwid-
mung in der roten Zone ist nicht geneh-
migungsfÖhig und die Konsequenzen in
Bezug auf die erteilten Baugenehmi-
gungen sind vorerst unklar. In Bezug auf
das nunmehr in der roten Zone befind-
liche Bauland besteht die Notwendigkeit
der Räckwidmung in Freiland (solange,
bis nach durchgefährter Verbauung die
rote Zone zuräckgenommen werden
kann) .

Und die Moral von der Geschicht? In
Öhnlich gelagerten FÖllen ist jedenfalls
zu empfehlen, die Gemeindebärger auf
die „ffentlichen Auflage eines Gefah-
renzonenplan-Entwurfes und auf die
M„glichkeit der Abgabe einer Stel-
lungnahme ausdräcklich und unter
Hinweis auf die Bedeutung aufmerksam
zu machen . Ebenso wird es notwendig
sein, den Gemeinderat im Detail so zu
informieren, daö er sich der Konse-
quenzen fär die eigenen (Widmungs-
Entscheidungen bewuöt ist . Weiters wird
es nach Vorliegen des genehmigten
Gefahrenzonenplanes unumgÖnglich
sein, mit den Eigentämern von Bauland-
Grundstäcken, die nunmehr in die rote
Zone geraten sind, direkten Kontakt auf-
zunehmen und die Konsequenzen zu
besprechen .
Es reicht sichtlich nicht, formalen
Kundmachungs- und Mitteilungspflich-
ten Genäge zu tun, da damit nur der
Informierte etwas anzufangen weiö .
Wesentlich ist es (nicht nur in Ange-
legenheiten der Raumordnung), ausrei-
chend und rechtzeitig zu informieren .

Dies ist im äbrigen auch uns bewuöt : mit
der Herausgabe eines ƒHandbuches fär
die Tiroler Raumordnung" im kommen-
den Jahr will die Abteilung Ic des Amtes
der Landesregierung neben RO-Info
einen weiteren Beitrag dazu leisten, all-
gemeine Informationen äber die
Raumordnung rasch verfägbar zu
machen .
Es gräöt Sie herzlich
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Seilbahngrundsätze

von der Landesregierung neu beschlossen

Die Seilbahngrundsätze des Landes Tirol vom Jahre 1992
wurden mit BerÖcksichtigung seither gemachter Erfahrungen
von der Tiroler Landesregierung neu beschlossen . Ebenfalls neu
beschlossen wurden die Grenzen der Schigebiete in den
Tourismusintensivgebieten, wobei nun die Verbindung von
Schigebieten nicht nur zur Verkehrsvermeidung, sondern auch
zur Erhöhung der Attraktivität des Schiangebotes beitragen soll .

Die im Jahr 1992 von der Tiroler Lan-
desregierung beschlossenen Seilbahn-
grundsätze des Landes Tirol mit Fest-
legung der Grenzen der Schigebiete in
den Tourismusintensivgebieten liefen
heuer aus und waren daher neu zu ver-
handeln und neu zu beschlieƒen . Daƒ
in den vier Jahren in Tirol keineswegs ein
„Seilbahnstop" herrschte, zeigt sich
allein an der Tatsache, daƒ in dieser Zeit
ca. 60 Seilbahnen und in etwa ebenso-
viele Schlepplifte neu gebaut wurden
und die Seilbahntransportkapazität von
1992 auf 1996 um 8,7% zunahm .

Bei der Neuerlassung waren die geän-
derten Rahmenbedingungen zu berÖck-
sichtigen . Während die Festlegungen

im Jahr 1992 auf dem Höhepunkt eines
jahrelangen Nächtigungsbooms erfolg-
ten, sind seither - wie Öbrigens in ganz
…sterreich und auch in der Schweiz -

beachtliche NächtigungsrÖckgänge zu
verzeichnen, und zwar neuerdings auch
in der fÖr stabiler gehaltenen Winter-
saison . Vor allem die Orte mit kleinen
Schigebieten kommen zunehmend in
Bedrängnis, da ganz offensichtlich die
Nachfrage Groƒraumschigebiete bevor-
zugt und allgemein ein Konzentrations-
prozeƒ stattfindet . Die Gegenstrategie
lag daher auf der Hand, sie liegt in der
Verbindung von Schigebieten, die nun
nicht nur zur Verkehrsvermeidung, son-
dern auch zur Erhöhung der Attrak-

Landeshauptmann
Dr. Wendelin Weingartner

tivität des Schiangebotes dienen soll .
Wegen der dispersen Verteilung der
Schigebiete Öber das ganze Land sind
die Möglichkeiten dieser Strategie
jedoch begrenzt, und zwar wegen der
zu weiten Entfernungen der Schigebiete
untereinander, der Schroffheit der
Berge, der Lawinengefährdung und vor
allem wegen der unbedingt gebotenen
Schonung von Natur und Umwelt .

Ausgehend von den von der Fach-
gruppe der Seilbahnen eingebrachten
ErschlieƒungswÖnschen wurden im
ganzen Land Gespräche gefÖhrt und
der Raumordnungsbeirat mit seinen
Untergruppen „Tourismus" und „Erho-
lungsräume" befaƒt .

Neu eingefÖhrt wurden die sogenann-
ten „Planungsgebiete" . Dabei handelt
es sich um Erschlieƒungen, die unter
bestimmten Voraussetzungen zulässig

sind. Die bei den einzelnen Gebieten
genannten Voraussetzungen sind sehr
unterschiedlich, sie betreffen z.B. die
Erstellung eines regionalen Touris-
muskonzeptes, die Einleitung eines

Verfahrens zur Erklärung eines Ruhe-
gebietes oder den Nachweis der
Wirtschaftlichkeit eines Vorhabens .

In den Seilbahngrundsätzen wurde be-
stimmt, daƒ die derzeitige Fläche der
Schigebiete in den Tourismusintensiv-
gebieten um nicht mehr als 3% ver-

Heft 12 . Dezember 1996

gröƒert werden darf; die Planungs-
gebiete werden dabei mitberÖcksich-

tigt. Im Endergebnis kam heraus, daƒ
die Erweiterungen knapp unterhalb die-

ses Wertes liegen .

Neu eingefÖhrt wurden auch sogenann-
te „Endausbaugrenzen" . NatÖrlich kann

die Landesregierung keine auf ewige
Zeiten währenden Ausbaugrenzen
garantieren . Diese Festlegungen sollen

aber ein Signal an die Unternehmen
sein, daƒ Öber diese Grenzen bei der
Neuverhandlung im Jahr 2000 nicht

debattiert wird .

Es gilt noch ein häufig vorkommendes
Miƒverständnis aufzuklären . Bei diesen
Grundsätzen und Festlegungen handelt
es sich um eine Leitlinie der Landes-

regierung, die die vorgeschriebenen
spezialgesetzlichen Verfahren keinesfalls
ersetzen kann . Diese Grundsätze sind

jedoch bei Interessensabwägungen her-
anzuziehen .

Ich hoffe, daƒ wir in der Tiroler Landes-

regierung in der heiklen Frage der
Abstimmung zwischen …konomie und

…kologie die richtige Entscheidung
getroffen haben, denn fÖr die Lebens-
qualität der Tiroler Bevölkerung ist

sowohl eine gesunde Entwicklung des
Tourismus als auch die Bewahrung einer
heilen Umwelt notwendig .

	

†
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Die Seilbahngrundsätze
des Landes Tirol
FÖr die Beurteilung von Investitions-
vorhaben im Seilbahnwesen ist bis
zur Mitte des Jahres 2000
(Planungszeitraum) von folgenden
Grundsätzen auszugehen :

1 . FÖr die Anwendung dieser Grund-

sätze wird Tirol in drei Zonen ein-

gteilt: In die Tourismusintensivge-

biete, die wirtschaftsstarken Zentral-

räume einschlieölich ihres Nahbe-

reiches und in die wirtschaftsschwa-

chen abgelegenen Gebiete . Diese

Zonen sind in der beigeschlossenen
Karte …Gebietseinteilung fÖr die Seil-

bahngrundsätze des Landes Tirol"

ausgewiesen .

2. Im Planungszeitraum wird es in
keiner der drei Zonen Neuerschlie-
öungen geben . Als Neuerschlie-
öungen sind hiebei Erschlieöungen
in bisher unberÖhrten Gebieten,
die nicht mit Seilbahnen und Pisten
von bestehenden Schigebieten in
Verbindung gebracht werden, an-
zusehen . Auch die groöräumige
Erweiterung eines Kleinschigebietes,
in dem keine Anlage mehr als
200 Hƒhenmeter aufweist oder die
Gesamttransportkapazität unter
200 .000 Personenhƒhenmeter/h
liegt, gilt als Neuerschlieöung .

3. FÖr die Zonen mit intensivem
Tourismus werden die äuöeren
Grenzen der Schigebiete auf der
‡sterreichischen Karte im Maöstab
1 :50.000 festgelegt. Die Festle-
gungen kƒnnen bezirksweise einen
unterschiedlichen Planungsbeginn
vorsehen, der Endpunkt des Pla-
nungszeitraumes bleibt jedoch
gleich . Bei einem späteren
Planungsbeginn gelten die bisheri-
gen Grenzen der Seilbahngrund-
sätze 1992. In den Karten kƒnnen
Gebiete, fÖr deren Erschlieöung
wesentliche Voraussetzungen der-
zeit fehlen oder fÖr die noch keine
konkreten Planungen vorliegen, als

Planungsgebiete ausgewiesen wer- c) Die räumliche Erweiterung der
den, wenn sie sich fÖr eine Er- Schigebiete in den tourismusintensi-
schlieöung grundsätzlich eignen .

	

ven Zonen muö unter 3% der im
Jahr 1992 festgelegten Gesamt-
fläche liegen .Bei der Festlegung der Grenzen

ist von folgenden Gesichtspunkten
auszugehen :

a) Grundsätzlich ist von den derzeit
durch Seilbahnen und Pisten er-
schlossenen Landschaftsräumen
(Geländekammern) auszugehen .
Geländeteile fÖr die Verbindung von
zwei Schigebieten kƒnnen nur dann
ergänzend aufgenommen werden,
wenn damit sowohl eine Ver-
besserung der Verkehrsverteilung als
auch eine wesentliche Erhƒhung der
Attraktivität des neuen Gesamt-
schigebietes im Verhältnis zu den
beiden getrennten Schigebieten zu
erwarten ist . DarÖber hinaus sind in
Ausnahmefällen geringe räumliche
Erweiterungen zulässig . Bei der Be-
urteilung der Frage, ob solche
Ausnahmefälle vorliegen, ist auch zu
berÖcksichtigen, ob eine Endaus-
baustufe erreicht wird .

b) Neue Zubringerbahnen zu festge-
legten Schigebieten dÖrfen nur
dann errichtet werden, wenn eine
wesentliche Verkehrsentlastung auf
der Straöe damit verbunden ist .

o
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Amt der Tiroler Landesregierung
Abteilung tc

LEGEN D E

-- Landesgrenze

- - Grenze der
Tourismusregion

b)

- Grenze der
Tourismusteilregion

Gemeindegrenze

4. Innerhalb der Auöengrenzen der
Schigebiete gilt folgendes :

a) Die Unternehmer sind, mit Ein-
schränkung des Punktes c), in der
Ausgestaltung der Befƒrderungs-
anlagen, insbesondere auch hin-
sichtlich ihrer Kapazitäten, frei . Sie
werden bei den unternehmerischen
Entscheidungen auf die Aufnahme-
fähigkeit des Gebietes, die Kapazität
der Zubringerbahnen und allfälligen
zusätzlich induzierten Verkehr Be-
dacht nehmen .

Es wird ausdrÖcklich festgehalten,
daö in diesen Gebieten alle Maö-
nahmen zugelassen und erwÖnscht
sind, die der Verbesserung der tech-
nischen Qualität der Befƒrderungs-
anlagen, der Sicherheit, des Kom-
forts und der Attraktivität des beste-
henden Schigebietes dienen . Dazu
gehƒren auch notwendige techni-
sche Anlagen zur Beschneiung .

GEBIETSEINTEILUNG F„R DIE
…SEILBAHNGRUNDS†TZE DES LANDES TIROL"

MIT SCHIGEBIETEN

Gki Tourismusintensivgebiete
Wirtschaftsstarke Zentral-
räume und ihr Nahbereich
Wirtschaftsschwache abgelegene Gebiete

Schigebiete mit festgelegten Grenzen
in den Tourismusintensivgebieten
Schigebiete ohne festgelegte Grenzen
in den beiden anderen Gebietstypen

1RI
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c) Wesentliche Kapazitƒtsausweitun-

gen von Anlagen, die in Verbindung
mit „ffentlichen oder privaten Ver-
kehrsflƒchen stehen, sind zulƒssig,

> wenn diese Erh„hung in einem
angemessenen Verhƒltnis zur ange-
botenen Schiflƒche steht,

> wenn die zusƒtzliche Kapazitƒt
der Nachfrage von Urlaubern und
Einheimischen und dem Interesse
der Erh„hung des Komforts, insbe-
sondere einer raschen Talbef„r-
derung am Abend, entspricht und

> wenn die durch die zusƒtzliche
Kapazitƒt erh„hten Verkehrspro-
bleme vor Ort vor allem mit Massen-
verkehrsmitteln gemeinsam gel„st
werden .

238 .000

236.000
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d) Die Prƒparierung von Schiabfahrten
mit Pistengerƒten ist au…erhalb der
festgelegten Grenzen und abseits
der zusƒtzlich ausgewiesenen Schi-
abfahrten au…erhalb der Schige-
biete unzulƒssig .

5. In den wirtschaftsstarken Zentral-
rƒumen einschlie…lich ihres Nah-
bereiches sind Kapazitƒtserh„hun-
gen der bestehenden Anlagen sowie
geringfögige rƒumliche Erweite-
rungen dann vertretbar, wenn dies
die Attraktivitƒt för die einheimi-
schen Schi- und Snowboardfahrer
erh„ht bzw. Verkehrsbelastungen
mindert, die durch die Ausflugs-
fahrten in die weiter entfernt gele-
genen Schigebiete entstehen k„nn-
ten .

NUW
OOO

N
O
000

SCHIGEBIET FäGENBERG - HOCHFäGEN
Hintergrundkarte: ÖK5O-Digital

(Bundesamt för Eich- und Vermessungswesen)
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In den wirtschaftsschwachen abge-
legenen Gebieten mit geringer Seil-
bahnerschlie…ung ist die rƒumliche
Erweiterung von Schigebieten in
bisher von technischen Anlagen
unberöhrte und in sich geschlosse-
ne Landschaftsrƒume nur dann
zulƒssig, wenn sie den Dauerur-
laubstourismus nachhaltig stƒrken
kann .

6. Die vorliegenden Grundsƒtze erset-
zen nicht die spezialgesetzlichen
Verfahren (z .B . nach dem Eisen-
bahngesetz, der Gewerbeordnung,
dem Tiroler Raumordnungsgesetz,
dem Naturschutzgesetz, Forstge-
setz, Wasserrechtsgesetz und dgl .) .
Sie sind jedoch bei der Interes-
sensabwƒgung heranzuziehen . †

NPN
OO0

Die Karte ist ein Beispiel för die Festlegung der Grenzen der Schigebiete in den Tourismusintensivgebieten .
Der Text der Seilbahngrundsƒtze inklusive aller Grenzfestlegungen in Farbe ist bei der Abteilung Ic als eigene
Broschöre (Schutzgeböhr) erhƒltlich .

]R1
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Die Erstellung der ärtlichen Raumordnungskonzepte

eine gesellschaftspolitische Aufgabe

Das Tiroler Raumordnungsgesetz 1994 ist seit nunmehr rund drei
Jahren in Kraft. Kaum ein Gesetz hat schon vor der BeschluÖfassung
und jetzt in der Umsetzungsphase so viele Diskussionen ausgelöst,
wie das wichtigste unserer ƒBodengesetze"!

Der Grund liegt wohl darin, daÖ einer-
seits unsere Raumressourcen nicht uner-
schöpflich sind, so daÖ restriktive
Regelungen auferlegt werden m„ssen,
andererseits die heimische Bevölkerung
ein legitimes Interesse daran hat, daÖ
ihr ausreichend Grund und Boden zur
Verf„gung gestellt wird, um die eigenen
Wohnbed„rfnisse zu befriedigen .

Nur 13% der Gesamtfl…che Tirols sind
sogenannter ƒDauersiedlungsraum" .
Das ist der Raum, der f„r eine Besie-
delung grunds…tzlich in Frage kommt .
Davon ist jedoch wiederum ein groÖer
Teil, vor allem wegen der Steilheit des
Gel…ndes, wegen gesetzlicher Nutz-
ungsbeschr…nkungen oder wegen Ge-
f…hrdung durch Naturgewalten, wie
Wildb…che und Lawinen, nicht f„r den
Wohnbau bzw. die Ansiedelung von
Gewerbe- und Industriebetrieben ge-
eignet . Die gesamte f„r die Besiedelung
geeignete Fl…che betr…gt nach neuesten
Untersuchungen nur rund 6,3% der
gesamten Landesfl…che .

Auf diesen 6,3% der Landesfl…che lebt
unsere Tiroler Bevölkerung (rund
660 .000 Personen) . Dazu kommen in
der Saison nochmals rund 360 .000
G…ste. Dieses Gebiet ist nicht nur unser
Siedlungsraum, sondern auch unser
Refugium f„r die Naherholung, das
wichtigste Produktionsgebiet f„r die
Landwirtschaft, aber auch das Gebiet
mit allen Infrastrukturanlagen, wie
Eisenbahnen und StraÖenbauten . Durch
unsere naturr…umliche Situation ist in
Tirol der Boden viel knapper als bei-
spielsweise in den benachbarten Bun-
desl…ndern Salzburg und K…rnten .

Die Enge des Siedlungsraumes und die
Nutzungsvielfalt bedingen daher eine
strenge Raumordnung . Der Landes-
gesetzgeber hat im Tiroler Raum-
ordnungsgesetz 1994 eine Reihe von
Zielen erarbeitet, um den aufgezeigten
Problemen zu begegnen. Das vordring-
lichste Ziel ist es, dem Bodensparen zum
Durchbruch zu verhelfen und Rege-
lungen in der Richtung einzuf„hren,
bestehende Baulandsubstanz besser zu
nutzen, weitere Zersiedelung zu unter-
binden und den Ausverkauf unserer
Heimat zu verhindern .

Um diese Ziele umzusetzen, sind ver-
schiedene Instrumentarien im Gesetz
festgelegt . Im Bereich der örtlichen
Raumordnung wurde dabei das Pla-
nungsinstrument des ärtlichen Raum-
ordnungskonzeptes dem Fl…chenwid-
mungsplan und den Bebauungspl…nen
vorgelagert. Die Gemeinden sind ver-
pflichtet, bis zum 31 . Dezember 1999
ihre ärtlichen Raumordnungskonzepte
zu erstellen und in weiterer Folge den
Fl…chenwidmungsplan und die Bebau-
ungspl…ne anzupassen. Mit einem zeitli-
chen Planungshorizont von 10 Jahren
und der Verpflichtung zur Fortschrei-
bung des ärtlichen Raumordnungs-
konzeptes werden innerhalb einer
Gemeinde mittel- bis langfristige
Weichenstellungen vorgenommen .

Die Notwendigkeit einer ƒvorausschau-
enden Planung" wird von den Ge-
meinden sehr wohl erkannt . Mit Ende
September 1996 haben bereits 183 der
279 Tiroler Gemeinden mit den
Arbeiten am ärtlichen Raumordnungs-
konzept begonnen . Etliche Entw„rfe

Landesrat Konrad Streiter

stehen bereits in der Vorbegutachtung,
ich rechne damit, daÖ wir bis Ende die-
ses Jahres einigen ärtlichen Raumord-
nungskonzepten die aufsichtsbehördli-
che Genehmigung erteilen können .

Die Erstellung der ärtlichen Raumord-
nungskonzepte hat in vielen Gemein-
den einen basisdemokratischen ProzeÖ
ausgelöst: Gemeinderat und Gemein-
devorstand sind in die Vorarbeiten ein-
gebunden, Raumordnungsaussch„ssen
sind spezielle Aufgaben „bertragen,
B„rger arbeiten in Arbeitskreisen zur
Erstellung der Raumordnungskonzepte
mit, fachliche Informationen werden
durch Raumplaner aufgearbeitet und
f„r die Arbeit zur Verf„gung gestellt .
Eine ƒumfassende Planung" (so der
Planungsanspruch) der k„nftigen
Entwicklung eines Gemeindegebietes
muÖ höchst mögliche Akzeptanz seiner
B„rger erreichen . Die ärtlichen Raum-
ordnungskonzepte d„rfen daher nicht
als Expertenentw„rfe ƒam gr„nen
Tisch" entstehen . Sie m„ssen viel mehr
unter möglichst direkter Einbindung der
Bevölkerung ƒwachsen" und damit zum
Gedankengut innerhalb eines Ortes
werden .

Die bisherigen R„ckmeldungen stim-
men mich optimistisch, daÖ dieses Ziel
der ärtlichen Raumordnungskonzepte
tats…chlich erreicht wird : Bei einem
GroÖteil der Tiroler Gemeinden wirkt
die Bevölkerung direkt an der Gestal-
tung des ärtlichen Raumordnungs-
konzeptes mit . Interessierte Gemeinde-
b„rger bringen sich in das Entstehen der
Konzepte ein . Es kommt zu lebhaften
Diskussionen, die die Arbeit befruchten
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und schluƒendlich zu einem akzepta-
blen Ergebnis föhren werden. Das wich-
tigste för mich dabei ist die Tatsache,
daƒ weite Kreise der Bev„lkerung durch
die Arbeit am …rtlichen Raumordnungs-
konzept mehr Verst†ndnis för die
raumordnungsspezifischen Probleme
ihrer Gemeinde bekommen .

Der H„hepunkt bei der 'Verordnungs-
werdung' des …rtlichen Raumord-
nungskonzeptes ist schlieƒlich die
Vorstellung des Entwurfes in einer
„ffentlichen Gemeindeversammlung .
Jeder einzelne Börger kann zum Vor-
schlag Stellung nehmen, offene Fragen
werden ausger†umt, die Position der
Gemeinde för die n†chsten 10 Jahre
wird fixiert . Damit erföllt die Erstellung
der …rtlichen Raumordnungskonzepte
auch eine wichtige gesellschaftspoliti-
sche Aufgabe : Die Bev„lkerung wird in
die r†umliche Fortentwicklung der
Gemeinde eingebunden, †hnlich wie es
bereits bei der Arbeit an den Dorfer-
neuerungspl†nen der Fall ist .

Das Land Tirol ist dabei den Gemeinden
bei der Planung und der begleitenden
…ffentlichkeitsarbeit behilflich : Neben
einer allgemeinen Informationsvermitt-
lung (statistische Daten, Daten aus
dem Tiroler Raumordnungsinforma-
tionssystem-TIRIS) werden den Gemein-
den för die Planung fl†chenbezogene
öber„rtliche Vorgaben zur Verfögung
gestellt .

Drauƒen in der Gemeinden werde ich
oft gefragt, warum wir unsere Grön-
zonenplanöng bzw. die Festlegung der
landwirtschaftfic ?en Vorrangfl†chen
eingestellt haben. Diese Frage ist auch
so nicht richtig , und darf deswegen
nicht unbeantwortet im' Raum stehen
bleiben: Die Grönzonenplanung wurde
als Planungsinstrument der öber„rtli-
chen Raumordnung (Raumordnungs-
programm) bereits mehrere Jahre vor
Erlassung des Tiroler Raumordnungs-
gesetzes 1994 in Erg†nzung' zur Fest-
legung von landwirtschaftlichen Vor-
rangfl†chen entwickelt . För 28 Ge-
meinden bestehen als Planungsvor-
gaben Grönzonen, för 56 Gemeinden
landwirtschaftliche Vorrangfl†chen . Die
Festlegungen in diesen bestehenden
Raumordnungsprogrammen finden

Raumordnungspolitik

ihren Niederschlag bei der Erstellung
der …rtlichen Raumordnungskonzepte :
Die Ergebnisse dieser Verordnungen
sind als Planungsvorgaben zu beröck-
sichtigen .

Eine Fortsetzung dieser Grönzonen-
planungen erwies sich in mehrfacher
Hinsicht als nachteilig . Aufgrund des
hohen Bearbeitungs- und Verfahrens-
aufwandes k„nnen för die Erstellung
der …rtlichen Raumordnungskonzepte
nicht zeitgerecht die notwendigen
Ergebnisse zur Verfögung gestellt
werden . Auch die Parallelit†t der
Planungsprozesse und -verfahren zur
Erstellung von Raumordnungspro-
grammen durch das Land einerseits und
von …rtlichen Raumordnungskonzep-
ten durch die Gemeinden andererseits
ist verwaltungs„konomisch nicht sinn-
voll und damit för den Börger nur
schwer verst†ndlich .

Die Grönzonenpl<if sung des
daher in fachlicher Hinsicht ;‡n Form de>
ˆäber„rtlichen Rahmesse -unger
fortgesetzt . Dadurch wird clc ö r

stet, daƒ för Landesteile n=F

	

. ':er,,
Siedlungsentwicklung ger eindeöber
greifende Planungsau sagen in die „rtli-
che Raumplanung der Gemeinden
einflieƒen' k„nnen . Inhaltliche Schwer-
punkte dieser Rahmensetzungen s'
dabei die Ausweisung von
sehaftlichen Eignungstiacihern, v
Erholungsr†umen, von Gebieten mit

.r BF=deutung för das Land-
schaftsbug? die Festlegung von
öber„rtlichen Siedlungsgrenzen .

Im Gegensatz zur Grönzonenplanung
wird för die Erstellung der äber„rtlichen
Rahmensetzungen kein eigenes Ver-
fahren in Gang gesetzt : Die Erarbeitung
wird in Zusammenarbeit mit den
beröhrten Dienststellen des Landes, den
Gemeinden und den beauftragten
Ortsplanern durchgeföhrt . Die Ergi b-
nisse der Rahmensetzungen; werden im
Wege der Gemeinde in den Planungs-
prozeƒ zum …rtlichen Raumord-
nungskonzept eingebracht. Dabei wird
der vom Land Tjrol eriarbeitete Rahmen
im'Gemeinderat zur Diskussion gestellt .'

Die Uber„rtlichen Rahmensetzungen
haben den Rang eines qualifizierten
Fachgutachtens und sind damit

Grundlage för die aufsichtsbeh„rdliche
Genehmigung der …rtlichen Raum-
ordnungskonzepte. Dadurch erlangen
sie auch eine ˆindirekte Rechts-
wirkung". L†ngerfristig besteht die
M„glichkeit, die äber„rtlichen Rahmen-
setzungen in formelle Raumordnungs-
programme des Landes ˆumzugieƒen"
und damit unmittelbare Rechtsverbind-
lichkeit zu schaffen . Um eine rasche
Erstellung der Rahmensetzungen zu
garantieren, wird jedoch von dieser
M„glichkeit vorerst nicht Gebrauch
gemacht .

Durch diese Schwerpunktsetzung konn-
ten in den vergangenen eineinhalb
Jahren äber„rtliche Rahmensetzungen
för insgesamt 49 Gemeinden (Stand :
30 .11 .1996) erstellt werden . Damit
wird aber seitens des Landes ei r die
Gemeinden unverzichtbare und immer
wieder geforderte Servicearbeit gelei-
stet .

Ich bin öberzeugt, daƒ w :r durch die
Arbeit
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mich ist jedoch, daƒ
r Ar it in vielen Tirolerinnen

lern eˆ ~ neues Verst†ndnis för
j! ~ : . Jbleme der Raumordnung
geweckt werden konnte .

ich bitte Sie, diesen eingeschlagenen
Weg gemeinsam fortzusetzen!
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Aufbruchsstimmung in der ARGE ALP

neues Leitbild beschlossen

Anknöpfend an das alte Leitbild aus
dem Jahr 1981, dessen fachliche Inhalte
auch heute noch weithin relevant sind,
trÖgt das neue Leitbild dem zwi-
schenzeitig massiv geÖnderten interna-
tionalen Umfeld Rechnung . Es legt die
inhaltlichen Schwerpunkte auf jene
Bereiche, welche die ARGE ALP - ver-
glichen mit anderen Einrichtungen der
grenzöberschreitenden Zusammenar-
beit - am besten wahrnehmen kann .

Die ARGE ALP sieht dementsprechend
ihre Aufgabe in der wirksamen Vertre-
tung alpenspezifischer Anliegen durch

> optimalen Informationsaustausch,
gute interne Koordinierung und
geschlossenes bzw . untereinander
abgestimmtes Auftreten der ARGE
ALP-Mitglieder nach auäen ;

> Vertretung alpenspezifischer Anlie-
gen gegenöber den oft alpenfernen
Zentralregierungen und gegen-
öber Institutionen auf europÖischer
Ebene ;

> Zusammenarbeit in Fragen von all-
gemeinem Interesse för den Alpen-
raum mit den beiden anderen
ƒAlpengemeinschaften" Alpen Adria
und COTRAO ;

> Wahrnehmung einer ƒBröcken-
funktion" zur „berwindung tren-
nender Grenzen im Alpenraum und
zur Erlangung eines besseren Ver-
stÖndnisses zwischen inner- und
auäeralpinen Bereichen .

Die Regierungschefs betonen daher die
Notwendigkeit, die Auäenvertretung
der ARGE ALP zu intensivieren, das
Leitbild in konkrete AktivitÖten umzu-
setzen und die Verankerung der ARGE
ALP und ihrer Anliegen im Bewuätsein
der Börger wie auch die Einbindung der
Jugend zu verstÖrken .

Franz Rauter

Am 28. Juni 1996 beschlossen die Regierungschefs der
Arbeitsgemeinschaft AlpenlÖnder in Mailand einstimmig das
ƒGemeinsame Leitbild för die Entwicklung und Sicherung des
Alpengebietes 1996"".

Kern des neuen Leitbildes bilden 12 för
die ARGE ALP besonders wichtige
GrundsÖtze und Leitziele (siehe Kasten) .

Zur Verwirklichung dieser
GrundsÖtze und Leitziele wird
eine ganze Reihe von Maä-
nahmen för wichtig erachtet
Hinsichtlich des Schutzes der natörli-
chen Lebensgrundlagen steht eine, die
…kologische StabilitÖt des Alpenraumes
erhaltende, nachhaltige Ressourcen-
nutzung im Vordergrund . Besonders
wird hervorgehoben, daä die Luft-
reinhaltung nicht nur die Verminderung
der Belastung durch ƒhausgemachte"
Emissionen, sondern insbesondere auch
die Reduktion der Schadstoffimmis-
sionen aus dem Verkehrsbereich und
der groärÖumigen Luftschadstoff-Fern-
transporte erfordert . Die Festlegung im

2. Teil

Sinne des Naturschutzes schötzenswer-
ter Gebiete soll in verstÖrktem Maäe
in grenzöberschreitender Vernetzung
erfolgen .

Die Maänahmen zum Thema Raum-
planung und Siedlungswesen stellen
die Notwendigkeit einer sparsamen,
haushÖlterischen Bodennutzung in den
Vordergrund und betonen in diesem
Zusammenhang die Notwendigkeit der
EinschrÖnkung von Freizeitwohnsitzen .
Ebenso wird zu verstÖrkter grenzöber-
schreitender Zusammenarbeit in der
Raumplanung aufgerufen und die nach
wie vor bestehende Notwendigkeit
betont, strukturschwache Alpenregio-
nen stÖrker zu unterstötzen, um dort
noch bestehenden Abwanderungsten-
denzen entgegenzuwirken .

Einen weiteren Schwerpunkt stellen
die Maänahmen för Wirtschaft und
Regionalpolitik dar. Ausdröcklich wird
die Schaffung eines eigenen F…rder-
gebietes Alpen durch die EuropÖische
Union gefordert . Auch auf die Not-
wendigkeit, einen grenzöberschreitend
offenen Arbeitsmarkt tatsÖchlich zu
verwirklichen, wird hingewiesen . Ein
ganzes Böndel weiterer Maänahmen
zielt darauf ab, der kleinteiligen Wirt-
schaft in alpinen Regionen eine gedeih-

Auäengrenze der MdglledslÖnder
r . Arbeltsgeblet der ARGE ALP

Alpen

Amt de, Tiroler Lendesregie ung
Abteilung B :

L: ON
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liche Weiterentwicklung unter Bedin-
gungen des Gemeinsamen Marktes zu
ermöglichen und auch in peripheren
Gebieten eine möglichst eigenstÖndige
Regionalentwicklung sicherzustellen .

Sehr nachdräcklich befaƒt sich das
Leitbild mit dem Thema Land- und

Forstwirtschaft, deren Fortbestand und
Entwicklung unter alpinen VerhÖltnissen
besondere Maƒnahmen erfordert,
wobei insbesondere auch die multifunk-
tionalen Leistungen der Land- und
Forstwirtschaft einerseits, und die aus
der Zusammenarbeit mit anderen
Wirtschaftszweigen resultierenden
Möglichkeiten andererseits zu beräck-
sichtigen sind . Gestätzt auf das neue
Leitbild hat die ARGE ALP äbrigens
bereits auch ein Memorandum zur
zukänftigen Agrarpolitik und Agrar-
förderung im Berggebiet des Alpen-
bogens beschlossen, das die Anfor-
derungen an eine känftige Politik fär
den lÖndlichen Raum im alpinen Bereich
im Detail darlegt und die Forderung
nach der Schaffung eines eigenen EU-
Fördergebietes bekrÖftigt .

Ein eigenes Maƒnahmenkapitel befaƒt
sich auch mit dem Thema Tourismus,
Freizeit und Erholung . Unter anderem
wird darin auf die Notwendigkeit einer
verstÖrkten äberregionalen touristi-
schen Zusammenarbeit und Vermark-
tung hingewiesen; aber auch auf die
Notwendigkeit steuernder Maƒnahmen
im Bereich des Ausflugstourismus, um
„berlastungen im Verkehrsnetz und
Kollisionen mit dem Urlaubstourismus
möglichst zu vermeiden .

Im Kapitel Verkehr fordern die Mit-
glieder der ARGE ALP (auch unter Hin-
weis auf die Zielsetzungen der Alpen-
konvention) eine verkehrspolitische
Weichenstellung, die beräcksichtigt,
daƒ sich die Anforderungen an die
Alpen als Durchgangsraum am dauer-
haft zu sichernden Gesamtwohl der ein-
heimischen Bevölkerung und am Schutz
der sensiblen Umwelt zu orientieren
haben .

Weitere Maƒnahmenbereiche betreffen
die Energiewirtschaft, die Gesund-
heits-, Sozial- und Familienpolitik, das
Erziehungs- und Bildungswesen,
Wissenschaft und Forschung, Kultur
und Sport .

In Bezug auf die Verwirklichung der
ARGE ALP der Bärger fordert das neue
Leitbild eine gezielte und nachhaltige
…ffentlichkeitsarbeit und verstÖrkte
MedienprÖsenz der ARGE ALP, eine bes-
sere Dokumentation und Bekannt-
machung ihrer Arbeiten, die Forcierung
grenzäberschreitender Zusammen-
känfte von GemeindefunktionÖren zur
StÖrkung des gegenseitigen VerstÖnd-
nisses und die verstÖrkte direkte Ein-

GrundsÖtze und Leitziele der ARGE ALP
1 . Zur Sicherstellung einer nachhaltigen

Entwicklung sind die wesentlichen
Lebensinteressen der einheimischen
Bevölkerung und die ökologischen
Bedingungen des Alpengebietes vorran-
gig zu beachten . Der Alpenraum soll
auch in Zukunft seine vielfÖltigen Funk-
tionen erfällen können, wobei deren
gegenseitige Vernetzung und Ausgewo-
genheit zu beräcksichtigen sind .

2. Der Erhaltung des natärlichen Erbes,
das die Lebensgrundlage fär die
Bevölkerung und eine wichtige Grund-
lage fär den Tourismus darstellt, muƒ
besondere Beachtung geschenkt wer-
den .

3. Das gemeinsame kulturelle Erbe wie
auch die kulturelle Vielfalt sollen als
Lebensgrundlage und verbindendes
Element der verschiedenen Nationen
erhalten und weiterentwickelt werden .

4. Durch die Pflege der grenzäberschrei-
tenden Beziehungen sollen die Mög-
lichkeiten ausgebaut werden, das
Denken und die Kultur des Nachbarn
kennen und verstehen zu lernen .

5. Die EigenstÖndigkeit des Alpenraumes
und seiner Teilgebiete soll im Rahmen
der gesetzlichen Gegebenheiten und
deren Gestaltungsmöglichkeiten soweit
wie möglich wahrgenommen und
gestÖrkt werden . Nach dem Subsidi-
aritÖtsprinzip soll die Verantwortlichkeit
möglichst bärgernah angesiedelt wer-
den .

6. Die Wirtschaftskraft des Alpengebietes
und seiner TeilrÖume soll gestÖrkt wer-
den, um deren Bewohnern eine
verlÖƒliche wirtschaftliche Basis zu
sichern, dabei soll auf eine nachhaltige
Entwicklung und auf die Teilnahme
möglichst groƒer Bevölkerungskreise
geachtet werden .

7. Die nachhaltige Nutzung und Ent-
wicklung des Alpenraumes muƒ im
Rahmen einer geordneten Gesamt-
entwicklung erfolgen. Der haushÖlteri-
sche Umgang mit den natärlichen

bindung der Jugend in die AktivitÖten
der ARGE ALP.
Speziell im Hinblick auf diese Forde-
rungen haben die Regierungschefs
gleichzeitig mit dem neuen Leitbild
auch eine Organisationsreform be-
schlossen, um die TÖtigkeit der ARGE
ALP insgesamt stÖrker alpenspezifisch,
bärgernÖher, umsetzungsorientierter
und fachäbergreifender gestalten zu
können .
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Ressourcen, die Beachtung ökologischer
Notwendig-keiten und deren Ver-
netzungen zwischen allen raumbedeut-
samen Elementen sowie die Freihaltung
von EntwicklungsspielrÖumen fär die
Zukunft mässen als GrundsÖtze fär
raumbedeutsame Planungen gelten .

8. Unausgewogenheiten sollen verringert
werden, um eine möglichst gleichwerti-
ge LebensqualitÖt auf wirtschaftlichem
und sozialem Gebiet sowie bezäglich
der UmweltverhÖltnisse fär die Bevöl-
kerung zu erreichen .

9. Belastungen därfen nicht soweit gehen,
daƒ sie die natärlichen Lebensgrund-
lagen fär die einheimische Bevölkerung
nachhaltig oder wesentlich beeintrÖch-
tigen oder gar zerstören . Die verschie-
dene Nutzungen sollen das naturgege-
bene Gefahrenpotential nicht zusÖtzlich
erhöhen .

10. Gezielte Informationen sollen innerhalb
und auƒerhalb der ARGE ALP zum
VerstÖndnis der Besonderheiten des
Alpenraumes beitragen und ein
Problembewuƒtsein dafär wecken. Ziel
dieser Informationen sollen sowohl die
Entscheidungsgremien auf äberregiona-
ler und europÖischer Ebene als auch die
breite …ffentlichkeit sein .

11 . Die ‡ARGE ALP der Bärger" soll Wirk-
lichkeit werden . Motivierte Bärger, ins-
besondere auch die Jugend, sollen an
der Lösung von Aufgaben mitwirken.

12. Bei der Sicherung und Entwicklung des
Alpengebietes soll nicht nur auf die
Beziehungen zwischen den einzelnen
TeilrÖumen untereinander sondern auch
auf die Wechselbeziehungen mit den
auƒeralpinen Gebieten Räcksicht
genommen werden. Die Interessen der
einheimischen Bevölkerung, fär die der
Alpenraum auch in Zukunft lebenswert
bleiben muƒ, mässen dann PrioritÖt vor
auƒeralpinen Interessen haben, wenn
letztere die langfristigen Lebens- und
Entwicklungsmöglichkeiten nachhaltig
beeintrÖchtigen können .

Heft 12 . Dezember 1996
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Wie geht's uns mit der EU-Regionalpolitik?

Das Ziel 5b-Programm Tirol

Nach der formellen Genehmigung des 5b-Programmes Tirol
durch Kommissar Franz Fischler im Dezember 1995 wurden die
Finanzmittel aus den Europäischen Strukturfonds (EAGFL, EFRE,
ESF) auf die Konten nach Osterreich und Tirol zur eigenverant-
wortlichen weiteren Verwendung im Rahmen von regionalen
FÖrderungen öberwiesen . Dies bedeutet, daƒ die „Brössler
Gelder" nun an die FÖrderungswerber in den Regionen ausbe-
zahlt werden kÖnnen .

Walter Grimm
Susanne LÖderle
Franz Rauter

Das 5b-Programm gliedert sich
seinem inhaltlichen Aufbau nach in
drei groƒe Unterabschnitte .

> Unterabschnitt 1 :
FÖrderung för die Landwirtschaft aus
dem Europäischen Ausrichtungs- und
Garantiefonds-Landwirtschaft/ EAGFL .

Bei der Umsetzung dieses Unterpro-
grammes wurden bis Anfang November
1996 82 Projekte genehmigt und damit
FÖrderungen in der HÖhe von ca . ATS
94 Mio. zugesagt. In diesen Öffent-
lichen Mitteln sind ATS 34 Mio. des
EAGFL enthalten (die Bundes-
mittel betragen ca. ATS 36 Mio .
und die Landesmittel ca . ATS
24 Mio .) .

Als beispielhafte Projekte
aus diesem Bereich kÖnnen
angeföhrt werden :

Regionale Vermarktung
von Qualitätsprodukten

Aufgrund der schwierigen
Situation för die landwirt-

schaftliche Produktion vor
allem in geographisch abge-
schiedenen Regionen ist die

FÖrderung des Absatzes regiona-
ler Produkte sehr wichtig . Oft

schränken die betrieblichen Klein-
strukturen die Wettbewerbsfähigkeit

auf „traditionellen Märkten" ein (er-
schwerte Produktionsbedingungen
durch Standortnachteile) .
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Die Ziele definieren sich damit folgen-
dermaöen :
> Sicherung und Verbesserung der

Absatzsituation traditioneller, regio-
naler, landwirtschaftlicher Produkte ;

> Forcierung der Be- und Verarbeitung
landwirtschaftlicher Produkte durch
heimische Klein- und Mittelbetriebe ;

> Aufbau einer gemeinsamen Marke,
Ausarbeitung von Qualitƒtsstan-
dards und Qualitƒtssicherung ;

> Realisierung einer gemeinsamen
Produktidee und Marke von der Pro-
duktion bis zur Vermarktung .

Ein solches Projekt trƒgt als Koope-
rationsinitiative von Verarbeitungs- und
Dienstleistungsbetrieben direkt und
unmittelbar zur Sicherung und Steige-
rung der regionalen WertschÖpfung bei,
wobei auch in diesem Zusammenhang
eine sektor„bergreifende Vernetzung
zur regionalen Beherbergungs- und
Verpflegungsinfrastruktur oder zum
regionalen Handel w„nschenswert ist .

ä Unterabschnitt 2 :

FÖrderungen in den Bereichen auöer-
GefÖrdert in diesem Bereich wird nicht halb der Landwirtschaft aus dem Euro-
nur die Wald-Weide-Trennung selbst, pƒischer Fonds f„r regionale Entwick-
sondern auch die damit verbundenen lung/EFRE.
Folgemaönahmen wie Zaunerrichtun-

	

l
gen und Zaunei haltungen, Rodungen, Bei-,der; Urnsetzung dieses Unze, pro-
Weiderƒumungen, Kultivierungen, wei- grammes, das Maönahmen aus den
deverbessernde Maönahmen etc. Bereichen auöerhalb der Landwirtschaft

fÖrdert, wie z . B . Gewerbe, Industrie,
Handel, Tourismus, Handwerk ect . wur-
den durch FÖrderungsentscheidungen bis
Anfang November 7 996 f„r 161 Projekte
Gesamtmittel in HÖhe von ca. ATS 139
Mio. gebunden . Diese setzen sich au : ca .
ATS 49 Mio LU-Geldern aus dem EFRE,
ATS 80 Mb. Landesmitteln und ca . ATS
58 Mio. Bundesmitteln zusammen .

Wald-Weide-Trennung

Errichtung eines Kleinkraftwerkes
Durch die Errichtung des Kleinkraft-
werkes soll die weitere Bewirtschaftung
der Alm, der eine Jausenstation ange-
gliedert ist, gesichert werden . Durch-
gef„hrt wird dieses Projekt von einer
Agrargemeinschaft, der 65 Anteils-
berechtigte angehÖren . Es ist keine
Intensivierung der Bewirtschaftung vor-
gesehen . Durch die Erhaltung der Alm-
und Weideflƒchen sind ƒuöerst positive
Ökologische Auswirkungen zu verzeich-
nen (z .B. Erosionsschutz) .

Durch den Bau des Kleinkraftwerkes und
der damit gesteigerten Attraktivitƒt der
Alm (Jausenstation ist wƒhrend der
Almzeit f„r Wanderer und wƒhrend der
Wintermonate f„r Rodler und Schi-
tourengeher geÖffnet) ist die nachhalti-
ge Bewirtschaftung der Alm wesentlich

Regionalent-…icklung

besser gesichert . Da die beteiligten
Landwirte hauptsƒchlich im Neben-
erwerb tƒtig sind, wird deren Einkom-
menssituation verbessert .

Almschaukƒserei
In einer bestehenden Almkƒserei wird
eine Trennung zwischen Zuschauer-
bereich und Produktionsbereich durch-
gef„hrt. Damit im Zusammenhang
steht die Errichtung eines Verkaufs-
raumes und die Neuanlage eines Kƒse-
lagers. Durch die Eigenvermarktung der
anfallenden Almmilch ist ein Milch-
preisvorteil von ca . S 1,- gegen„ber der
Molkereiablieferung mÖglich . Die an
der Kƒserei beteiligten Almbauern kÖn-
nen dadurch eine erhÖhte Wert-
schÖpfung erzielen. Zusƒtzlich bietet die
Realisierung dieses Projektes die MÖg-
lichkeit zur Schaffung eines Arbeits-
platzes (Kƒser) .

Beispielhafte Projekte aus diesem
Bereich sind:

Standortverlegung von Betrieben aus
Gr„nden der Raumordnung
Oft befinden sich bestehende betriebe
in einem dicht verbauten Ortskern .
Aufgrund der Örtlichen Verhƒltnisse
bestehen keine rweiterungsmÖg-
lichkeiten mehr. Aus diesem Grund und
auch unter Ber„cksichtigung , _:r
Nachbarschaft (Öffentliches Interesse)
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entscheiden sich Betriebsinhaber f„r
eine Verlegung des Betriebes in eine
Randlage des Ortes oder in ein Ge-
werbegebiet .

Erschlieöung von Gewerbe- und
Industriegebieten
Bei einem Projekt im Auöerfern wurde
das Gewerbegebiet neu eingeteilt, es
wurden Parzellen getauscht, zusam-
mengelegt, ein Damm abgetragen und
durch einen neuen Weg erschlossen .
Um das betroffene Gewerbegebiet
„berhaupt nutzen zu kÖnnen, muöte
die quer „ber die Grundst„cke f„hrende
Stromleitung an den Rand des Gebietes
verlegt werden bzw. zum Teil vollstƒn-
dig verkabelt werden .

FÖrderungen im Bereich von
Forschung und Entwicklung
Ziel des Projektes ist es, die Entwicklung
von Programmroutinen zur automati-
schen Erstellung von Konstruktions-
zeichnungen f„r Bauteile zu entwickeln.
Dabei soll in Querschnittszeichnungen
aus einer graphischen Bauteildaten-
bank, aufbauend auf das bestehende
Berechnu.angsprogr;amrn, vollautoma-
tisch die erforderliche Bewehrung ein-
gezeichnet-werden .

Schaffung Örtlicher und regionaler
Infrastruktureinrichtungen
Unter diesem Titel wurden z .B. lntor-
mations- und Kommunikationszentren
errichtet . Darin s~ i f .l, 'i . Gemeinden
Rƒumlichkeiten iur Veranstaltungen,
Vortrƒge und Ausstellungenn vohr- hand-
werklichen, k„nstlerischen und bƒuerli-
chen Produkten vorgesehen . Weiters
sind B„roflƒchen f„r Prƒsentationen und
Informationen vorgesehen .

Schaffung von touristischen
irrfrastruktureinrichtungen
Im Rahmen eines Projektes wurde eine
Kletterwand von 12 m HÖhe erreichtet,
die auf der R„ckseite in einen nat„rli-
chen Steilhang gebaut wird uind mit der
Vorderseite zu den n usc ; uern hin offen
ist. Um diese Kletteraulacre entsteht als
Zusatzangebot eine gefahrlose
Kletterlandschaft iis- Kinder .
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> Unterabschnitt 3 :
FÖrderung aus dem Bereich der
Humanressourcen/ESF .

Bei der Umsetzung dieses Unterpro-
grammes wurden insgesamt ATS 12
Mio. gebunden, wovon ca. ATS 10 Mio .
der europöische Sozialfonds ƒbernom-
men hat. Von insgesamt 41 bewilligten
Projekten wurden bisher vier vom Land
Tirol getragen : Dies sind die ISSBA Imst
(Initiative zur Störkung persÖnlicher,
wirtschaftlicher und sozialer Stabilitöt
Benachteiligter am Arbeitsmarkt), die
OSPA Lienz (Osttiroler Sozialprojekt fƒr
Arbeitslose), die Pflegehelferausbildung
in Landeck und die Erhebung der Quali-
fikationserfordernisse im 5b-Gebiet .

Wer entscheidet ƒber
5b-Projekte? -
Die landesinterne
Organisation zur
Programmumsetzung

Mit Regierungsbeschiu„ der Tiroler,.
Landesregierung vom 18 . Juli 1995 wur-
den 'zur FÖrderungsabwicklung des Ziel
5b-Programmes (und auch fƒr LEADER
und INTERREG), soweit die innerstaatli-
che Kofinanzierung aus Landesmitteln
erfolgt, Arbeitsgruppen eingesetzt, die
Empfehlungen ƒber Vergabe von EU-
Mitteln ahgibt. Dabei handelt es sich
um :

ä Die Arbeitsgruppe EAGFL: Verant-
wortlichwortlich fƒr die Umsetzung des
Unterprogrammes EAGFL - FÖrde-
iungen aus dem Bereich der Land-
.ind Forstwirtschaft . Diese Arbeits-
gruppe wird von der Gruppe Agrar-
technik und AgrarfÖrderung des
Amtes geleitet .

ä Arbeitsgruppe EFRE : Verantwortlich
fƒr die Umsetzung der Ma„nahmen
des Unterprogrammes EFRE - FÖrde-
rung der Sektoren au„erhalb der
Landwirtschaft. Den Vorsitz fƒhrt die
Abteilung Id .

ä

	

Arbeitsgruppe FSF : Verantwortlich
fƒr die Umsetzung des Unterpro-

grammes ESF - FÖrderung von
Humanressourcen. Den Vorsitz fƒhrt
die Abteilung IVe in Abstimmung
mit der Landesgeschöftsstelle des
Arbeitsmarktservice Tirol .

Die Arbeitsgruppen beschlie„en darƒ-
ber, ob und in welcher HÖhe Mittel der
EU-Strukturfonds einem bestimmten
Projekt zugerechnet werden sollen und
unter welche Programma„nahme das
jeweilige Projekt föllt .

Die Mitglieder der Arbeitsgruppen
stammen aus den mit den jeweiligen
Projekten und der Programmum-
setzung befa„ten Abteilungen des
Amtes und Interessensvertretungen,
Diese breitgeföcherte Zusammen-
setzung der Gremien garantiert eine
objektive Projektauswahl .

Die eigentliche FÖrderentscheidung
wird nach wie vor jedoch von der jewei-
ligen FÖrderstelle herbeigefƒhrt .

,Zusammenfassung und
kurze Darstellung eines
geplanten Projektes

Es zeigt sich jetzt schon, da„ es richtig
war, keine fixen …regionalen Quoten"
von vornherein fƒr die einzelnen Sb-
Teilgebiete festzulegen .' ) Auswahl-
kriterien fƒr die Finanzierung eines
Projektes unter dem Titel …5b" ist
ausschlie„lich der regionale Nutzen und
vor allem die Qualitöt des eingereichten
Projekte . Der dadurch bewirkte
…Wettbewerb der Projekte" in den ein-
zelnen Regionen zeichnet sich jetzt
schon als sehr fruchtbar ab . Die
betröchtliche Zahl der bisher einge-
reichten Projekte aus ; allen Wirt-
schaftsbereichen spricht fi.i r das gro„e
Engagement fƒr regionale Entwicklung
der Wirtschaft und der BevÖlkerung im
löndlichen Raum .

Die Qualitöt der bisher eingereichten
und bewilligten Projekte hingegen ent-
spricht nicht ganz dem Standard, wie er
bei der Abfassung des Programmen als
Ma„stab fƒr die kƒnftige Projektauswahl
im Rahmen der Kofinanzierung des Sb-
Programmes angelegt wurde . Die

Einrichtung von Regionalmanage-
mentstellen in Anknƒpfung an die
bereits bestehenden Regionalvereine in
den Bezirken soll dazu dienen, sich
gezielt um die Umsetzung des Sb-
Programmes vor allem im Hinblick auf
die Projektentwicklung zu kƒmmern
(siehe Beitrag Regionalmanagement) .
Dadurch wird es mÖglich, qualitativ
hÖherwertige und zwischen den
Sektoren vernetzte Projekte zu ent-
wickeln. Erste Ansötze in diese Richtung
sind bereits zu verzeichnen .

So wird beispielsweise im Tiroler Ober-
land gemeinsam von den Vereinen IRI
und MIAR ein regionales Entwick-
lungsprojekt …Naturpark Kaunergrat
- Pilier - Venet" betrieben .

Ausgangspunkt des Projektes ist die
†berlegung, da„ dieser Raum im
Hinblick auf Naturausstattung, landwirt-
schaftliche SchÖnheit, historische und
kulturelle Besonderheiten, landwirt-
schaftliche Qualitötsprodukte und
Leistungen des traditionellen Gewerbes
vielföltige Ansatzpunkte fƒr eine natur-
und landschaftsvertrögliche Wirtschafts-
entwicklung mit Schwerpunkt Touris-
mus in Verknƒpfung mit Landwirtschaft
und Gewerbe bietet . Ideen fƒr konkrete
Ma„nahmen betreffen z.B . : die Schaf-
fung von Einrichtungen fƒr den natur-
nahen Erholungstourismus, die regions-
spezifische Weiterentwicklunq der
Gastbetriebe, die Entwicklung eines
Bauernmarktes etc . sowie die professio-
nelle Gesamtvermarktung dieses Ange-
botes .

Dieses Projekt stellt nur in Beispiel fƒr
verschiedene engagierte Aktivitöten der
Wirtschaftstreibenden und Meinungs-
tröger in den Regionen dar . Das 5b-
Programm Tirol bietet den finanziellen
Anreiz fƒr die Entwicklung und entspre-
chende Umsetzung solcher integrierter
Projekte . Die Regionalmanagement-
stellen der Bezirke sin=d genauso heraus-
gefordert wie die Landesverwaltung,
aktiv an der Gestaltung solcher Projekte

Siehe RO-l ;
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Das LEADER Programm Tirol

Die Verhandlungen sind erfolgreich abgeschlossen -
das LEADER-Programm Tirol ist genehmigt .

Wie in der Ausgabe von RO-Info Heft 10
vom Dezember letzten Jahres berichtet,
wurde das LEADER-Programm am 12 . 7 .
1995 formell bei der Kommission einge-
reicht. Genau ein Jahr spöter - also am
12. 7. 1996 - konnten die intensiven
Verhandlungen mit den zustöndigen
Kommissionsdienststellen in Brƒssel
erfolgreich abgeschlossen werden . Die
formelle Genehmigung des Pro-
grammes wurde durch die Unterschrift
von Kommissar Fischler unter das
Dokument bestötigt . Formell bedeutet
in diesem Zusammenhang, da„ die
Europöische Kommission den Inhalt des
Programmes und damit die Bereiche
der Färderung akzeptiert und aktiv
unterstƒtzen will .

Durch diesen offiziellen Akt der Ge-
nehmigung durch die Kommission ist es
mäglich, mit der Umsetzung des
Programmes zu beginnen : die Phase der
engen Zusammenarbeit mit den
Regionen setzt also ein .

Was wird gefärdert und
wer bekommt
Färderungsmittel?

Was wird gefärdert?
Unterstƒtzt werden Ma„nahmen aus
dem Bereich der Landwirtschaft, der
Sektoren au„erhalb der Landwirtschaft
(Gewerbe, Industrie, Handel, Touris-
mus, Handwerk, Kultur, Energie, Um-
welt etc .) und Aus- und Weiterbil-
dungsma„nahmen .

Besonders färderungswƒrdig erschei-
nen in diesem Zusammenhang Innova-
tionen . Diese zeichnen sich dadurch
aus, da„ sie gegenƒber den ärtlichen
Methoden, Produkten, Herstellungs-
fragen, Mörkten neu sind sowie muster-
gƒltig und ƒbertragbar (z.B . in andere
Regionen oder andere Lönder) .

Regionalentwicklung

Beispiele hie fƒr wören :

> Der Einsatz neuer Informations- und
Kommunikationstechnologien im
löndlichen Raum .

> Planung und Vermarktung neuer
Produkte und Dienstleistungen
(regionale Spezialitöten) .

> Ma„nahmen, um die Folgen der
gemeinsamen Agrarpolitik aufzufan-
gen, einschlie„lich Ma„nahmen in
den Bereichen Umwelt und nach-
wachsende Rohstoffe .

> Die Schaffung neuer Arbeitsplötze
im löndlichen Raum ; die Einglie-

derung von Menschen, die mit dem
Existenzminimum auskommen mƒs-
sen .

> Die Erweiterung des Kulturange-
botes im löndlichen Raum als iden-
titötsstiftenden Faktor und Anzie-
hungspunkt fƒr den Tourismus .

> Schörfung des Bewu„tseins der
Landbevälkerung fƒr die Kernfragen
der löndlichen Entwicklung und ihre
eigenen unternehmerischen Mäg-
lichkeiten .

l	

Kultur
Land
rrt .chatt

Tounsnms

hellen, motivieren
vermitteln, vernetzen

SOFT-WARE

5b-Färderungen
konkrete Projektumsetzung
Innovative Investitionen

HARD-WARE

Gewerke

Handwerk
Umwelt

Gesundheit

Einige Beispiele aus Tirol

In Tirol sind folgende Gruppen im Sinne
der LEADER-Strategie bereits jetzt tötig :

> Im …tztal: Der Verein †Sall Wäll" ist
die erste formell anerkannte LEADER-
Gruppe in Tirol, die sich in Form eines
Vereins organisiert hat und bereits offizi-
ell tötig ist . Lokale Arbeitsgruppen zu
den Themen Landwirtschaft, Gewerbe,
Industrie, Handel, Tourismus, Kultur
und Umwelt haben sich schon vor
einem knappen Jahr im …tztal formiert,
um in das LEADER-Programm Tirol auf-
genommen zu werden . Die Aktions-
gruppe †Sall Wäll" - Verein zur eigen-
stöndigen Entwicklung im …tztal - ist
Tröger des LEADER-Projektes fƒr die
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Wer bekommt Färderungen?
Färderungen erhalten ausschlie„lich
sogenannte lokale Aktionsgruppen .
Diese Gruppe umfassen verschiedene
Partner des äffentlichen und privaten
Sektors mit einer gemeinsamen Stra-
tegie und einem Innovationskonzept
zur Entwicklung eines löndlichen
Gebietes von kleinröumiger Dimension
(z.B . Tal bzw. einige wenige Gemein-
den). Das LEADER-Programm unter-
stƒtzt somit Aktivitöten der Bewohner in
einer Region, hilft ihnen, neue Ideen
umzusetzen und leistet vor allem orga-
nisatorische Hilfestellungen .

Um das LEADER-Programm Tirol in den
einzelnen Regionen umsetzen zu kän-
nen, organisieren sich diese lokalen
Aktionsgruppen in Form von Vereinen,
die als Tröger von Färderungen auftre-
ten kännen .

Die lokalen Aktionsgruppen sind am
Beginn ihrer Tötigkeit dazu aufgerufen,
das fƒr ganz Tirol geltende LEADER-
Programm fƒr die speziellen Bedƒrfnisse
und Anliegen der betroffenen Region zu
konkretisieren und durchfƒhrbar zu ge-
stalten . Dies bedeutet, da„ am Beginn
der Tötigkeit jedes LEADER-Vereins die
Abfassung und Gestaltung der LEADER-
Strategie ansteht. Ziel der Strategie
mu„ es sein, die regionalen Störken zu
nutzen und die regionalen Nachteile
und Schwöchen mäglichst auszuglei-

chen .
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Zur Person des
LEADER-

Beauftragten :

Mag. Werner Kräutler,
ein 4 6jähriger gebÖrtiger Vorarlberger,
hat in Innsbruck Volkswirtschaft stu-
diert und insgesamt 22 Jahre als Jour-
nalist bei verschiedenen österreichi-
schen Zeitungen gearbeitet. Zuletzt
war er drei Jahre lang als Innenpolitik-
Redakteur in Wien tätig .

Neben seiner journalistischen Tätigkeit
fÖhrte Kräutler von 1980 bis 1993
eine Marketingagentur in Vorarlberg .

Vor genau 10 Jahren grÖndete er in
Vorarlberg dieƒ Konsumenten-
Produzenten-Arbeitsgemeinschaft"
(KOPRA). Ziel der in der Zwischenzeit
als offizieller Bioverband eingetra-
genen, auch finanziell erfolgreichen,
gemeinnÖtzigen Organisation : Die
Direktvermarktung von Produkten, die
Bergbauern im gro„en Walsertal,
Bregenzer Wald und Montafon produ-
zieren .

Region …tztal inklusive Haiming .
Obmann des Vereines ist Dr. Hans Haid
aus Vent. Ziel aller Aktivitäten soll sein,
die Einzigartigkeit des …tztales hervor-
zuheben .

Der Verein ist bemÖht, von Anfang an
die BÖrger der Region fÖr starkes
Engagement und Verständnis zu ge-
winnen. Eines der ersten Vorhaben wird
eine umfassende Regionalstudie …tztal -
anknÖpfend an das Regionalwirt-
schaftliche Konzept (im Rahmen des 5b-
Programmes) Oberland - sein . Der
ƒBestand" im Tal soll erhoben werden
und Ansätze fÖr innovative Entwick-
lungen aufzeigen . Der Verein ƒSall Wöll"
hat seinen Sitz in Umhausen im Gasthof
Krone eingerichtet .

Im August 1996 wurde bereits die Stelle
eines sogenannten LEADER-Beauftrag-
ten fÖr die Region in regionalen und
tirolweiten Medien ausgeschrieben . Am
3 . September 1996 wurde vom Vor-
stand des Vereines Sall Wöll der LEADER-

Beauftragte ausgewählt . Von mehreren
kompetenten Bewerbern wurde Mag .
Werner Kräutler zum LEADER-Beauf-
tragten fÖr die Region einstimmig aus-
gewählt .

> In Osttirol: Die drei Gemeinden des
Virgentales sind seit einem Jahr sehr
aktiv im Sinne des LEADER-Gedankens
tätig. Die intensiven BemÖhungen zur
Findung einer LEADER-Strategie und zur
Findung von guten Projekten und
Projektpartnern hat sich gelohnt, denn
am 8. Novem-ber 1996 erfolgte die for-
melle GrÖndung des LEADER-Vereines
ƒVirgental - Alter Kulturraum, neue
Wege" .

Geplante Ma„nahmen zur Umsetzung
des LEADER-Programmes fÖr die Region
sind im Bereich des Kulturlandschafts-
programmes (Anbau-, Veredelungs-
und Vermarktungsinitiativen im Bereich
Fleisch, Obst- und Beerenanbau, Ge-
treide, Kartoffel und Kräuter), der
Energie, der Telekommunikation (vor
allem Nutzung im Tourismus wie z .B .
Urlaub am Bauernhof) und in der
Zusammenarbeit mit dem Nationalpark
Hohe Tauern angesiedelt .

> Im Tiroler Unterland: Auch die Re-
gion um den Pillersee und um Fieber-
brunn ist sehr aktiv im Sinne des
LEADER-Programmes tätig . Noch in
diesem Jahr soll die GrÖndung eines
Vereines erfolgen .

> Im Tiroler Oberland: Unter dem Titel
ƒTiroler Holz" zeichnen sich seit gerau-
mer Zeit die Entwicklung eines LEADER-
Projektes fÖr die Bezirke Imst und
Landeck ab . Die Projektumsetzung wäre
dabei auf vier Ebenen geplant :

- Gewinnung des Rohstoffes Holz
zur Herstellung eines qualitativ
hochwertigen Holzproduktes (Win-
terschlägerung, Beachtung der
Mondphasen etc.) und zur Schaf-
fung von Nebenerwerbsmög-
lichkeiten fÖr die ländliche Bevöl-
kerung ;

- Produktentwicklung mit dem Ziel
der Erarbeitung neuer Holzbau-
weisen (Einfamilienhäuser, Hotels,
Holzkonstruktionen etc .) und der
Entwicklung neuer Möbel ;

- unterschiedliche Produktionsebe-

nen mit dem Ziel der Kooperation
von Gewerbebetrieben und dadurch

Nutzung von Synergieeffekten ;

- Marketingebene: Schaffung und
Vermarktung des Produktes (z.B .)
ƒOberländer Qualitätsholz" mit dem
Ziel der Schaffung einer Qualitäts-
marke (dadurch bedingt bessere

Möglichkeiten der nationalen und
internationalen Vermarktung) .

Zusammenfassung
Nachdem das LEADER-Programm Tirol
genehmigt ist, kann die Umsetzung
beginnen. LEADER ist ein Entwicklungs-

programm fÖr den ländlichen Raum
(hauptsächlich 5b-Gebiete), das auf fol-
genden Grundsätzen aufbaut :

> Die Projekte werden von der Region

entwickelt und dadurch selbst be-
stimmt (ƒBottom-up-Ansatz") .

> Es werden hauptsächlich Projekte
unterstÖtzt, die fÖr die Region neu

sind (ƒinnovativ") .

> Angestrebt wird die vernetzte
Entwicklung aller Wirtschaftsbe-

reiche (ƒintegrierte Entwicklung") .

Das LEADER-Programm Tirol stellt in sei-
ner Umsetzung fÖr alle Beteiligten eine

gro„e Herausforderung dar, denn neue
Formen der Zusammenarbeit zwischen
Region und Verwaltung ebenso wie die

Zusammenarbeit zwischen Verwal-
tungsstellen (Bund und Land) werden
notwendig. Mehr denn je gilt es, oft auf-
geblähte bÖrokratische Verfahren und
ƒWege" zu verkÖrzen und rationelle
Verfahrensabläufe zur effizienten Pro-

grammumsetzung zu gestalten .

Die Programmumsetzung bedingt wei-
ters intensive Kontakte mit und zwi-
schen den lokalen Akteuren . In diesem
Sinne wird es möglich sein, gezielt
regionale BedÖrfnisse und regionale

Unterschiede in Tirol berÖcksichtigen zu
können und fÖr einzelne kleinräumige
Gebiete gezielte Strategien der regiona-

len Entwicklung und der Wertschöpf-
ungssteigerung zu entwickeln .
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Zusammenarbeit ohne Grenzen - INTERREG 11

Die EU färdert die wirtschaftliche, soziale und kulturelle
Zusammenarbeit Öber die Grenzen .

BÖrger, Gemeinden und Unternehmen
in Grenzregionen stoöen im alltƒglichen
Leben immer wieder auf besondere
Probleme, welche durch die Randlage
ihres Lebensraumes bedingt sind .
Wirtschaftszentren, -betriebe in Grenz-

gebieten sind von einem Teil ihres
natÖrlichen Hinterlandes oder von ihren
Wirtschaftspartnern jenseits der Grenze
getrennt, wodurch sich unterschiedli-
che Entwicklungen, Strukturen in den
Gewerbe, Handels- und Dienstlei-
stungssektoren ergaben ; in der Ver-

kehrsstruktur fehlen hƒufig groörƒu-
mige Anbindungen oder kleinrƒumige,
grenzÖberschreitende äffentliche Nah-
verbindungen . Unternehmen beklagen
aber auch die begrenzte Mäglichkeit
der Nutzung von Forschung und
Entwicklung auf der anderen Seite der
Grenze sowie Verdrƒngungseffekte
durch unterschiedliche Wettbewerbs-
voraussetzungen. Dieses Problem wird
zudem noch oft durch eine Benach-
teiligung bei der Arbeitsaufnahme im
Nachbarland, einer fehlenden grenzÖ-
berschreitenden Ausbildung und einem
nicht transparenten grenzÖberschrei-
tenden Arbeitsmarkt verstƒrkt . Vielfach

bestehen aber nicht nur diese tatsƒchli-
chen Benachteiligungen der Grenz-
rƒume sondern es bildeten sich im Laufe
der Zeit auch „Grenzschranken" in den
Käpfen deren Bewohner, die es zu Öber-
winden gilt .

Die INTERREG-Programme sollen hel-
fen, diese tatsƒchlichen wie geistigen
Barrieren abzubauen . Sie sollen einen
ersten Impuls fÖr gemeinsame Projekte

geben, bzw. bereits bisher bestehende
Chancen der grenzÖberschreitenden
Zusammenarbeit ausbauen und ver-

stƒrkt nutzen helfen . Sie kännen aber fÖr

die Verwirklichung der primƒren Ziele
des „gemeinsamen Marktes" nicht
mehr als ein unterstÖtzendes, ergƒnzen-
des Element sein .

Die Realisierung der grenzÖberschrei-
tenden Zusammenarbeit im Rahmen
der EU-Gemeinschaftsinitiative INTER-

REG-II ist fÖr Tirol, das ja in seiner
Gesamtheit INTERREG-II-Gebiet ist, ein

besonderer Schwerpunkt . (Details siehe

RO-Info 10/1995 Seite 22ff) .

Die Dotierung der beiden INTERREG-
Programme an denen Tirol beteiligt ist,

nƒmlich …sterreich/Deutschland mit

52,3 Mio . ATS und …sterreich/Italien

mit 80,0 Mio . ATS (jeweils der Tiroler

Anteil an äffentlichen Färdermitteln -

auf 5 Jahre), ist nicht gerade Öberwƒlti-
gend, erlaubt aber dennoch die Initiie-

rung grenzÖberschreitender Projekte .

Die Bildung von „EUREGIOS", deren
GrÖndung durch die EU unterstÖtzt
wird, ist dabei eine der Mäglichkeiten,
die Zusammenarbeit in vielen Belangen

des tƒglichen Lebens zu organisieren
und zu institutionalisieren wie gemein-
same Projekte zu realisieren .

Die Umsetzung des
INTERREG-11-
Programmes …sterreich

INTERREG-II-Programm
…STERREICH/DEUTSCHLAND

Nach hektischen letzten Abstimmungen
des Programmes mit der Kommission
und zwischen den beteiligten Lƒndern
Ende 1995 und im FrÖhjahr 96, geneh-

migte die EU-Kommission das INTER-
REG-I1-Programm …sterreich/Deutsch-
land (Bayern) am 17.04.1996.

Das Programm-Gesamtvolumen

(…ffentliche-/EU- und private Mittel)
betrƒgt 56,26 MECU (rd . 732 Mio .

ATS), davon entfallen auf Tirol 4,18

M ECU (54,34 Mio. ATS) .

Auf bayerischer Seite sind die Landkreise
Oberallgƒu, Ostallgƒu, Garmisch-Par-
tenkirchen, Bad Tälz-Wolfratshausen,

Rosenheim-Miesbach sowie die kreis-
freien Stƒdte Rosenheim, Kaufbeuren
und Kempten, und auf ästerreichischer

Seite der Bezirk Auöerfern, das Tiroler
Oberland, närdliche Teile des Bezirkes
Innsbruck Land und des Bezirkes
Schwaz, die Stadt Innsbruck und die
Bezirke Kufstein und KitzbÖhel im

Programm berÖcksichtigt .

Nach intensiver landesinterner Vorbe-
reitung und ästerreichweiter Abstim-
mung trafen sich die beteiligten

Lƒndervertreter bereits am 2 .05.96 mit
den betroffenen Bundesdienststellen

und den Vertretern der EU-Kommission
zum 1 . Begleitausschuö .'> Dabei wur-

den u .a. das weitere Vorgehen bei der
Umsetzung des Programmes, sowie
offene Fragen der Organisation und der
Finanztransaktionen eingehend behan-
delt und gemeinsam geläst .

Am 1 .07.96 folgte die 1 . Sitzung des
Lenkungsausschuöes .

In diesem wird Öber die Aufnahme der
gemeinsamen grenzÖberschreitenden
Projekte in das INTERREG-Programm
abgestimmt. Nicht aber wird Öber die
nationale FärderungswÖrdigkeit ent-
schieden - diese muö bereits im Vorfeld
abgeklƒrt sein! In der ersten Sitzung
ging es neben dem Schwerpunkt, der
Entscheidung Öber die Aufnahme der
ersten Projekte in das INTERREG-
Programm, um die Beteiligung der
EUREGIOS in diesem sowie um die
gemeinsame …ffentlichkeitsarbeit . Der

Lenkungsausschuö wird - je nach

Anforderung - mindestens zwei bis vier-

mal pro Jahr abgehalten. In besonders

dringenden Fƒllen kann ein Projekt auch
zwischen den Sitzungen im Umlauf-
verfahren beschlossen werden .

Betont wurde in beiden Sitzungen (ins-
besondere durch die Vertreter der EU-
Kommission), daö fÖr die Projektent-
scheidung der grenzÖberschreitende
Effekt, d .h . die Qualitƒt der auf beiden
Seiten der Grenze zu treffenden Maö-
nahmen und die eintretenden Wirkun-
gen beiderseits der Grenze, ausschlag-
gebend sein sollte .

1) Formelles, mindestens einmal jƒhrlich
tagendes Gremium zur Abstimmung des
Programmes, des Programmfortschrittes
und der weiteren allgemeinen Vorgangs-
weise wie Berichtslegung, Evaluierung,
etc .
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Der zweite Begleitausschuö und Len-
kungsausschuö fÖr das INTERREG-II-
Programm „sterreich/Bayern fand

bereits am 26 . Nov. 1996 in Bad-
Reichenhall statt .

In der Zwischenzeit wurde auch eine
kleine BroschÖre Öber das INTERREG-
Programm „sterreich/Deutschland mit
den färderbaren Maönahmen (Priori-
tƒten) und dem Verzeichnis aller An-
sprechpartner aufgelegt, die bei der
Abt. Ic angefordert werden kann .

INTERREG-II-Programm
ITALIEN/OSTERREICH
Das Programm wurde bereits am
17 .07 .1995(!) bei der EU-Kommission
eingereicht . Auf italienischer Seite sind
das Land SÖdtirol, die Provinz Belluno
fÖr die Region Venetien und die Provinz
Udine fÖr die Region Friaul-Julisch-
Venetien vom INTERREG-Programm
„sterreich/Italien erfaöt, auf ästerreichi-
scher Seite sind dies der Kƒrntner
Zentralraum und Oberkƒrnten, der
Pinzgau und Pongau fÖr Salzburg und in
Tirol ist der Bezirk Lienz, die sÖdlichen
Teile des Tiroler Ober- und Unterlandes
und die Stadt Innsbruck beteiligt .

Das Programm-Gesamtvolumen
(„ffentliche-/EU und private Mittel)
betrƒgt 26,69 MECU (= 347 Mio. ATS) .
FÖr den Tiroler Anteil ist im Rahmen des
Programmes fÖr den Zeitraum 1995 bis
1999 ein Programm-Gesamtvolumen
von 6,407 MECU (= 83,3 Mio . ATS) vor-
gesehen (weitere Details siehe RO-Info
10/1995) .

Aufgrund sehr schwieriger Abklƒrun-
gen, Programmabstimmungen zwi-
schen den Lƒndern und mit der EU-
Kommission, konnte es erst im Oktober
1996 formell - nach neuerlicher kom-
missionsinterner PrÖfung - fertiggestellt
und der Kommission neuerlich zur
Genehmigung vorgelegt werden .

Sowohl von italienischer wie von äster-
reichischer Seite ist man bemÖht, den
erforderlichen Begleitausschuö und die
Arbeitsgruppe (entspricht dem Len-
kungsausschuö beim „sterreich/
Bayern-Programm) ehestmäglich nach

der Genehmigung einzuberufen und

die anstehenden Projektentscheidun-
gen so rasch wie mäglich herbeizu-
fÖhren, um das Programm doch noch
1996 starten zu kännen .

Wie kommen Sie
zu einer INTERREG-
Färderung fÖr Ihr
Projekt?

Welche Voraussetzungen mÖssen
mindestens fÖr ein INTERREG-Projekt
gegeben sein?

> Das Projekt muö von grenzÖber-
schreitender Wirkung sein ;

> es sollen Projekttrƒger und konkrete
Maönahmen bzw. Auswirkungen auf
beiden Seiten vorhanden sein bzw.
erfolgen ;

> die Realisierbarkeit und Gesamt-
finanzierung des Projektes muö
sichergestellt sein ;

es muö im Rahmen einer ästerreichi-
schen (Bundes- oder Landes-) Färde-

raktionen färderbar und in dieser
positiv beurteilt sein .

dung Öber die Aufnahme in das INTER-
REG-Programm vorgelegt .

Nach dessen positiver Entscheidung
erfolgt die weitere Färderungsab-
wicklung und -auszahlung (mit der
EU-Kofinanzierung), durch die zustƒndi-
ge Färderstelle . Bei negativer Entschei-
dung des Lenkungsausschuöes kann das
Projekt allenfalls im Rahmen der Landes-
oder Bundesfärderungsaktion - ohne
EU-Kofinanzierung - berÖcksichtigt wer-
den .

Diese mehrstufige Abwicklung ist bei
den INTERREG-Programmen unver-
meidlich, um den grenzÖberschreiten-
den Charakter und das gemeinsame
Vorgehen im Sinne des INTERREG-
Programmes sicherzustellen . Alle betrof-
fenen Stellen bemÖhen sich aber urn
eine mäglichst rasche Vorgehensweise!

Qualitativ hochwertige grenzÖber-
schreitende Projekte in allen …Priori-
tƒten" und Grenzregionen sollten ehest-
mäglich eingereicht werden! Die
Einreichung ist jederzeit mäglich .

EUREGIO -
Gemeinsamkeit

Abwicklung - Wer beschlieöt

	

macht stark
die Färderung?
Projekteinreichung vor Projektbeginn
mittels eines INTERREG-Antragformu-
lars und/oder eines Antragsformulares

der jeweils zutreffenden Färderungs-
aktion bei der zustƒndigen Färderstelle
(eine Kopie des Antrages ist zur gleich-
zeitigen Information sinnvollerweise an
die Abt. Ic als INTERREG-Koordinations-

stelle zu senden). Ist die Färderstelle
nicht bekannt, bitte Anfrage bei der Ic .

Das Projekt wird sodann, bei Vorliegen
vollstƒndiger Projektunterlagen, nach
sachlicher PrÖfung und Beurteilung

durch die betroffene Färderstelle in
einer landesinternen Arbeitsgruppe auf
seine grundsƒtzliche FärderungswÖr-
digkeit geprÖft . Das Ergebnis wird Öber

die INTERREG-Koordinationsstelle des
Landes oder des Bundes dem gemeinsa-
men Lenkungsausschuö zur Entschei-

Zukunft der Grenzregionen
partnerschaftlich gemeinsam
gestalten
Die Notwendigkeit der Intensivierung
der grenzÖberschreitenden Zusammen-
arbeit wurde schon mehrfach darge-
stellt. Die angebotene Chance zur Fär-
derung einer institutionalisierten, grenz-
Öberschreitenden Zusammenarbeit
kann durch GrÖndung einer EUREGIO
wesentlich besser genutzt werden .
Diese sollen nicht nur wirtschaftliche
und infrastrukturelle Kooperationen
ermäglichen, sondern insbesondere
auch Barrieren abbauen, die im sozialen
und kulturellen Sektor und im Bildungs-
bereich bestehen . Eine verbesserte
Abstimmung und Zusammenarbeit zwi-
schen staatlichen, regionalen und loka-
len Entscheidungstrƒgern ist dafÖr un-
umgƒnglich . Problemorientierte, regio-
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nal abgestimmte und effiziente
Läsungen, die den speziellen
Bedörfnissen der Region und
ihrer Börger gerecht werden,
kännen aber nur auf der regio-
nalen Ebene und nicht in den

Zentralen gefunden werden .
Die Bildung einer EUREGIO ist

daher die Chance, das Subsi-
diaritÖtsprinzip tatsÖchlich
umzusetzen und ein gemeinsa-

mes Europa nach eigenen
Vorstellungen mitzugestalten .

Wie finanziert sich eine
EUREGIO?

Die Finanzierung soll zu we-
sentlichen Teilen aus Eigen-
betrÖgen (MitgliedsbeitrÖge,
Sponsormittel, Spenden) erfol-
gen . Daröberhinaus bestehen
för eine EUREGIO unterschied-
liche Mäglichkeiten spezielle
Färdermittel und Zuschösse
von verschiedenen Stellen zu
erhalten. So kännen auch aus
dem INTERREG-II-Programm
neben der Färderung bestim-
mter Einzelprojekte die Organi-
sation und der Aufwand der
EUREGIO selbst gefärdert werden . Sie

erhÖlt auch aus diesem Programm einen
selbst zu verwaltenden Dispositions-
fonds von rund 200 .000 ATS zur

Unterstötzung kleiner, spezieller grenz-
öberschreitender Projekte .

TIROLER EUREGIO's

Die ƒEU-Regionalpolitik" unterstötzt
und färdert daher aktiv die heuer im
Fröhjahr angelaufenen Bemöhungen
der Gröndung von EUREGIO's in Tirol .

Im Grenzraum zu Bayern sind derzeit
zwei EUREGIOS in Gröndung :

> EUREGIO ƒAu„erfern-AllgÖu-
Bregenzerwald "

> EUREGIO ƒWetterstein-Karwendel-
Zugspitze"

Im AllgÖu wurde bereits der erforderli-
che Verein ƒREGIO-AllgÖu" gegröndet,
för den Bezirk Reutte soll der regionale
Entwicklungsverein ƒERA" als TrÖger-

ielha iec Or wtisutionsst h~~r>u l"UREGJO

Mitgliedskärperschaften -Gemeinden und Kreise-
Organisiert in regionalen VerbÖnden / Vereinen

1	1	1
REG1O llgÖu

Kommunalgememschaft
OA,OAL,LI

EORFGIO-Rat
gr-zuherschreitende kommunale

6ertreterrersammluog

EUREGIO-Arbeitsgruppe
z .Bsp. : Umwelt,'1ourismus, Verkehr

V irtschaft

EI'REGIO-Sekretariat
dzt. FRA

T-
Fachbereiche

erkehr

1 -

Soziales

Landwirtschaf

REGIO-Aulerfern
Bezirk Reutte

ERA

*

*

EUREGIO

1 Fmwelt

RF:GIO-Vorarlberg
Region Bregenzer Wald

BegleitausschuB
FU, Wirtschaftsministerium,

Bund,Land, Ft :REGIOs

Kultur

Technologie

Tourismus

Schule und
Bildung

verein eingesetzt werden und das Kleine
Walsertal wird einem der beiden Vereine
beitreten oder selbst einen bilden .

Allerdings sind noch nicht alle in Frage
kommenden Gemeinden und Institu-

EUREGIOS
sind grenzöberschreitende Netzwerke
von Gemeinden, StÖdten und regiona-
len Institutionen (Kammern, VerbÖnde
u.Ö .) . Juristisch besteht die EUREGIO
aus einem jeweils auf beiden Seiten
nach dem nationalen Recht eingetra-
genen und organisierten Verein (oder
mehreren Vereinen), in dem die
genannten Kärperschaften und
Institutionen (wie z.B. IHK/Wirtschafts-
kammer) Mitglieder sind. …ber die
Grenze hinweg bilden diese auf Basis
eines Vertrages eine Arbeitsgemein-
schaft - die EUREGIO . in einem ge-
meinsamen Gremium, dem EUREGIO-
Rat und dem gemeinsam besetzten
PrÖsidium werden die nationalen
AktivitÖten aufeinander abgestimmt .

tionen Mitglieder bei den

Vereinen. Eine EUREGIO lebt
aber nur von der aktiven

Mitarbeit und Mitbeteiligung
aller Gemeinden und Institu-
tionen der Grenzregion . Nur

gemeinsame Arbeit bringt den
Projekterfolg . Es sind alle ein-
geladen den guten Beispielen
anderer EUREGIOS zu folgen
und mitzuarbeiten . Die Ar-
beitsgemeinschaft EUREGIO
soll noch 1996, spÖtestens im
Fröhjahr 1997 gegröndet wer-

den .

Die EUREGIO ƒWetterstein-
Karwendel-Zugspitze" wird die
erforderlichen Vereine auf bei-
den Seiten demnÖchst grön-
den und die EUREGIO selbst

soll im Fröhjahr 1997 aus der
Taufe gehoben werden . Der-
zeit erfolgt die Installierung
von sachorientierten Arbeits-

gruppen . Bis auf weiteres öber-
nimmt daför auf ästerreichi-
scher Seite die Wirtschafts-

kammer Tirol - Bezirksstelle

Innsbruck Land die GeschÖfts-
föhrung .

Bei beiden EUREGIOS sind unsere
Partner auf bayerischer Seite mit ihrer
Erfahrung als langjÖhriges EU-Mitglied
wertvoller Motor des EUREGIO - Gedan-

kens .
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Eine gemeinsame GeschÖftsstelle föhrt
als administratives Organ alle laufen-
den GeschÖfte der Arbeitsgemeinschaft
und initiiert, entwickelt und betreut
gemeinsame Projekte . Die EUREGIO
vertritt die Interessen der durch die
Grenzlage betroffenen Regionen bei
den nationalen Behärden, gegenöber
den Zentralstellen und der EU, sie ist
auch Mitglied im Begleitausschu„. Die
EUREGIO ist Drehscheibe der grenzö-
berschreitenden Zusammenarbeit in
ganz unterschiedlichen Bereichen wie
Wirtschaft und Verkehr (‡ffentlicher
Nahverkehr), Landwirtschaft, Umwelt
und Tourismus, endogene Kultur sowie
Arbeitsmarkt, Technologietransfer,
Sport und Energienutzung.
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Regionale Entwicklungsorganisationen
und Regionalmanagement als Motor einer
eigenständigen, partnerschaftlichen
Regionalentwicklung

Stärkung der
eigenständigen
Regionalentwicklung
Seit 1990 mit der Vorlage des ÖEnt-
wicklungsprogrammes för wirtschaftli-
che benachteiligte Gebiete" verfolgt
das Land Tirol die Forcierung einer
eigenständigen regionalen Entwicklung
unter Mithilfe der gemäƒ dem Tiroler
Raumordnungsgesetz („„ 22-24 TROG
1994) eingesetzten regionalen Organe :
den REGIONALBEIR…TEN und der
RAUMORDNUNGSBEZIRKSKOMMISSI-
ON (ROBK). Im Zuge der Erstellung und
der innerhalb von maximal 5 Jahren bis
1999 erforderlichen Umsetzung der
regionalpolitischen EU-Programme
(5b-Programm, LEADER und INTERREG)
erwies es sich immer dringlicher, der
ROBK eine ihr zugeordnete REGIONALE
ENTWICKLUNGSORGANISATION bei-
zustellen bzw. aufzubauen . Mit dem
Einsatz eines professionellen REGIO-
NALMANAGEMENTS vor Ort soll die
Realisierung der Projekte/Programme
sichergestellt und damit die Ent-
wicklung, insbesondere der wirtschafts-
schwachen Regionen, verbessert wer-
den .

Die Teilnahme Tirols an der EU-Regio-
nalpolitik erfolgte von Anfang an im
besonderem Maƒe unter dem Ge-
sichtspunkt der Partnerschaft und der
Subsidiarität. Diese partnerschaftliche
Zusammenarbeit wurde bereits 1994
bei der Erstellung der ÖRegionalwirt-
schaftlichen Programme" in den
Bezirken Lienz, Auƒerfern und dem
Tiroler Oberland praktiziert . In diese
wurden Unternehmer, Arbeitnehmer,
Land- und Forstwirte, Funktionäre,
Öregionale Aktivisten" und Politiker ein-
gebunden. Im Rahmen der eingesetzten

Arbeitsgruppen wurden zahlreiche
Projekte/ Projektideen vorgestellt und
erarbeitet. Diese wurden in der
Zwischenzeit zwar manchmal noch wei-
ter entwickelt oder ergänzt, viele ruhen
aber leider still - und nur in ganz weni-
gen Fällen konnten derartige Entwick-
lungsprojekte tatsächlich schon begon-
nen oder realisiert werden .

Die bisherigen Erfahrungen bestätigen,
daƒ gerade in wirtschaftlich schwächer
entwickelten Gebieten nicht die
Bereitstellung von F†rderungsgelder,
sondern die Findung, Entwicklung und
Umsetzung geeigneter Projekte die ent-
scheidende Notwendigkeit darstellen .
Dazu bedarf es aber einer regional ori-
entierten, professionellen Betreuung bei
der Projektabwicklung und -realisie-
rung. Unterstötzung durch professionel-
les Projektmanagement brauchen daher
vor allem jene Initiativen und Projekte,
die noch keine bewährten Ansprech-
partner wie zum Beispiel die Ge-
meinden, Kammern u .a.m . haben und
denen ohne kompetente Beratung und
finanzielle Unterstötzung schnell Ödie
Luft ausgeht" oder die, allein gelassen,
erst gar nicht Ödie Föƒe auf den Boden
bekommen" . Es besteht tatsächlich
Zeitdruck, innerhalb der nächsten vier
Jahre genögend gute Projekt zu finden
und zu realisieren .

Das heiƒt aber nicht, daƒ es zu
Projektrealisierungen unbedingt eines
Anstoƒes von auƒerhalb der Region
oder gar von einer Zentralstelle bedarf .
Vielmehr ist die Unterstötzung vor Ort
durch das Regionalmanagement bei
Konkretisierung von Projektideen, der
Erstellung eines Umsetzungsplanes, die
Unterstötzung , bei Erreichung einer
seri†sen Finanzierung, das Herstellen
erforderlicher Kontakte zu externen
Stellen und Beh†rden, die Koordination
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der Beteiligten, das Herbeiföhren von
Kooperationen, die Vermittlung poten-
tieller Partner u .a.m. ausschlaggebend
för die erfolgreiche Projektrealisierung

und damit die dynamische Entwicklung
einer Region! Ohne gezielte Verfolgung
und Betreuung eigenständiger, regiona-
ler Projekte wird es in der zur Verfögung
stehenden Zeit kaum innovative Ent-
wicklungen in den einzelnen Regionen
geben .

Bewährte Institutionen
und Einrichtungen der
Regionalentwicklung

Die Gemeinden

Diese spielen för die eigenständige
Regionalentwicklung eine ganz wesent-
liche Rolle und sind auch in vielen Fällen
wesentliche Beteiligte bei der Um-
setzung der Projekte, nicht nur jener im
Rahmen der EU-Programme . Ihre aktive
und unterstötzende (z .B . durch Mit-
gliedsbeiträge) Mitarbeit in den Regio-
nalen Entwicklungsvereinen und im
Regionalmanagement sind unbedingte

Voraussetzung för das Gelingen der
eigenständigen Entwicklung in der
Region und för die Erreichung der selbst
gesteckten Entwicklungsziele. Jede
Gemeinde, die sich hierbei engagiert,
tut dies durchaus zu eigenem Nutzen
und Erfolg! Die Arbeit der Regionalen
Entwicklungsvereine und deren Regio-

nalmanager soll schlieƒlich die Reali-
sierung innovativer Entwicklungspro-
jekte sei es in der Land- und Forstwirt-
schaft, im Gewerbe, Tourismus und bei
Dienstleistungen oder in der Kultur oder
im Rahmen von Fort- und Ausbildungs-
projekten etc . i n einzelnen Gemeinden
sicherstellen . Damit k†nnen Arbeits-
plätze gesichert und neue regionsbezo-

gene Arbeitsplätze geschaffen werden!
Es gilt, die Wertsch†pfung in den
Gemeinden zu halten und zu erh†hen,
d.h . die Wirtschaftskraft zu stärken, um
die Behauptung der Gemeinden und
damit der Regionen in der Zukunft zu
sichern .
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Die Bezirksorganisationen der
Interessenvertretungen

Seit jeher wirken die Geschäftsstellen
der Arbeiterkammer, die Bezirksstellen
der Wirtschaftskammer und die Be-
zirkslandwirtschaftskammern sowie die
von den Kammern betriebenen Fort-

bildungseinrichtungen an der Regio-
nalentwicklung mit. Dies geschieht ins-
besondere durch Mitarbeit in den ver-
schiedenen Gremien, durch Veran-

staltungen der beruflichen Aus- und
Weiterbildung sowie durch die Beteili-
gung an der Erstellung und Umsetzung
der EU-Fƒrderungsprogrammet. Soweit

sie mit eigenen Maönahmen in den
Programmen verankert sind (z .B . WIFI,

Landwirtschaftskammer) tragen sie
diesbezÖglich sogar eine unmittelbare
Mitverantwortung .

Neue Wege der
kooperativen und
eigenständigen
Regionalentwicklung
Eine gut funktionierende Zusammen-
arbeit zwischen den fÖr die Regional-
entwicklung verantwortlichen Institu-
tionen, Gremien und Dienststellen
sowie die verstärkte Wahrnehmung von
Koordinations- und Kooperationsauf-
gaben ist fÖr eine innovative Regio-

nalentwicklung Voraussetzung . Es fehl-
ten aber bisher Strukturen zur Wahr-
nehmung einer Gesamtverantwortung

dafÖr, daö eine Region ihre vorhande-
nen Chancen innerhalb der nationalen
und internationalen Arbeitsteilung nut-

zen kann. Es existieren bisher dafÖr auch

Regionale
Entwicklungsorganisation

O Ziele -Strategien

Informations-
unterstÖtzung

Entwicklungsarbeit
Fortschreibung

Landesregierung

Abteilung Ic

Regionsmanagement,
EU-Programme

Regionaler Entwicklungsverein
Mitglieder :

Gemeinde / Bez .Kam . / Institutionen / ect.

GeschäftsfÖhrender Vorstand
Obmann / Stv . / Kassier / ect .

GeschäftsfÖhrer

Koordination
kommunal u .

regional

Projektberatung
Projekteinleitung
Projektcontrolling

	 Monitoring	

Koordinator

Raumordnungsberzirks
kommission

Fachbeira

Regionalprojekte
auöerhalb von

EU-Programmen

kaum erfolgversprechende Beispiele,
noch kann jemand fÖr das Regional-
management Patentrezepte anbieten .

Tirol versucht nunmehr seit 1994 kon-
kret mit den nachfolgend kurz darge-
stellten Regionalen Entwicklungsorga-
nisationen

> die vorhanden Ressourcen bestmƒg-
lich zu nutzen ;

> flexibles konstruktives Handeln und
fehlende einschlägige Dienstleistun-
gen zu fƒrdern bzw. zu installieren ;

> beziehungsstiftende Netzwerke fÖr
den Informations- und Erfahrungs-
austausch zwischen Betrieben, Inno-

vationszentren, Banken u .a. Partnern

der regionalen Akteure aufzubauen ;

> Kooperationen in vielfältigster Weise
zu verschiedenen Entwicklungs-,

Produktions- und Vermarktungspro-
jekten herbeizufÖhren ;

> Projektideen - insbesondere innova-

tive - zu initiieren, zu betreuen und
zu realisieren, und offene Infor-
mations- und Erfahrungsaustausch-
netzwerke zu etablieren .

Raumordnungsorgane

In Tirol ist die AbstÖtzung der Regio-
nalen Entwicklungsstrukturen auf die
Raumordnungsorgane unverzichtbare
Bedingung, um deren regionale Ein-
bettung und deren Arbeitsorientierung

an den Bezirks- bzw. Regionsprioritäten

und -zielen sicherzustellen .

Die Raumordnungs-Bezirkskommis-
sionen sind als Beratungsgremien ohne

eigene Rechtspersƒnlichkeit eingesetzt
(gem . „ 22 TROG1994) .

Allgemeinen Aufgaben :

> Fachliche Vorberatung von Raum-
ordnungsangelegenheiten im Bezirk ;

> Stellungnahmen zu Raumordnungs-
programmen und -konzepten ;

> Vorberatung und Empfehlung zu
ROSP-Fƒrderungsansuchen aus dem
Bezirk;

> Resolutionen zu wichtigen Fragen
des Bezirkes .
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ERA - Eigenständige Regionalent-
wicklung AuÖerfern
Obmann: Helmut Lagg
BahnhofstraÖe 6, 6600 Reutte
Tel. (05672) 2396-10
Fax (05672) 2396-27

IRI - Initiative för Regionalent-
wicklung und Raumordnung im
Bezirk lmst
Obmann: Architekt Mag. Walter
Vƒgele
Au 47, 6491 Imsterberg
Tel. (05412) 64120
Fax (05412) 641204

MIAR - Mittelfristige Initiative för
eine angepaÖte Regionalent-
wicklung im Bezirk Landeck
Obmann: Dr. Siegfried Gohm
Schentensteig l a, 6500 Landeck
Tel. (05442) 64440-33
Fax (05442) 64440-53

Verein zur Fƒrderung der
regionalen Entwicklung Osttirols
Obmann: Dr. Leo Gomig
Messinggasse 24, 9900 Lienz
Tel. (04852) 65566-10
Fax (04852) 65566-22

Aufgaben im Rahmen der
EU-Programme:
> sie dient als Plattform för die Ver-

mittlung grundsätzlicher Informa-
tionen zur Umsetzung der EU-
Programme ;

> föhrt die Meinungsbildung bzw .
Schwerpunktsetzung zu Anliegen
bzw. MaÖnahmen der Bezirksent-
wicklung herbei, die als Vorschlag
seitens der Regionalentwicklungs-
vereine oder anderer Institutionen
herangetragen werden und vertritt
derartige Bezirksanliegen gegenöber
Land und Bund ;

> sie setzt die Rahmenbedingungen
und die Schwerpunkte der Tätigkeit
des Bezirksvereines .

Die Regionalbeiräte sind ebenfalls als
Beratungsgremien ohne eigene Rechts-
persƒnlichkeit eingesetzt (gem . „ 24
TROG1994) und erföllen auf Kleinre-
gionsebene sinngemäÖ dieselben Auf-
gaben wie die Bezirkskommissionen .

Regionale
Entwicklungsvereine

Wie sich aus den bisherigen Ausföh-
rungen ableiten läÖt, ergab sich die
Notwendigkeit för die Koordination
und Kooperation der regionalen
Institutionen, vor allem aber för die
Realisierung von Schlössel- und ande-
ren Entwicklungsprojekten in den
Regionen eine entsprechende Orga-
nisation einzurichten .

Derzeit existieren in Tirol die im
nebenstehenden Kasten angeföhrten,
auf der Grundlage des Vereinsgesetzes
aufgebauten, mit eigenen Statuten
ausgestatteten Regionale Entwick-
lungsvereine (REV) .

Sie sollen auf Bezirksebene jene Auf-
gaben und Funktionen öbernehmen,
die weder von Zentralstellen, beste-
henden Institutionen, Einrichtungen
und Interessenvertretungen, noch von
den Gemeinden ausreichend wahrge-
nommen werden kƒnnen . Insbe-
sondere obliegt es den Vereinen, koor-
dinierend und sektoröbergreifend im
Bezirk zu wirken . Die enge Zusammen-
arbeit mit der jeweiligen Raumord-
nungs-Bezirkskommission und den
Regionalbeiräten, sowie die aktive Be-
teiligung und Einbindung der Gemein-
den, der regionalen Interessenvertre-
tungen und Institutionen ist dabei von
ganz entscheidender Bedeutung .

Als eigene Rechtspersƒnlichkeiten
haben die Vereine die Mƒglichkeit, im
Rahmen ihrer Tätigkeit auch selbst als
Träger von Projekten aufzutreten, Auf-
träge zu vergeben usw .

Kernaufgabe der Bezirks-Entwick-
lungsvereine ist es - insgesamt und
nicht nur im Rahmen der EU-
Programme - zur Stärkung der regio-
nalwirtschaftlichen Eigenständigkeit
und Innovationskraft und damit zur
intensiveren Nutzung des regionalen
Entwicklungspotentials beizutragen,
und zwar insbesondere durch Wahr-
nehmung regionaler Koordinations-
aufgaben und durch Anregung und
Entwicklung regional bedeutsamer
Projekte bis zu deren …bernahme bzw .
Realisierung durch eine eigene Träger-
schaft .

Studie †Nachhaltig und
Innovativ" fertiggestellt
Unternehmen begröÖen
Regionalmanagement

Ulrich Kerber

Bedingt durch den rapiden Wandel des
weltwirtschaftlichen Systems, sprich
der zunehmenden Internationalisie-
rung der Märkte hat sich der Wettb-
ewerb zwischen Regionen drastisch
verschärft . Als entscheidender Faktor
för das Bestehen der Regionen in die-
sem Wettbewerb wird die Innovations-
tätigkeit der in einer Region ansässigen
Unternehmen gesehen . Die ƒffentliche
Hand ist aus diesem Grund dazu öber-
gegangen, durch wirtschafts- und
raumordnungspolitische MaÖnahmen
Randbedingungen zu schaffen, welche
die lnnovationstätigkeiten der Unter-
nehmen positiv stimulieren . Auf
Grundlage dieser Erkenntnis wurde im
Auftrag der Industriellenvereinigung
Tirol in Zusammenarbeit mit dem Amt
der Tiroler Landesregierung Abteilung
Ic eine Forschungsarbeit durchgeföhrt,
welche zum Ziel hat, die Innovations-
aktivitäten der Tiroler Industriebetriebe
zu analysieren, hemmende und
fƒrdernde Faktoren aufzuzeigen und
entsprechende MaÖnahmen zu formu-
lieren .

Ein wesentliches Ergebnis der nun vor-
liegenden Studie ist, daÖ die Unter-
nehmen die Errichtung einer koordinie-
renden Stelle begröÖen wörden, wel-
che den Kontakt zwischen Wissen-
schaft und Wirtschaft herstellt und die
Unternehmen bei der Einföhrung von
Innovationen berät . Als bedeutendste
Elemente des Leistungsprofils einer der-
artigen Einrichtung werden die (1)
Fƒrderberatung, (2) Marketing- und
Absatzberatung genannt . Aus regio-
nalplanerischer Sicht unterstreicht die-
ses Ergebnis den eingeschlagenen Weg
der eigenständigen, innovationsorien-
tierten Regionalpolitik mit der Ziel-
setzung, durch Regionalmanagement
verstärkt endogenes Entwicklungs-
potential zu wecken. Das Regional-
management soll dabei in Part-
nerschaft mit den bestehenden Struk-
turen zur Entwicklung leistungsfähiger
regionaler Netzwerke föhren .
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Aufgaben der
Bezirks-Entwicklungsvereine

Projektbezogene Aufgaben

ä Mitwirkung an der Ideenfindung, an
der Projektentwicklung (insbesonde-
re bei Kooperationsprojekten) und
an der begleitenden UnterstÖtzung

sowie der Koordination von Projek-
ten, insbesondere auch im Rahmen
der Umsetzung des Ziel 5b-Pro-

grammes und der INTERREG-
Programme .

ä UnterstÖtzung eigenstöndiger Pro-
jektinitiativen durch Information,
Organisationshilfen und Modera-
tion .

> Entwicklung einzelner SchlÖssel-
projekte, insbesondere solcher, fÖr
die es vorerst keine Projekttröger
und noch kein Projektkonzept gibt .

> In Einzelföllen qualifizierte Umset-
zungsplanung bis zur detaillierten
Umsetzungsbetreuung von Projek-
ten .

ä Vermittlung von Kontakten zu den
zustöndigen Fƒrderstellen oder/und
auf Wunsch der Projekttröger- vor
allem bei Kooperationsprojekten -
Abklörung der Fƒrdermƒglichkeiten
mit den Fƒrderstellen .

ä

	

Auf Ersuchen der Bezirkskommission
sachliche Beurteilung von Projekten .

Grundsatz- und programmbezogene
Aufgaben

> Mitwirkung an der Findung, Konkre-
tisierung und Umsetzung von Zie-
len, Strategien und Ma„nahmen fÖr
eine geordnete Gesamtentwicklung
des Bezirkes .

ä Mitwirkung am Aufbau und an der
DurchfÖhrung eines Bezirksmarke-
ting .

> Mitwirkung an der Beobachtung
und Beurteilung der Programmum-
setzung aus regionaler Sicht, Auf-
zeigen vorhandener Umsetzungs-

defizite .

ä Einbringung von Erfahrungswerten
und Erstattung von Vorschlögen fÖr
allföllige erforderliche Modifika-
tionen der Programme, des Arbeits-
programmes .

Regionalentwicklung

Informationsaufgaben

> Wahrnehmung der Funktion einer
vor Ort tötigen regionalpolitischen
Informationsstelle .

> Informationstransfer in Fragen der
Regionalentwicklung und der EU-
Regionalpolitik .

Das

Regionalmanagement

Im Rahmen dieses Aufgabenprofiles
wird der Arbeitsschwerpunkt des Regio-
nalmanagers primör bei den projektbe-
zogenen Aufgabenstellungen liegen
Hier ist die intensivste Arbeit zu erwar-
ten, wobei sich auch der meiste Nutzen
realisieren lö„t . Da die Entwicklung und
Betreuung von Projekten aber sehr
arbeitsintensiv ist, werden Schwer-
punktsetzungen auf jene Vorhaben not-
wendig sein, die aus regionaler Sicht
besonderes Gewicht haben und ohne
eine derartige Betreuung …nicht auf die
Beine kommen" . Mit Projekten, deren
Abwicklung klar ist, wird sich der
Regionalmanager nicht im Detail befas-
sen kƒnnen .

Im Werdegang eines Projektes wird die
…diffuse" Phase der Ideenfindung,
Projektstrukturierung und Suche nach
Projekttrögern von der …konkreten"
Phase der Projektentwicklung und -
umsetzung durch die Projekttröger zu
unterscheiden sein . In der erstgenann-
ten Phase mÖssen der Verein bzw . der
Regionalmanager in ihrer primören
Verantwortung als …Motoren" tötig sein
(in diesem Bereich wird es auch kaum
entgeltliche Leistungen geben kƒnnen) .

In der zweiten Phase mu„ sich die
Verantwortung auf die eigentlichen
Projekttröger verlagern und mu„ die
Aktivitöt des Regionalmanagers auf not-
wendige (entgeltliche) UnterstÖtzungs-
leistungen zurÖckgefÖhrt werden .

Die Richtigkeit dieser Vorgangsweise
und Einrichtungen unterstreicht die
soeben erschienene Studie …Nachhaltig
und Innovativ", wonach 75% der
befragten Unternehmer die Errichtung
einer derartigen Stelle begrÖ„en und
72% bereit wören, einen Teil der Kosten
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der angebotenen Leistungen zu Öber-
nehmen. Die Studie unterstreicht auch
eindeutig die Wichtigkeit einer derarti-
gen Struktur fÖr die zukÖnftige regio-

nale Entwicklung .

Finanzierung der regionalen
Entwicklungsstrukturen
Die Finanzierung der Bezirks-Entwick-
lungsvereine erfolgt einerseits Öber ihre
Einnahmen aus Mitgliedsbeitrögen,
Sponsorgeldern und verrechneten
Leistungen und sie sind als eigene
Rechtspersonen fÖr die ordentliche
Abwicklung ihrer Gebarung eigenver-
antwortlich . In der Startphase mÖssen

Die eingesetzten Regional-
manager stellen sich vor:

IRI - …Initiative Regionalentwicklung
und Raumordnung in Bezirk Imst…

hat eine hauptberufliche Regional-
managerin Frau Dipl. Ing . Mayr Anette
und fÖr die spezifische Projektbearbei-
tung das Beratungsteam … ProKoope-
ration" mit Frau Mag . Susanne
Schennach / Mag . Siegfried Walch
engagiert.

Dipl.Ing. Mayr
Anette, geboren
5.12.70, maturierte
1989 am Bundes-
realgymnasium in
lmst mit einer
Fachbereichsarbeit in
Biologie und absol-
vierte das Studium
der Landschaftsplanung und
Landschaftspflege an der Universitöt
fÖr Bodenkultur Wien . Im Rahmen
eines Entwicklungsprojektes mit
Landwirten in Westkenia war sie als
Projektmanagerin fÖr die Planung, die
Organisation und die Realisierung des
erfolgreichen Forschungsprojektes ver-
antwortlich und erwarb sich dabei
wertvolles Wissen im Bereich der nach-
haltigen Entwicklung des löndlichen
Raumes.

Anschrift: 1RI, Ing . Ballerst.1, Top 11,
6460 Imst, Tel . 0663-9565859
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"ProKooperation" - spezialisiert sich
auf die Begleitung von Entwicklungs-
prozessen fär betriebliche, kommunale
und regionale Kooperationen .

Siegfried Waich
absolvierte das Frem-
denverkehrskolleg in
Innsbruck und stu-
diert Betriebswirt-
schaft, er begleitet
seit sechs Jahren
Tourismusprojekte .

Susanne Schennach
arbeitete nach ihrem
Betriebswirtschafts-
studium an der
Umsetzung der Tiroler
AusstellungsstraÖen
mit dem Schwerpunkt
Koordination der
Gemeinden und öffentlichkeitsarbeit
und absolvierte ein Praktikum im
Guggenheimmuseum, New York .

Anschrift: Mag. Siegfried Waich,
Rotanger 28, 6464 Tarrenz,
Tel. & Fax 05412-61093

MIAR - "Mittelfristige Initiative fär
eine angepaÖte Regionalent-
wicklung im Bezirk Landeck"

beschƒftigt als Regionalmanager seit
August dieses Jahres
Herrn Mag. Jakob
EGG, geboren
16.07.1966, welcher
an der HTL-Innsbruck
fär Nachrichtentech-
nik und Elektronik
maturierte . Er stu-
dierte anschlieÖend
an der Universitƒt Innsbruck Biologie/
ökologie mit Wahlfach Informatik -
AbschluÖ 1995 . Wƒhrend seines
Studiums wie danach hat er im Bereich
der Landesforstdirektion / Biotopkar-
tierung und anderen Tƒtigkeiten wert-
volle praktische Erfahrung bei der
Projektabwicklung, Koordination von

Arbeitsgruppen, Umgang mit Beh„rden
und Moderation/Prƒsentation sam-
meln k„nnen .

Derzeit werden folgende
Projektschwerpunkte bearbeitet bzw.
betreut :
- Energiekonzept Bezirk Landeck
- Vermarktung heimischer Lebens-

mittel
- Bƒuerliche Direktvermarktung
- Lernstatt Landeck
- Pflegehelferausbildung und

Broschäre - … Tourismusbetriebe
stellen sich Ihren Mitarbeitern vor".

Anschrift : MIAR,
Schentensteig l a, 6500 Landeck,
Tel. 05442- 67804, FAX 64440-53,
Internet e-mail:miar@ping .a t

Verein zur F„rderung der
regionalen Entwicklung Osttirols

beauftragt mit dem …Regionalmanage-
ment zur Unterstätzung der Regional-
entwicklung und Umsetzung der
EU-Programme Tirols im Bezirk Lienz"
ab dem 1 . Aug . 1996 :

Herrn Mag. Karl Poppeller, geboren
3 .09.1955, welcher
in Innsbruck Betriebs-
wirtschaft mit
Schwerpunkt Unter-
nehmensfährung und
Marketing studiert
hat, AbschluÖ 1983 .
Zunƒchst als
Geschƒftsfährer eines
mehrspartigen, gr„Öeren Familien-
unternehmens tƒtig, arbeitete er
sodann 5 Jahre bei der, Finanzierungs-
und Garantiegesellschaft (FGG)" in
Wien als Referent . Seit 1989 als selb-
stƒndiger Unternehmensberater im
Bezirk Osttirol mit den Schwerpunkten
Sanierungen und Krisenmanagement
tƒtig, ist er bestens mit allen Fragen
der Projektabwicklung und -betreuung
vertraut.

Anschrift : Verein zur F„rderung der
regionalen Entwicklung Osttirols,
Albin-Eggerstr. 17/11, 9900 Lienz,
Tel. u . Fax: 04852-72477

von den Vereinen Eigenmittel in der
H„he von zumindest 15 - 20% aufge-
bracht werden . In weiterer Folge soll der
Eigenmittelanteil bis zur vollstƒndigen

Selbstfinanzierung steigen . Als Ziel wird
bei den Bezirks-Entwicklungsvereinen
angestrebt, daÖ sie sich letztlich selbst
finanzieren .

Andererseits werden sie bis zur
Selbstfinanzierung zu einem wesentli-
chen Teil aus „ffentlichen Mitteln gef„r-
dert und zwar aus dem Raumordnungs-
Schwerpunktprogramm des Landes
Tirol, einer eigenen F„rderung des
Bundeskanzleramtes der …F„rderungs-
aktion fär eigenstƒndige Regional-
entwicklung - F.E.R-Aktion" und letztlich
auch mit rund einem Drittel der „ffent-
lichen Mittel aus der jeweiligen
…Technische Hilfe" der Programme
durch die EU .

InformationsfluÖ
Die in die Umsetzung der (EU)Regio-
nalpolitik bzw . der entsprechenden
F„rderungsprogramme eingebundenen
Institutionen, Einrichtungen und
Dienststellen bilden ein Netzwerk, des-
sen Funktionieren maÖgeblich von der
klaren Definition der Aufgaben der ein-
zelnen Beteiligten und von der
Gewƒhrleistung der Informationsflässe
und der Zusammenarbeit zwischen die-

sen abhƒngt. Zwischen der Bezirks-
kommission und dem ihr zugeordneten
Bezirks-Entwicklungsverein muÖ eben-
falls eine besonders enge Zusam-
menarbeit gewƒhrleistet sein .

Die Abteilung Ic als Landes-Koordi-

nationsstelle stellt in Zusammenarbeit
mit den berährten Landesdienststellen,
insbesondere den fondskorrespondie-
renden Abteilungen, dafär folgende
Informationsleistungen bereit, bzw .
wird diese nach MaÖgabe der personel-
len Kapazitƒten so rasch wie m„glich

aufbauen :

Einen Auskunftsdienst (Hotline) fär alle
aktuellen Fragen, die die Zustƒndigkeit
der Abt . Ic betreffen oder fär die der
richtige Ansprechpartner gesucht wird
und die Herausgabe regelmƒÖiger aktu-
eller Rundbriefe mit Informationen von
allgemeinem Interesse (zur generellen
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Entwicklung der (EU-)Regionalpolitik,
zur Abwicklung von Programmen und
zu organisatorischen Fragen) .

Es werden auch Bezirkstage zum spezi-
ellen Erfahrungsaustausch mit den ein-
zelnen Bezirkskommissionen und den
ihnen zugeordneten Bezirks-Entwickl-
ungsvereinen sowie den LEADER-
Aktionsgruppen im Bezirk durchgefährt .
JÖhrlich einmal soll fär alle Betroffenen
ein workshop zu einem Schwer-
punktthemen, jeweils in einer anderen
Region, veranstaltet werden .

Fär die neu eingesetzten Regional-
manager und LEADER-Beauftragten
wird, entsprechend dem Bedarf und
deren Anforderungen durch die Abt . Ic
eine Basisschulung (mit Einfährung in
Ziele, GrundsÖtze, materielle und orga-
nisatorische Grundlagen der (EU-
)Regionalpolitik) organisiert und mit
Hilfe anderer Landesdienststellen durch-
gefährt. Daräber hinaus werden im
Auftrag des Bundeskanzleramtes durch
die österreichische Arbeitsgemeinschaft
fär die Regionalberatung (öAR) und im
Rahmen des LEADER-Netzwerkes spezi-
fische Ausbildungs- und Fortbildungs-
veranstaltungen angeboten, die es zu
nutzen gilt .

Zwischen der Bezirkskommission, den
Bezirks-Entwicklungsvereinen, den
LEADER-Aktionsgruppen und dem Amt

Wie meistens, wenn es um Neues geht,
ist weder Euphorie noch Verteufelung
am Platze. Vielmehr sollte leidenschafts-
los Positives anerkannt, Verbesserungs-
bedärftiges verbessert und Schlechtes
ausgemerzt werden . Was notwendige
Verbesserungen anlangt, wird sorgsam
zwischen dem Handlungsbedarf im
eigenen Bereich - sei es auf Ebene des

der Tiroler Landesregierung muƒ eine
besonders enge Zusammenarbeit ge-
wÖhrleistet werden .

Regionale Entwicklung ist viel zu wichtig
und verbraucht viel zu viele Ressourcen,
um sie allein dem freien Spiel der
EntwicklungskrÖfte zu äberlassen . Ein
weitgehend gemeinsames Problem-
verstÖndnis und entsprechendes Know-
how der regionalen Akteure muƒ daher
die Basis zum Ausbau des Entwick-
lungskonsenses und fär ein erfolgrei-
ches gemeinsames Handeln in der
jeweiligen Tiroler Region sein. Regionale
Entwicklungsvereine und Regional-
management haben daher die Aufgabe,
zur weiteren Professionalisierung der
Regionalentwicklung und zur Nutzung
vorhandener Steuerungs- und Entwick-
lungschancen beizutragen .

Mit Hilfe der geschilderten Organisa-
tionsstrukturen und geplanten Maƒ-
nahmen in den Regionen, der dargeleg-
ten Unterstätzung seitens des Landes,
sollte es gelingen, die fär die Zukunfts-
bewÖltigung erforderlichen „regional-
wirtschaftlichen Impulse" zu setzen, die
regionale Entwicklung zu stÖrken und
bestehende positive Trends in den
Regionen, u .a. durch die Realisierung
von Schlässel- und anderen innovati-
ven, qualitativ hochwertigen Projekten,
zu nutzen .

Resämee und Ausblick
Auch wenn der Betrachtungszeitraum fär eine fundierte
Beurteilung des Nutzens der EU-Regionalpolitik fär unser Land
noch zu kurz ist und vor allem die Auswirkungen auf die strate-
gische Ausrichtung unserer Regionalpolitik erst andeutungsweise
sichtbar werden, lassen sich dennoch einige grundsÖtzliche
Aussagen jetzt schon treffen .

Bundes oder des Landes oder der
Zusammenarbeit zwischen diesen - und
Anliegen an Brässel zu unterscheiden
sein .
Wenn man davon ausgeht, daƒ Tirol
spÖtestens seit Verabschiedung des
Entwicklungsprogrammes fär die wirt-
schaftlich benachteiligten Gebiete
durch die Landesregierung im Jahre

1990 bewuƒt eine Strategie der eigen-
stÖndigen Regionalentwicklung ver-
folgt, bei der die Mobilisierung der
Entwicklungskraft vor Ort den zentralen
„Hebel" darstellt, dann muƒ man die
zusÖtzlichen Impulse, die diesbezäglich
von der EU-Regionalpolitik ausgehen,
wohl begräƒen .

Das Bestreben, gute Voraussetzungen
fär die Aussch…pfung der unserem Land
zur Verfägung stehenden EU-Struk-
turfondsmittel zu schaffen und die hie-
fär erforderlichen Programme solid und
dem geforderten Grundsatz der
Partnerschaft entsprechend zu erarbei-
ten, hat zweifellos zu einer regionalpoli-
tischen Aufbruchsstimmung gefährt,
die sich nicht auf einen „Wettlauf ums
Geld" reduzieren lÖƒt . Nie zuvor wur-
den mit derart breiter Beteiligung und
derartigem Engagement regionalwirt-
schaftliche Konzepte erstellt und mit
einer Fälle konkreter Projektideen von
der Basis her angereichert.

Womit wir auch schon bei der ersten
SchwÖche wÖren : Der viel zu lange
wÖhrende Prozeƒ der Programm-
genehmigung und der nachfolgend
notwendigen organisatorischen Klar-
stellungen hat eine zeitliche Läcke geris-
sen, die zu einem Verpuffen des
Engagements der Beteiligten und zur
EnttÖuschung äber vorerst nicht erfällte
Erwartungen fährte .

Inzwischen sind - zumindest groƒteils -
die Mittel aus Brässel Gottseidank ver-
fägbar und das organisatorische
RÖderwerk ist funktionsfÖhig . Die Pro-
grammumsetzung ist angelaufen und
fär die begänstigten Regionen, v.a . im
Ziel-5b-Gebiet stehen doch insgesamt
erklecklich h…here F…rderungsmittel als
bisher zur Verfägung und sind durch
das Gebot der AdditionalitÖt auf
Programmdauer auch die innerstaatli-
chen F…rderungsmittel gesichert. Gut
fär die begänstigten Regionen, jedoch
unter UmstÖnden problematisch fär die
auƒerhalb gelegenen Gebiete, in denen
bei weiterer „Austrocknung der …ffentli-
chen Haushalte" die „F…rderdecke"
zusehends kärzer zu werden droht .

Die gelegentlich zu h…rende kritische
Auffassung, man sei nicht in der Lage,
die im Rahmen der Programme bereit-
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stehenden Brässeler Gelder auszuschÖp-
fen, entbehrt der Grundlage . Richtig ist,
daö beispielsweise das Ziel-5b-
Programm Tirol eine Laufzeit von
Anfang 1995 bis Ende 1999 aufweist
und daher bereits fär 1995 eine

Jahrestranche an EU-Mitteln in den
Finanztabellen des Programmes ausge-
wiesen ist. Das ƒZauberkunststäck",
diese Mittel angesichts der erst im
Dezember 1995 erfolgten Programm-
genehmigung und erster tats„chlicher

Zahlungsflässe nach Tirol im Jahr 1996
den Programmvorgaben entsprechend
ƒzeitgerecht" zu disponieren, war daher
nicht zu vollbringen . Tatsache ist
jedoch, daö bis Jahresmitte 1996 die
Programmumsetzung gut in Schwung
kam (siehe Ausfährungen zum Ziel-5b-
Programm) . Vor allem aber muö man
wissen, daö diese sogenannten ƒindika-
tiven" Jahrestranchen nicht zwingend
im jeweiligen Jahr ausgeschÖpft werden
mässen, sondern im Rahmen der
gesamten Programmlaufzeit äbertragen
werden kÖnnen. Sofern wir also diese
Mittel bis Ende 1999 disponieren, geht
uns kein Schilling - Pardon: ECU - verlo-
ren. Bleibt anzumerken, daö wir de
facto genÖtigt sind, ein auf fänf Jahre
ausgelegtes Programm in knapp vier
Jahren abzuwickeln, was schwierig, aber
nicht unlÖsbar ist .

Was die zur FÖrderung eingereichten
Projekte anlangt, so gibt es genägend,
die den Formalerfordernissen der

Programme seriÖs entsprechen . Wenn
man sich die Latte einer wirksamen
Regionalpolitik allerdings etwas hÖher

legt und vor allem Vorhaben mit inno-
vativem Charakter und regionaler
Vorbild- und Multiplikatorwirkung,
sowie Kooperationsprojekte zur St„r-
kung der kleinteiligen Strukturen vor

Augen hat, ist derzeit noch keine volle
Zufriedenheit angebracht; zu vereinzelt
und zu zaghaft sind derartige Ans„tze
erst erkennbar.

Es best„tigt sich die Auffassung, daö mit
FÖrdergeld allein gerade in wirtschaft-
lich schw„cher entwickelten Gebieten
noch keine Entwicklungsdynamik aus-
gelÖst wird, sondern daö zuvor gänsti-
gere Voraussetzungen fär die Projekt-
findung und Projektentwicklung ge-
schaffen werden mässen . Das allerdings

geht nicht von heute auf morgen . Mehr
denn je sind wir daher äberzeugt, daö
der eingeschlagene Weg, in Anlehnung
an die Raumordnungs-Bezirkskom-
missionen und in Partnerschaft mit den

bestehenden entwicklungsfÖrdernden
Institutionen und Einrichtungen Bezirks-
Entwicklungsvereine zu initiieren, rich-
tig ist (siehe voranstehende n„here
Ausfährungen) .

Um vor allem in der Projektarbeit voll
wirken zu kÖnnen, brauchen diese

ehrenamtlich strukturierten Vereine
hauptberufliche oder auf Werkver-
tragsbasis agierende Regionalmanager,
deren Einsetzung in den Bezirken Imst,
Landeck und Lienz bereits erfolgte und
im Auöerfern hoffentlich bald erfolgen
wird. Es freut uns äbrigens sehr, daö
eine aktuelle wissenschaftliche Studie -
u .a . gestätzt auf eine repr„sentative
Unternehmensbefragung - genau zum
selben Ergebnis gelangt .

Zuräck zum Geld : Unbehagen bereitet
uns der Umstand, daö der einzelne
FÖrderungswerber vom Zusatznutzen
des EU-Geldes kaum etwas spärt, da
speziell bei jenen FÖrderungen, die nach
EU-Wettbewerbsrecht notifizierungs-
pflichtig sind, die HÖchstfÖrderungen
limitiert sind und auch mit EU-
Kofinanzierung fär den Einzelfall nicht
mehr ƒherausschaut" als wenn er bloö
innerstaatlich gefÖrdert wärde . Die
Impulswirkung dieser ƒZusatzfÖrde-
rung" fär den einzelnen Unternehmer
h„lt sich daher in Grenzen, zumal es ihm
kaum bewuöt ist, daö das EU-Geld
maögeblich dazu beitr„gt, daö die
FÖrderbudgets insgesamt ausreichend
dotiert sind .

Weil wir schon bei der innerstaatlichen

FÖrderungen sind, sei hier auf ein
zunehmend erkennbarer werdendes
Problem hingewiesen : Im Interesse
einer effizienten Abwicklung und
Kontrollierbarkeit der FÖrderungen war
man äber die Jahre herauf bestrebt, die
FÖrderungsrichtlinien immer pr„ziser zu
fassen. Dies allerdings mit dem uner-

wänschten Nebeneffekt, daö immer
wieder innovative, bei Richtlinien-
erstellung nicht vorausdenkbare Pro-
jekte in den Maschen der FÖrderungs-
bestimmungen h„ngenbleiben . Vor

allem gilt dies auch fär Kooperations-
projekte mehrerer Beteiligter. Wir wer-
den bemäht sein mässen, diese uner-
wänschten Effekte zu pr„ziser Richt-
linien zu beseitigen .

Im äbrigen beschert uns die breitge-
f„cherte ƒFÖrderungslandschaft" in
…sterreich bei der Abwicklung der EU-

RegionalfÖrderungsprogramme nicht
unbetr„chtliche Schwierigkeiten .
Dutzende FÖrderungsstellen des Bundes
und des Landes, die es bisher gewohnt
waren, weitgehend autonom zu agie-
ren, zu einem stimmigen ƒFÖrde-
rungsorchester" zusammenzufähren,
das nach der ƒPartitur" der umzusetzen-

den Programme ƒspielt", grenzt trotz
guten Willens der meisten Beteiligten
gelegentlich an die Quadratur des
Kreises .

Nicht zuletzt das ist der Grund, daö den
EU-Regionalprogrammen der Ruch der
†berbärokratisierung anhaftet . In dieser
schwierigen Situation hat es sich als
richtig herausgestellt, auf die Instal-
lierung eigener EU-FÖrderungsverfahren
zu verzichten und stattdessen zumin-

dest die ZielgebietsfÖrderung ƒHucke-
pack" mittels der gewohnten inner-
staatlichen FÖrderungsverfahren abzu-
wickeln . Der dennoch notwendige
Koordinationsaufwand belastet so
zumindest nicht direkt den FÖrde-
rungswerber, sondern ist eine interne
Angelegenheit der befaöten Verwal-
tungsstellen .

Verst„rkt wird diese Problematik durch
hohe formale Anforderungen seitens

der EU, was die Programmgenehmi-
gung, die Programmumsetzung und
deren Beobachtung, Begleitung und
Bewertung anlangt. Zwar haben in der
Strukturfondsverordnungen die Grund-
s„tze der Subsidiarit„t und der Part-
nerschaft auf allen Ebenen einen hohen
Stellenwert, jedoch erfolgt in der Praxis
eine recht weitgehende Einfluönahme .
Vollends beginnt sich ƒdie Katze in den
Schwanz zu beiöen", wenn der grund-
s„tzlich beabsichtigten eigenst„ndigen
Programmumsetzung aus Angst vor
Miöbrauch immer sch„rfere und detail-
liertere Meldepflichten, Kontrollen u .
dgl . seitens der Europ„ischen Kom-
mission entgegengestellt werden .
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Nicht unbedingt erheiternd ist auch der
Umstand, daä fÖr die Abwicklung der
drei Strukturfonds in BrÖssel verschiede-
ne Generaldirektionen zustöndig sind,
die - vorsichtig ausgedrÖckt - nicht
immer harmonieren . Da all unsere EU-
Regionalfƒrderungsprogramme soge-
nannte Multifondsprogramme sind,
haben wir es regel-
möäig mit allen zustön-
digen GD's zu tun, was
immer wieder zu eini-
germaäen verzwickten
Situationen fÖhrt . Der
Umstand, daä in „ster-
reich auf Ebene des
Bundes verschiedene
Ministerien fÖr die drei
Fonds hauptzustöndig
sind, macht die Sache
auch nicht einfacher.

Zusammenfassend er-
gibt sich aus Sicht der
Abteilung Ic des Amtes
der Landesregierung in
ihrer Funktion als Ko-
ordinationsstelle fÖr EU-
Regionalpolitik nach
derzeitiger Einschöt-
zung ein durchaus posi-
tives und weiter ent-
wicklungsföhiges Bild,
was die inhaltlichen
Schwerpunktsetzungen
und die in Gang ge-
kommene Umsetzung
der Fƒrderprogramme
einschlieälich des Auf-
baus des Regional-
managements in den
Bezirken anlangt.

Einen wesentlichen Ver-
besserungsbedarf orten wir hinsichtlich
des Ausmaäes der Einfluänahme von
BrÖssel und der Kompliziertheit der von
dort vorgegebenen Regelungen aber
auch hinsichtlich der Fƒrderungs-
organisation in „sterreich selbst .

Es wird wohl nur eingeschrönkt mƒglich
sein, diesbezÖglich noch in der laufen-
den Programmperiode substantielle
Verbesserungen zu erwirken . Wir sind
jedoch schon intensiv dabei, unsere
Position fÖr die Reform der EU-Struktur-
fonds zu erarbeiten . Dies geschieht zu
einen im Rahmen der „sterreichischen

Raumordnungskonferenz („ROK), die
bis Ende heurigen Jahres zwischen den
Löndern und mit dem Bund sowie mit
dem Stödte- und dem Gemeindebund
und den Interessenvertretungen abge-
stimmte Vorstellungen Öber die weitere
Entwicklung der EU-Regionalpolitik
erarbeiten wird .GestÖtzt auf einen ent-

sprechenden einstimmigen Beschluä
des Tiroler Landtages, in dem die
Schaffung eines eigenen Zielgebietes
Alpen gefordert wird, hat Tirol darÖber
hinaus auch bereits ein eigenes Posi-
tionspapier Öber die störkere Veran-
kerung der Sicherung und Entwicklung
des löndlichen Raumes in alpinen
Regionen in der Tötigkeit der Struktur-
fonds erarbeitet, das in anderen alpinen
Löndern und Regionen auf ein hohes
Maä an Zustimmung stƒät .

Anlöälich der Europöischen Konferenz
fÖr löndliche Entwicklung, die auf

Einladung von Kommissar Dr. Fischler
vom 7. - 9 .11 .1996 in Cork/Irland tagte,
wurden wesentliche Weichenstellungen
fÖr den kÖnftigen Verlauf der Reform-
diskussion vorgenommen : In einer zehn
Punkte umfassenden Deklaration wird
ausdrÖcklich die Notwendigkeit einer
gesamthaften, auf Nachhaltigkeit aus-

gerichteten Politik fÖr
den löndlichen Raum
postuliert, zu deren
Umsetzung auch die
Strukturfonds beizutra-
gen haben . Den löndli-
chen Regionen soll die
Mƒglichkeit eingeröumt
werden, die entspre-
chenden Entwicklungs-
programme weitgehend
eigenstöndig zu erstellen
und zu gestalten . Starren
Zielgebietsfixierungen
erteilte die Konferenz
eine Absage .

Aus Tiroler Sicht kann
man mit diesen Ergeb-
nissen recht gut …leben" .
Allerdings ist Flexibilitöt
hinsichtlich der formalen
Wege zur Erreichung
unserer Ziele notwendig .
In diesem Sinn muä der
zuvor zitierte Beschluä
des Tiroler Landtags
dahingehend interpre-
tiert werden, daä nicht
der formale Anspruch
nach einem eigenen
…Zielgebiet Alpen" die
Kernaussage bildet. Zen-
trales inhaltliches Anlie-
gen ist vielmehr die Ent-

wicklung der EU-Struktur- und Regio-
nalpolitik in einer Weise, daä …ein
Beitrag zur Erhaltung des komplexen
und sensiblen Lebens-, Wirtschafts- und
„koraumes Alpen geleistet und dessen
Entwicklung durch regionale Struktur-
programme und Initiativen unterstÖtzt
wird", wie dies im zitierten Landtags-
beschluä ohnehin ausdrÖcklich formu-
liert ist. Von diesem Grundgedanken
wird die weitere Arbeit geleitet sein . †
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Das Raumordnungs-Schwerpunktprogramm 1996 - 2000

des Landes Tirol Alfred Fischer

Am 10. Oktober 1996 hat der Tiroler Landtag das Raumordnungs-
Schwerpunktprogramm 1996-2000 genehmigt. Vorausgegangen ist seit Jänner 1996
ein zeitlich sehr aufwendiges Notifizierungsverfahren mit der Europäischen
Kommission auf der Grundlage des Beschlusses der Tiroler Landesregierung vom 12.
Dezember 1995. Diesem RegierungsbeschluÖ ist wiederum eine sehr breite
Meinungsbildung und Entscheidungsfindung in den Raumordnungsorganen wie insbe-
sondere der Untergruppe öRaumordnungs-Schwerpunktprogramm" vorausgegangen .
Die Europäische Kommission hat im Zuge der Notifzierung eine Reihe von formal-
rechtlichen Anpassungen des Raumordnungs-Schwerpunktprogrammes 1996-2000
an das EU-Wettbewerbsrecht verlangt, worauf die Tiroler Landesregierung mit
BeschluÖ vom 17. September 1996 Bedacht genommen hat .

Ein mittelfristiges Programm
Das Raumordnungs-Schwerpunktpro-
gramm des Landes Tirol gibt es bereits
seit 1971 . Dem Tiroler Landtag muÖte
jährlich ein Generelles Programm in
Verbindung mit dem Landesvoran-
schlag zur Genehmigung vorgelegt
werden . Die jährlichen Programme sind
im wesentlichen unverändert fortge-
schrieben worden . ƒnderungen in der
Grobstruktur der fachlichen F„rde-
rungsschwerpunkte sind eher spontan
von einem Jahr auf das andere erfolgt,
ganz nach pl„tzlich bzw. kurzfristig auf-
getretenen ƒnderungen raumord-
nungspolitischer Erfordernisse .

Ein Abgehen vom Prinzip der jährlichen
Programme ist erstmals 1989 im Zuge
des Genehmigungsverfahrens f…r das
Rau mordnungs-Schwerpunktpro-
gramm 1990 …berlegt und in die Wege
geleitet worden. Es ist eine eigene
Arbeitsgruppe damit befaÖt worden . Als
Ergebnis ist zuerst das mittelfristige

Programm 1990-1992 und bereits ein
Jahr später das mittelfristige Programm
1991 -1995 entstanden . Dem Tiroler
Landtag muÖten aber weiterhin jährli-
che Programme vorgelegt werden .

Das Raumordnungs-Schwerpunktpro-

gramm 1996-2000 ist in seiner inhaltli-

chen Struktur erstmals f…r einen f…nf-
jährigen Programmzeitraum verbindlich
festgelegt. Mit dem BeschluÖ des Tiroler
Landtages vom 21 . Dezember 1995
…ber den Landesvoranschlag f…r das
Jahr 1996 ist festgelegt, daÖ die Landes-
regierung dem Landtag ein F…nfjahres-
programm vorzulegen hat .

Vorrangige Hauptziele
f…r das Raumordnungs-
Schwerpunktprogramm

Die mit dem mittelfristigen Programm
1991 -1995 befaÖte Arbeitsgruppe hat
1990 auch den Auftrag erhalten, vor-
rangige Hauptziele der Raumordnung
in das Raumordnungs-Schwerpunktpro-
gramm einzuarbeiten . Es ist ein umfas-
sender Zielkatalog ausgearbeitet wor-
den, aus dem nach einem eigenen Be-
wertungsverfahren vorrangige Haupt-
ziele der Raumordnung f…r das mittelfri-
stige Programm 1991-1995 festgelegt
worden und dann f…r den Zweck des
Raumordnungs-Schwerpunktpro-
grammes 1996-2000 etwas modifiziert
fortgeschrieben worden sind wie folgt,
wobei der Reihenfolge keine Wertung
beizumessen ist :

> Bewahrung und umweltgerechte
Entwicklung des Erholungsraumes
(Naherholungseinrichtungen),

> Stärkung der „konomischen Lei-
stungsfähigkeit,

> Erstellung von innovativer und/oder
regionalwirtschaftlich besonders be-
deutungsvoller Infrastruktur (ener-
giebezogene Umweltschutzvorha-
ben, soziale Infrastruktur, „ffentli-
cher Personennahverkehr),

> Verbesserung der Qualität regionaler
Entwicklungsprojekte (Grundlagen-
arbeiten) .

Systematische Erneuerung des
Raumordnungs-Schwerpunkt-
programmes

Das Raumordnungs-Schwerpunktpro-
gramm hat seit Anbeginn (1971)
grundlegende ƒnderungen erfahren,

was ganz in der Natur der Sache ist . Die
ƒnderungen sind vor allem in der

Struktur der fachlichen F„rderungs-
schwerpunkte und in den Beurteilungs-
kriterien zu sehen, weniger in der H„he
der f…r das Raumordnungs-Schwer-
punktprogramm im Landesvoranschlag
bereitgestellten Kreditmittel .
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Den ausdräcklichen Auftrag einer syste-
matischen Erneuerung (Evaluierung)
des Raumordnungs-Schwerpunktpro-
gramm ist aber erstmals mit dem mit-
telfristigen Programm 1990-1992 erteilt

worden . In die Allgemeinen FÖrde-
rungsrichtlinien ist von der Landes-
regierung die Bestimmung aufgenom-
men worden, daö eine Zieleinrich-
tungskontrolle in der Form eines peri-
odischen (5-jƒhrigen) FÖrderungs-
berichtes des Amtes der Tiroler Landes-

regierung vorzunehmen ist und zwar
erstmals äber das mittelfristige Pro-

gramm 1991 -1995, der in der Form
eines vorlƒufigen FÖrderungsberichtes
vom Oktober 1994 bereits vorliegt .

Die Folgerungen daraus sind zum
Teil grundlegende Prƒzisierungen
und Modifizierungen der im
Raumordnungs-
Schwerpunktprogramm 1996-2000
weiterhin aufrecht gebliebenen
FÖrderungsschwerpunkte :

> Sicherung des Erholungsgrundan-
gebotes,

„ Verkehrsleitende Maönahmen im
Zugangsbereich zu und innerhalb
von Schutz- und stark frequentierten
Erholungsgebieten,

„ Erhaltung und Verbesserung der
Substanz und der Funktionsfƒhigkeit

intakter Natur- und Kulturland-
schaften,

„

	

Erschlieöung von Gewerbe- und
Industriegebieten,

> Standortverlegungen von Unter-
nehmen aus Gränden der Raum-
ordnung,

> Unterstätzung von landwirtschaftli-
chen Vermarktungsinitiativen,

> Errichtung von Wƒrmeversorgungs-
anlagen auf Basis erneuerbarer Ener-
gietrƒger, inklusive Verbesserung
der Anschluödichte (Nahwƒrme-Ein-
stiegsprƒmie) und weiterer Energie-
fÖrderungen (fär die industrielle
Abwƒrmenutzung und Abwƒrme-
räckgewinnung sowie fär Solar-
energie-Photovoltaikanlagen, soweit
diese als Pilotprojekte und Demon-
strationsprojekte geeignet sind),

„

	

Errichtung von Pflegeplƒtzen,

> Verbesserung des Leistungsange-
botes des …ffentl . Personen-Nah-
verkehrs,

> Modernisierungsprogramme Tiroler

Nebenbahnen,

„

	

Regionales Projektmanagement,

> Studien, Konzepte und sonstige
Planungsmaönahmen .

Nur ein einziger FÖrderungs-
schwerpunkt ist im Raumordnungs-
Schwerpunktprogramm
1996 - 2000 neu hinzugekommen:

> Verbesserung der Effizienz im touris-
tischen Marketing .

Immerhin acht FÖrderungs-
schwerpunkte sind im
Raumordnungs-Schwerpunkt-
programm 1996 - 2000 nicht mehr
fortgeschrieben worden:

> Leitprojekte des Umweltschutzes
(wofär des Tiroler Umweltschutz-
FÖrderungsaktion gibt),

„ Ansiedlung und Entwicklung von
Schlässelbetrieben (die im neuen
Impulspaket Tirol gefÖrdert wer-
den),

„

	

Touristische Infrastruktur in wenig
oder nicht erschlossenen Gebieten,

„

	

Schaffung und Sicherung von gast-

gewerblichen Basisbetrieben,

„

	

Pilotprojekte der Aus- und Weiter-
bildung,

> Basisinfrastruktur in wirtschaftlich

benachteiligten Gebieten,

„

	

Pilotprojekte der mobilen sozialen

Dienste,

„

	

Sonstige regional bedeutsame Vor-
haben .

Mit dieser doch erheblichen Konzen-
tration auf eine geringere Anzahl fach-
licher FÖrderungsschwerpunkte wird
ein wirksamerer Einsatz der fär das
Raumordnungs-Schwerpunktpro-

gramm schon bisher eher knapp zur
Verfägung gestellten Kreditmittel ange-
strebt. Fär das Raumordnungs-Schwer-
punktprogramm 1996 - 2000 stehen
Kreditmittel des Landes Tirol in HÖhe
von jƒhrlich S 102 Mio . zur Verfägung,
fär das 5-Jahresprogramm somit
S 510 Mio .

Regionale
FÖrderungsschwerpunkte

Die regionalen FÖrderungsschwer-
punkte sind im Raumordnungs-Schwer-
punktprogramm immer schon sehr
stark auf die wirtschaftlich benachteilig-
ten Gebiete ausgerichtet worden,
wobei es fär die regionale Abgrenzung
immer klare Grundlagen gegeben hat,
zuletzt das von der Tiroler Landes-

regierung am 23 .10 .1990 beschlossene
†Entwicklungsprogramm fär die wirt-
schaftlich benachteiligten Gebiete" .

Die Abgrenzung der regionalen FÖrde-
rungsschwerpunkte hat dann aber mit
der Teilnahme …sterreichs am Euro-
pƒischer Wirtschaftsraum ab 1 .3 .1994
und dem Beitritt zur Europƒischen

Kommission am 1 .1 .1995 eine ‡nde-

rung erfahren . Seither gilt auch fär das
Rau mordnungs-Schwerpunktpro-
gramm das RegionalfÖrderungsgebiet
der nationalen FÖrderungskulisse ge-
mƒö EU-Wettbewerbsrecht und zusƒtz-
lich das Ziel 5b-Gebiet gemƒö Ent-
scheidung der Europƒischen Kommis-

sion vom 17 .2.1995 .

Die erhÖhten FÖrderungssƒtze des
Raumordnungs-Schwerpunktprogram-
mes kÖnnen im RegionalfÖrderungs-
gebiet, nicht aber im Ziel 5b-Gebiet zur

Anwendung kommen . Das von der
Landesregierung mit Beschluö vom

12 .12 .1995 festgelegte Kriterium, daö

†im Ziel 5b-Gebiet die Anwendung des
jeweiligen FÖrderungshÖchstsatzes fär

das RegionalfÖrderungsgebietes mÖg-
lich ist", hat die Europƒische Kommis-
sion im Notifizierungsverfahren nicht
genehmigt .

	

ˆ
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Ortliche Raumordnungskonzepte

eine Zwischenbilanz

Franz Rauter

Mit der bald zu erwartenden Genehmigung der ersten Örtlichen
Raumordnungskonzepte schlögt die Stunde der Wahrheit: Wird
damit wirklich die röumliche Entwicklung der Gemeinde auf eine
solide Basis gestellt oder handelt es sich um eine entbehrliche
Fleiƒaufgabe? Sieht man die ersten gegl„ckten Entw„rfe nöher
an, so ist vorsichtiger Optimismus am Platze . In jenen
Gemeinden, wo mit Oberzeugung gearbeitet wird, kommen auch
„berzeugende Ergebnisse zustande!

Die ersten fertigen Konzepte
werden bald vorliegen
Nach dem Stand von Mitte November
1996 haben 187 der insgesamt 279
Tiroler Gemeinden mit Beschluƒ des
Gemeinderates die Arbeit am ärtlichen
Raumordnungskonzept in Angriff
genommen. Knapp SO Planungsb„ros,
die mit der notwendigen Befugnis aus-
gestattet sind, sind mit dieser Aufgabe
befaƒt.

In der „berwiegenden Zahl der Fölle
sind die Arbeiten noch nicht sehr weit
fortgeschritten . Aber immerhin gut ein
Dutzend (15) Rohentw„rfe - darunter
etliche wirklich gute Arbeiten - wurden
bislang zur Vorbegutachtung beim Amt
der Landesregierung eingereicht . Bei
einigen wird die Beschluƒfassung durch
den Gemeinderat bereits in K„rze ein-
geleitet werden kÖnnen. Ein Gutteil
der derzeit in Arbeit stehenden
Konzepte wird wohl im Lauf des
kommenden Jahres zumindest
zur Vorbegutachtung oder
gar zur Beschluƒfassung und
Genehmigung anstehen .

Einige
grundsötzliche
Anmerkungen
zur Erinnerung

Trotz detaillierter Vorgaben
des Raumordnungsgesetzes
und der dazu ergangenen

Durchf„hrungsverordnungen
„ber Form und Inhalte des Örtli-

chen Raumordnungskonzeptes, sind
bei der praktischen Bearbeitung

erwartungsgemöƒ doch noch eine
Reihe wichtiger Fragen aufgetaucht, die
im Interesse einer qualitötsvollen Bear-



beitung und der Wahrung eines
vergleichbaren Bearbeitungsstandards
einer pr„zisierenden Kl„rung bedƒrfen .

Die Gesamtentwicklung steht

im Mittelpunkt

Vereinzelt ist noch immer die Auffas-
sung zu hören, das örtliche Raum-
ordnungskonzept sei so etwas wie eine
vereinfachte Vorstufe zum Fl„chen-
widmungsplan. Dies ist schlichtweg
falsch! Im Gesamtsystem der durch das
TROG 1994 weitgehend neu geregelten
örtlichen Raumordnung stellt das örtli-
che Raumordnungskonzept das zentrale
Instrument fƒr die planvolle r„umliche
Entwicklung der Gemeinde dar. Es ist
nicht nur die Grundlage fƒr die nachfol-
gende Neuerlassung oder Totalrevision
des Fl„chenwidmungsplanes, sondern
bildet den Anknƒpfungspunkt fƒr alle,
die r„umliche Entwicklung gestaltenden
Entscheidungen und Vorhaben der
Gemeinde: Das TROG 1994 legt im ‡ 33
Abs. 3 ausdrƒcklich fest, daÖ beispiels-
weise Investitionen und Förderungs-
maÖnahmen der Gemeinde nur im
Einklang mit dem örtlichen Raum-
ordnungskonzept erfolgen dƒrfen .

Es w„re daher nicht richtic
Gestaltung der baulichen Er .
als zentralen Inhalt des öftlicf i:ri : r : :
ordnungskonzeptes anzusehen Zielver-
stellungen ƒber die weitere wi h t t-

che Entwicklung, eine bewuÖte Frei-
raumplanung und Grundaussagen ƒber
notwendige Weiterentwicklungen der
Infrastruktur und deren Finanzierung_
sind ebenso unverzichtbare Inhalte .

Dies bedeutet nicht, daÖ all die e
Aspekte im örtlichen Raumordnung‡-
konzept bis ins letzte Detail zu behan-
deln sind. Vielmehr muÖ eine ausgewo-
gene, hinreichend konkrete Befassung
mit den wesentlichen Inhalten erfolgen .

Die Festlegungen des örtlichen Raum-
ordnungskonzeptes zur kƒnftigen Sied-
lungsentwicklung finden erst im
Fl„chenwidmungsplan, in den Bebau-
ungspl„nen, in der Baulandumlegung
und im AbschluÖ von Vertr„gen nach
‡ 33 TROG ihre Konkretisierung und
Umsetzung .

ärtliche Raururdnung

Die Festlegung von Freihaltefl„chen im
örtlichen Raumordnungskonzept kann
in Gemeinden, denen die Erhaltung und
Gestaltung ihres Landschaftsraumes
und ihrer innerörtlichen Grƒnfl„chen
ein Anliegen bzw . - vor allem in Hinblick
auf den Tourismus - auch eine wirt-
schaftliche Notwendigkeit ist, in weite-
rer Folge in Landschafts- oder Grƒn-
raumpl„nen und in konkreten land-
schafts-, grƒnraumgestaltenden und -
sichernden MaÖnahmen ihre Fort-
setzung und Konkretisierung finden .

Im örtlichen Raumordnungskonzept
getroffene Grundaussagen zum Thema
Infrastruktur werden allenfalls sp„ter
eine Detaillierung in speziellen Kon-
zepten (z.B . Verkehrskonzept) finden, in
konkrete Projekte mƒnden oder die
Ausfƒhrung von Projekten mitbestim-
men .

Heft 12 . Dezember 1996

Stellen des Amtes der Landesregierung
durchaus bewuÖt, daÖ es etwa zwi-
schen den inhaltlichen Anforderungen
an das örtliche Raumordnungskonzept
der Landeshauptstadt Innsbruck und an
jenes der Gemeinde Gramais massive
Unterschiede gibt . Bei der Beurteilung,
ob die gesetzlichen Mindestinhalte
erfƒllt sind, wird daher selbstverst„nd-
lich deren Bedeutsamkeit fƒr die jeweili-
ge Gemeinde maÖgeblich berƒcksich-
tigt werden,

Umgekehrt ist es ganz einfach notwen-
dig, die Einhaltung gewisser Bear-
beitungsstandards zu verlangen und
durchzusetzen. Dies unter Einr„umung
jenes Gestaltungsspielraumes, den die
spezifische Situation jeder einzelnen
Gemeinde erfordert . Vor allem kann es
nicht sein, dem fast schon zum Schlag-
wort gewordenen Ruf nach problembe-
zogenem T„tigwerden so weit nachzu-
geben, daÖ die örtliche Raumord-

Diese Aufz„hlung lieÖe sich' fortsetzen .
Die angefƒhrten Beispiele sollten b
doch das Wesen des örtlichen Raum nung/Raumplanung ihrem eigentlichen

ordnungskonzeptes deutlich machen : Auftrag - n„mlich um die georGnn :_te

namlich gesamthafte, die gegenseitigen r„umliche Gesamtentwicklung der
Gemeinden besorgt zu sein -,nicht mehr
gerecht wird und nur mehr von einer
Einzelfallbeurteilung zur' n„chsten …stol-
pert"

Um richtig verstanden zu werden : Hier
wird keinesfalls perfektionistischen,

'es Detail abdeckenden (und damit
n„chsten Tag schon falschen)

…„uper; Konzepten" das Wort geredet .
Die Erstellung und kƒnftige Fort-
schreibung der örtlichen Raumord-
nungskonzepte ist als permanenter
ProzeÖ zu verstehen, der aber notwen-
digerweise in (gesetzlich) definierten
Schritten mit bestimmten inhaltlichen
Anforderungen abzulaufen hat.

Die 10-Jahres-Perspektive der örtlichen
Raumordnungskonzepte erfordert es
zudem - um der Unsicherheit von
Zukunftseinsch„tzungen gerecht zu
werden - in den Festlegungen eine au
reichende Flexibilit„t zu berƒcksichti-
gen, um nach Inkrafttreten nicht in per-
manente †nderungsverfahren hineinzu . .
geraten. GleichermaÖen zieht das flf -
xible planerische Eingehern au kW,- :
Entwicklungen die Notwei
sich, bei der Erarbeit ;s
aufnahme der' ört'ir`

Zusammenh„nge berƒcksichtigende
Grundlage aller wesentlichen Aktivi-
t„ten der Gemeinde zu sein, deren
r„umliche Entwicklung beeinflussen .

(5rtlirhe Raumordnung kr~ ~~
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c4e,: in Anspruch nicu, genl
Sinnhaftigk , t :>>,ost

i>I n-,,t wƒrde jene
ben, die dieses Plar;o
entbehrlich halten :
Fl„chenwidmungsplan"
der Tiroler Raumordnung siehe nicht!

Vernƒnftige inhaltliche

Standards sind notwendig

Gelegent c .v H die Befƒrchtung
ge„uÖert, (i - … . . . _iesetz'ichen
Grundlagen detailliert v( - gejr: enen
Mindestinhalte des örtlichen Rau nord-
nungskonzeptes insbesonuere im auf-
sichtsbehördlichen Genehmigungs-
verfahren in einen zu starren Schema-
tismus mƒnden könnten, der den jewei-
ligen örtlichen Gegebenheiten nicht
mehr gerecht wird . Hier dƒrfen wir
beruhigen: es ist auch den zust„ndigen
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(aus der ja die fachliche Begrändung
der zu treffenden Festlegungen abzulei-
ten ist) zumindest die Gesamtbetrach-
tung des Dauersiedlungsraumes sicher-
zustellen und sich nicht nur auf die
Notwendigkeiten des Augenblicks zu
beschrƒnken . Abseits des Dauersied-
lungsraumes wird gegen eine schwer-
punktmƒ„ige Bearbeitung jener Gebie-
te, in denen Entwicklungsabsichten
oder Projekte verfolgt werden, die einer
Widmung bedärfen, nichts einzuwen-
den sein .

Bärgernahe
Entscheidungsfindung
gefordert
Nicht äbersehen darf in diesem
Zusammenhang auch werden, da„
raumordnerische Festlegungen bzw .
Entscheidungen vielfach von gro„er
Tragweite fär die jeweils betroffenen
Bärger sind . Im Falle von Anfechtungen
bei den H…chstgerichten wird daher ein
zunehmender Sorgfaltsma„stab hin-
sichtlich der nachvollziehbaren Begrän-
dung raumordnerischer Festlegungen
angelegt . Auch das gilt es bei den
Anforderungen an Bestandsaufnahme
und Inhalt des Raumordnungskonzep-
tes zu bedenken .

Alle Beteiligten därften sich aber darä-
ber einig sein, da„ die eigentliche
Entscheidung äber die Qualitƒt der …rt-
lichen Raumordnungskonzepte in den

Gemeinden fƒllt. Nur wenn der Ge-
meinderat das …rtliche Raumord-
nungskonzept als ein zentrales Anliegen
erkennt und dem durch eine intensive
Mitarbeit Rechnung trƒgt, wird es
inhaltlich gute Konzepte geben . Nur
wenn in geeigneter Weise eine direkte
Einbindung von Bev…lkerung und
Wirtschaft in den Proze„ der Kon-
zeptausarbeitung erfolgt, ergeben sich
Konzepte, zu denen man in weiterer
Folge auch steht. Geschieht das nicht,
nätzen uns noch so sch…ne idealtypi-
sche Vorstellungen und formelle Bear-
beitungsstandards nichts!

Wo bauen wir morgen?
Die Festlegungen zur
baulichen Entwicklung
Festlegungen äber das Ausma„, die
Strukturierung und die rƒumliche An-
ordnung des fär die angestrebte Bev…l-
kerungs- und Wirtschaftsentwicklung
notwendigen Baulandes sowie äber die
zeitliche Abfolge der Widmung, Er-
schlie„ung und Nutzung sind einer der
zentralen Inhaltsbl…cke des …rtlichen
Raumordnungskonzeptes . Gerade auch
die zeitliche Perspektive ist wesentliches
Element des im Regelfall auf 10 Jahre
auszulegenden Planungshorizontes des
…rtlichen Raumordnungskonzeptes .
Dies deshalb, weil in dem auf Grundlage
des …rtlichen Raumordnungskonzeptes

j
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unmittelbarer Bedarf
z 2 Bedarfszeitraum 3-5 Jahre
z 3 Bedarfszeitraum ä . 5 Jahre

ZÖHLER ZU LEGENDE

D-1 äberw . freistehende Objekte
D-2 äberw . verd . Flachbauweise
D-3 äberw . mehrgesch . Objekte

VORWIEGENDE WIDMUNG

neu zu erlassenden oder zumindest
grundlegend zu äberarbeitenden
Flƒchenwidmungsplan die Bauland-
ausweisung nach dem gegebenen
Bedarf und nicht im Sinne einer
Vorratswidmung zu erfolgen hat .

Planungstechnisch bestehen die Fest-
legungen zur angestrebten Bauland-
entwicklung aus einer Kombination
zeichnerischer Darstellungen und textli-
cher Ergƒnzungen .

Bauliche Entwicklung von
†innen". . .
Um die bereits erwƒhnte notwendige
Flexibilitƒt sicherzustellen, darf die
Darstellung der Festlegungen zur
Baulandentwicklung nicht parzellen-
scharf erfolgen (‡ 1 Abs. 3 der Plan-
grundlagen- und Planzeichenverord-
nung). Sie erfolgt daher in Form einer
symbolischen Kreissignatur, die An-
gaben äber die vorzusehende Wid-
mungskategorie, äber die einzuhalten-
de Bebauungsart (bzw . Dichteklasse)
und äber die zeitliche Freigabe der
Widmung enthƒlt; weiters auch ein Feld
fär einen †Zƒhler", mit dem zugeh…rige
textliche Festlegungen eindeutig identi-
fiziert werden k…nnen .

Derartige textliche Festlegungen k…n-
nen etwa das zulƒssige Ausma„ der hier
zu widmenden Flƒchen, die Notwen-
digkeit einer Baulandumlegung, das
Erfordernis von Vertrƒgen nach ‡ 33
TROG 1994 und weitere in der speziel-
len Situation notwendige Konkretisie-
rungen enthalten . Ebenso ist es m…g-
lich, statt der fixen Festlegung einer
Zeitzone in der Signatur selbst, diesbe-
zäglich verbale Beschreibungen vorzu-
nehmen .

. . . und von †au„en" steuern
Diese †aktiven" Festlegungen zur känfti-
gen Baulandentwicklung finden ihre
Ergƒnzung in den maximalen Bau-
landgrenzen (Siedlungsgrenzen) . Diese
werden beispielsweise zur Abstand-
haltung von lƒrmintensiven Verkehrs-
wegen oder zum Halten von Sied-
lungsrƒndern an markanten Gliede-
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rungselementen des Raumes - in diesem

Falle parzellenscharf - festgelegt und

dÖrfen durch Widmungen nicht Öber-
schritten werden . Die im örtlichen

Raumordnungskonzept festgelegten
Freihalteflƒchen stellen eine weitere
Limitierung fÖr die kÖnftige Bauland-
entwicklung dar.

Was bedeutet das nun in Bezug auf den
derzeit bestehenden Flƒchenwidmungs-
plan? Im einfachsten Fall beziehen sich
die Festlegungen zur Baulandentwick-
lung auf Grundflƒchen, die sich derzeit
noch im Freiland befinden . Keine
allzugro„e Schwierigkeit sollte sich auch
in jenen Fƒllen ergeben, wo im Sinne
der Festlegungen des örtlichen Raum-
ordnungskonzeptes eine bestehende
Baulandwidmung in eine andere Wid-
rriungskategorie ÖbergefÖhrt werden
soll, weil dies angesichts bereits beste-
hender Bebauung oder im Hinblick auf
die Entwicklungsabsichten notwendig
erscheint .

…Hei„es Eisen"
RÖckwidmungen
Angesichts der in zahlreichen Tiroler
Gemeinden bestehenden gro„en
BaulandÖberhƒnge gewinnt jedoch ein
dritter Anwendungsfall eine ganz
besondere Bedeutung : nƒmlich die
Auswahl jener derzeitigen Bauland-
reserven, die im neuen Flƒchenwid-
mungsplan nicht mehr oder erst spƒter
wieder (bei entsprechendem Bedarf) als
Bauland ausgewiesen werden sollen .

Die intensive Befassung mit der
Thematik der sogenannten …RÖckwid-
mungen" ist ein Gradmesser fÖr die
Qualitƒt des örtlichen Raumordnungs-
konzeptes und stellt einen unverzicht-
baren Inhalt dar. Dabei mu„ klar sein,
da„ in dieser ƒu„erst sensiblen Frage
von vornherein das Gesprƒch mit den
berÖhrten GrundeigentÖmern gesucht
werden mu„ und auf Konsenslösungen

hinzuarbeiten ist. Die bisherige Erfah-

rung zeigt, da„ es durchaus Gemeinden
gibt, die sich dieser Aufgabe beherzt
annehmen und dabei auch herzeigbare

Erfolge erzielen .

Die Qual der Wahl :
Was tun, wenn sich fÖr ein
Vorhaben mehrere Lösungen
anbieten?
Grundsƒtzlich sollen die Festlegungen
des örtlichen Raumordnungskonzeptes
die angestrebte bauliche Entwicklung
allein schon im Interesse der Rechts-
sicherheit eindeutig beschreiben . Spe-

ziell bei standortgebundenen öffent-
lichen Einrichtungen mit grö„erem
Flƒchenbedarf kann es jedoch - vor
allem bei noch nicht geklƒrter VerfÖg-
barkeit der benötigten Grundflƒchen -
durchaus sinnvoll sein, im Raumord-
nungskonzept auch Varianten zu veran-

kern . Dies sollte sich aber auf besonders
zu begrÖndende Ausnahmefƒlle be-

schrƒnken. Zudem wird hier eine Aus-
sage zu treffen sein, welche Fest-
legungen nach verbindlicher Fixierung
des Standortes fÖr die dann nicht mehr
benötigte Variante im Zuge einer †nde-
rung des örtlichen Raumordnungs-

konzeptes zu treffen sind .

Der Rest ist Freiraum? -
Zum Stellenwert der
Freiraumplanung
Wƒhrend es hinsichtlich der Not-
wendigkeit von Festlegungen Öber die
angestrebte bauliche Entwicklung zu-
mindest keine grundsƒtzlichen Zweifel

gibt, reift - ungeachtet der gesetzlichen

Vorgabe - das Verstƒndnis Öber die

Notwendigkeit einer aktiven Frei-
raumplanung im örtlichen Raumord-
nungskonzept wesentlich zaghafter
heran . Dabei prallen gelegentlich

immer noch Extrempositionen aufein-
ander.

Da gibt es einerseits immer noch die
Meinung, da„ die örtliche Raum-
planung sich im wesentlichen auf
Siedlungsplanung zu beschrƒnken hat
und weitere Aspekte nur insoweit zu
bearbeiten sind, als sie dafÖr relevant

sind . Da gibt es andererseits aber auch
Öbers Ziel schie„ende Erwartungen aus

landschaftsplanerischer und naturkund-
licher Sicht, was den diesbezÖglichen
Konkretheitsgrad der örtlichen Raum-
ordnungskonzepte anlangt .

Keiner der beiden Extrempositionen
kann gefolgt werden : weder ist der

Freiraum ein raumplanerischer
…Restfaktor", der Öbrigbleibt, wenn die
Erfordernisse der Siedlungsentwicklung

abgedeckt sind; noch kann das örtliche
Raumordnungskonzept zum Land-
schaftsplan umfunktioniert werden .

Sicherung der
Freiraumfunktionen ist
eine eigenstƒndige raumord-
nerische Zielsetzung
Faktum ist - auch unter Hinweis auf die

voranstehende grundsƒtzliche Betrach-
tung - da„ das örtliche Raumord-
nungskonzept die Sicherung der
Freiraumfunktionen als eigenstƒndige
(und nicht nur abgeleitete) Zielsetzung
zu verfolgen hat . Dementsprechend

sind auf Basis sachlicher Kriterien
Freihalteflƒchen im Interesse der Land-
und Forstwirtschaft, des Naturhaus-
haltes, der Landschaft und der Erholung
festzulegen . Die hiefÖr notwendige

BegrÖndung erfordert natÖrlich auch
eine angemessene Bearbeitung dieser
Sachverhalte in der Bestandsaufnahme .

Wo entsprechende Erhebungen nicht
bereits vorliegen, mu„ ein Mindestma„
an Eigenerhebung erfolgen . Dies-

bezÖglich hat bereits eine ganze Reihe
von Gemeinden positive Erfahrungen
mit der Einbindung sachkundiger
Landschaftsplaner gemacht. Die Öber

die Abteilung Umweltschutz des Amtes
der Landesregierung bei Einhaltung
bestimmter Bearbeitungsstandards

anzusprechende Zusatzförderung von
bisher 30.000 S wird im Öbrigen ab auf
50.000 S erhöht . (Verifizieren!

Im örtlichen Raumordnungskonzept
sind die Freihalteflƒchen nach ihrem
Zweck zu differenzieren . Freihalte-

flƒchen in Form eines …Einheitsbreies",
der alles einschlie„t, was nicht Sied-
lungserweiterungsgebiet ist, können
nicht akzeptiert werden . Im Vorder-

grund wird die Festlegung solcher
Freihalteflƒchen stehen, die nicht
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ohnehin bereits einen besonderen
gesetzlichen Schutz genieÖen und als
solche jedenfalls in der Bestands-
aufnahme zu erfassen und im Flöchen-
widmungsplan kenntlich zu machen
sind .

Die Festlegung von Freihalteflöchen im
ƒrtlichen Raumordnungskonzept als
planerischer Akt bedeutet also nicht die
1 :1 „bernahme bestehender Nutzungs-
beschrönkungen bzw . …berhaupt der
Bestandsaufnahme im Freiraum . Sie
setzt vielmehr auf Grundlage dieser
Fakten eine Beurteilung voraus, welche
Prioritöten in der Sicherung der
Freiraumfunktionen im Rahmen der
geordneten Gesamtentwicklung der
Gemeinde gesetzt werden sollen . Die
eigentliche Gebietsausweisung wird
allenfalls durch spezifische dort zu set-
zende MaÖnahmen und Festlegungen
zu ergönzen sein (z .B . hinsichtlich der
Zulössigkeit von baulichen Anlagen) .

Die Raumordnung
ist eine Sache, der
Infrastrukturausbau
eine andere! -
Oder doch nicht?
Im letzten Heft von RO-Info wurde der
Zusammenhang zwischen Siedlungs-
entwicklung und Infrastruktur bzw .
Infrastrukturkosten beispielhaft darge-
legt . Die bauliche Entwicklung kostet
den Gemeinden durch die notwendige
infrastrukturelle ErschlieÖung und durch
die erforderlich werdende Erweiterung
oder Neuerrichtung ƒffentlicher Ein-
richtungen ein Stange Geld . Auch fach-
lich gibt es enge Zusammenhönge bei-
spielsweise zwischen Siedlungs- und
Verkehrsentwicklung . Mit gutem Grund
wird daher sowohl in der Bestands-
aufnahme, wie auch im ƒrtlichen
Raumordnungskonzept auch eine sub-
stantielle Befassung mit dieser Thematik
gefordert .

Die Festlegungen zur Siedlungsent-
wicklung m…ssen den Bestand und
bereits konkretisierte Ausbauvorhaben
der Infrastruktur ber…cksichtigen . Wo

Gestaltungs-, Erweiterungs- und Neuer-
richtungsbedarf besteht, m…ssen dar…-
ber grundsötzliche Festlegungen und
Grobaussagen …ber die zu erwartenden
Kosten und deren Finanzierbarkeit im
Raumordnungskonzept getroffen wer-
den (ohne bereits Detailplanungen vor-
wegzunehmen) .

Digital um jeden Preis?
Sinnvollerweise soll die neue Generation
der ƒrtlichen Raumordnungsinstru-
mente auf mƒglichst guten Plan-
grundlagen und mit zeitgemöÖen
Techniken erstellt werden . Der digitalen
Katastralmappe des Bundesvermes-
sungsdienstes als Grundlage f…r eine
EDV-gest…tzte Bearbeitung kommt
dabei eine besondere Bedeutung zu .
Soweit sie seitens des hief…r zustöndi-
gen Bundesamtes f…r Eich- und Ver-
messungswesen bereits fertiggestellt
wurde, wird sie vom Land beschafft und
den Gemeinden im Rahmen des
Raumordnungs-Informationssystems
TIRIS unentgeltlich zur Verf…gung
gestellt .

Bedauerlicherweise ist die DKM f…r
betröchtliche Teile des Landes noch
nicht verf…gbar. Soweit nicht im
Einvernehmen mit dem Bundesamt f…r
Eich- und Vermessungswesen Zivil-
ingenieure f…r Vermessungswesen mit
der Bearbeitung (auf Kosten der auf-
traggebenden Gemeinde) beauftragt
werden, kann in diesen Landesteilen
daher nicht auf diese digitale Plan-
grundlage zur…ckgegriffen werden . Als
Alternative bieten sich andere Plan-
grundlagen (digitaler Lage- und Hƒhen-
plan) an, jedoch werden in solchen
Gebieten einer durchgehenden, digita-
len Bearbeitung bzw. Darstellung Gren-
zen gesetzt .

Mit allem Nachdruck machen wir dar-
auf aufmerksam, daÖ nicht autorisierte
Behelfsdigitalisierungen der Katastral-
mappe nicht als digitale Plangrundlage
im Sinne der Plangrundlagen- und
Planzeichenverordnung akzeptiert wer-
den kƒnnen . Derartige Behelfe w…rden
bei Vorliegen der DKM erst recht wieder

zu Problemen f…hren ; die Chance zur
Einf…hrung mehrfach nutzbarer Plan-
grundlagen w…rde vertan .

Mit Engagement und
Realitötssinn weiterar-
beiten!
Den raumordnerisch verantwortungs-
bewuÖten Gemeinden und deren
Planern wie auch den Raumordnungs-
Dienststellen des Amtes der Landes-
regierung liegt sehr an einer hohen
Qualitöt der ƒrtlichen Raumord-
nungskonzepte. Wir wollen uns daher
weiter gemeinsam darum bem…hen .
Dies bedingt die Akzeptanz bestimmter
Qualitötsstandards hinsichtlich Inhalten
und Vorgangsweisen und ein aktives
Herangehen an geönderte Aufgaben-
stellungen gleichermaÖen, wie das
Vermeiden …bertriebener Formalismen,
die weder dem Geiste der gesetzlichen
Grundlagen noch der Sache dienlich
sind .

Seitens des Amtes werden wir weiterhin
bem…ht sein, nicht nur das oben
Geschriebene zu beherzigen, sondern
auch bestmƒgliche Hilfestellung durch
Unterlagenbeschaffung, Beratung und
Hilfestellung in schwierigen Phasen zu
leisten .
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Vor den Vorhang

Aktive Raumordnung am Wattenberg

Die Baulandbeschaffung fär ortsansÖssige Gemeindebärger ist
derzeit eine der schwierigsten Aufgaben der örtlichen Raum-
ordnung. Meist ist mit der Ausweisung von Einzelparzellen ein
Widerspruch zu den Zielen der örtlichen Raumordnung der
Tiroler Raumordnungsgesetz gegeben. Deshalb mässen Lösungen
gefunden werden, um diesen Wohnbedarf befriedigen zu
können. Ein Beispiel dafär ist das neue Siedlungsgebiet am
Wattenberg, welches zusammen mit dem Tiroler Bodenbeschaf-
fungsfond verwirklicht werden konnte . Mit dem Siedlungsgebiet
in der Gemeinde Wattenberg wurde ein neuerlicher Schritt in
Richtung einer aktiven Raumplanung gesetzt .

Paul Lochbihler

Aufgrund der zahlreichen Umwid-
mungswänsche einzelner Gemeinde-
bärger muƒte eine Lösung gefunden
werden, einerseits Bauland fär diesen
Bedarf zu schaffen und andererseits fort-
schreitende Zersiedelung zu verhin-
dern . Das Tiroler Raumordnungsgesetz
formuliert hier in den planerischen
Zielen klare Vorgaben an die Raum-
planung .

Durch Initiative von Hofrat Dr. Spörr,
Abteilung Vel des Amtes der Tiroler
Landesregierung sowie dem Bärger-
meister der Gemeinde Wattenberg
Herrn Johann Geiƒler konnte eine
FlÖche gefunden werden, die sich zur
Bebauung fär ca . 20 EinfamilienhÖuser
in bodensparsamer Bauweise eignet .
Aufgrund der enormen Aufsplittung des
Siedlungsgebietes und der extremen
Hanglage des ganzen Gemeinde-
gebietes war die richtige Wahl des
Standortes aus raumordnungsfachlicher
Sicht Öuƒerst schwierig . Ebenso stellt
sich, wie in anderen Gemeinden
auch, das Problem, daƒ die Ver-
fägbarkeit von Grund und
Boden mit den raumplaneri-
schen Anforderungen meist
nicht im Einklang steht . Doch
die nun zur Verfägung ste-
hende FlÖche ist aufgrund
der Landschafts- und Be-
sonnungssituation, der
infrastrukturellen Voraus-
setzungen sowie durch die
NÖhe zur Schule und
Gemeindeamt sicherlich
geeignet, eine neue von
der Bevölkerung akzeptierte
Siedlung zu werden, die sich
in der Gemeinde Wattenberg

Eine wesentliche Rolle bei der
Verwirklichung dieses Siedlungs-

projektes äbernimmt der Tiroler
Bodenbeschaffungsfonds unter der

Leitung von Dr. Reinhard Huber. Durch
diese Einrichtung des Landes ist es in der
Gemeinde Wattenberg gelungen,
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Grund anzukaufen und zu einem ange-
messenen Preis an Einheimische weiter-
zugeben . In dieser Hinsicht stellt der
Bodenbeschaffungsfonds eine groäe
Hilfe fÖr die Raumplanung dar, da nicht
nur Ablehnung von BaulandwÖnschen
sondern auch Alternativen und Lösun-
gen aufgezeigt werden können .

Durch die Ausweisung von solchen kon-
zentrierten Siedlungen ist es möglich,
die Infrastrukturkosten erheblich zu sen-
ken . Wƒren nƒmlich, wie in der Gemein-
de Wattenberg jedenfalls gegeben, statt
dieser Siedlung 20 Einzelwidmungen
fÖr 20 Einfamilienhƒuser vorgenommen
worden, wƒre neben einer fortschrei-
tenden Zersiedelung enorme Kosten fÖr
die weitere Infrastrukturentwicklung
(Kanal, Wasser, Straäen, etc .) entstan-
den .

Oft wird argumentiert, daä die Erwei-
terung von Siedlungssplittern mit ein
bis zwei Hƒusern keine negative Ent-
wicklung darstelle . Die erforderliche
Erschlieäung sei ohnehin vorhanden .
Dieser Ansicht kann aus raumordnungs-
fachlicher Sicht nicht rechtgegeben
werden . In weiterer Folge werden die
vorhandenen Einrichtungen Öberlastet
und ein weiterer Ausbau der Infra-
struktur muä erfolgen. Somit entstehen
erneut Belastungen fÖr die Gemeinde .

Schlieälich muä immer daran gedacht
werden, daä die Erschlieäung des
gewidmeten Baulandes laut Gesetz
Aufgabe der Gemeinden ist. Auch aus
diesem Aspekt stellt das konzentrierte
Bauen anstelle von Einzelwidmungen
fÖr die Gemeinden ein enormes Spar-
potential dar .

So kann zusammenfassend festgehalten
werden, daä fÖr die nƒchsten Jahre eine
positive Entwicklung fÖr eine aktive
Raumordnung in der Gemeinde Wat-
tenberg eingeschlagen wurde . Voraus-
setzung fÖr den Erfolg dieser Maä-
nahme muä allerdings eine weitere kon-
sequente Raumplanung hinsichtlich
weiterer EinzelumwidmungswÖnsche
sein . Hier ist der Gemeinderat, aber
auch sicherlich das Land gefordert, den

nun eingeleiteten Weg beizubehalten .
Sonst können die Betroffenen zu recht
vorbringen, daä nicht fÖr alle Gemein-
debÖrger die gleiche Raumordnung gilt .

urderiorhang

Die Ansicht des BÖrgermeisters

zum Projekt:

BÖrgermeister Geisler bescheinigte dem
Projekt groäe Akzeptanz bei der
Bevölkerung . Von den 24 BaugrÖnden
wurden bereits neun bebaut .

Die Vergabekriterien werden vom
Gemeinderat dabei restrektiv gehand-
habt :

Bewerber mÖssen sieben Jahre in der
Gemeinde wohnhaft sein bzw. dÖrfen
nicht lƒnger als sieben Jahre auäerhalb
der Gemeinde gewohnt haben .
Als Grundkƒufer muä der Wohnbedarf
ebenfalls nachgewiesen werden .
Lediglich in einem Fall wurde eine
Ausnahmegenehmigung fÖr einen
Ortsfremden erteilt, der allerdings
schon 30 Jahre in Wattenberg arbeitet
und sozial voll integriert ist .

Die Abwicklung der Transaktionen als
auch des Bauvorhabens erfolgte bisher
problemlos .

Derzeit scheint nur der Umgang mit
einer vorgegebenen Gesamtplanung fÖr
die Bevölkerung noch ungewohnt zu
sein. Da jedoch bei der Raumaufteilung
der Gebƒude ein hohes Maä an
Mitgestaltungsmöglichkeit gegeben ist,
verlƒuft die Realisierung fÖr alle zufrie-
denstellend.
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Die Ansicht des Architekten

DI Unterberger zum Projekt:

Das zu bebauende Gebiet umfaäte
26 Einheiten, von denen derzeit
9 realisiert werden .

Die primƒren Zielsetzungen bei
diesem Projekt waren zu Anfang klar
definiert worden :

Bei geringem Grundverbrauch (max .
300 m 2, damit erhöhte Wohnbau-
förderung) sollten Einfamilienhƒuser
entstehen, die hohe rƒumliche
Qualitƒten sowohl der Auäen- als
auch der Innenrƒume aufweisen .

Auf Grund der schwierigen Gelƒnde-
situation bot sich verdichtete Bauweise
(Doppelhƒuser) und die Versetzung der
Ebenen als ideale Lösung an . So wÖrde
die optimale Belichtung der hinteren
Rƒume gewƒhrleistet werden, ohne die
Privatsphƒre zu stören . Auch wÖrde auf
diese Art gleichzeitig die Höhe der
Gebƒude zur Straäe hin reduziert
werden .

Dieses Konzept der Terrassierung wurde
im Laufe der Beratungstƒtigkeit leider
nicht von allen als einfÖhlsame
Bewƒltigung der Umweltsituation
verstanden, und muäte bei einigen der
Bauherren einer falschen Vorstellung
vom richtigen Haus weichen .
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Bei der Planung wurde selbstverständ-
lich auf die persÖnlichen Bedörfnisse
der Bauherren eingegangen und so
entstanden unverwechselbare Häuser,
die in gewisser Weise auch die Eigen-
heiten ihrer Bewohner widerspiegeln
und so einen hohen Identifikationswert
besitzen .

Durch die Wiederaufnahme einer Bau-
tradition sollten auch die Baukosten
gesenkt werden und im Obergeschoƒ
auf die tragenden Wände eine Holz-
ständerkonstruktion ausgeföhrt
werden .

Da sich aber anscheinend das
Vorurteil des „Barackencharakters"
solcher Häuser hartnäckig zu halten
scheint, wurde auch dieser Vorschlag
nur von einigen wenigen aufge-
nommen, obwohl es mittlerweile
genögend Beispiele för die Wohn-
lichkeit und Attraktivität von
Holzhäusern gibt .

_J

_ -1

1032.30=x1.00v

Durch die Lage der Parzellen sind die
Doppelhäuser alle nach Westen orien-
tiert und Öffnen sich auch mit Fenster
und teilweise Balkonen zu dieser Seite .
Dadurch entstanden auch gewisse
…bereinstimmungen in den Grundriƒ-
lÖsungen der einzelnen Häuser .

Der Eingang und die Einfahrt in die
Garage befinden sich fast ausschlieƒ-
lich im Untergeschoƒ, von dem man
öber eine Treppe in den Wohnbereich
gelangt . Dieser ist somit von der Straƒe
nicht mehr einsehbar und garantiert
ein HÖchstmaƒ an Intimität bei groƒ-
zögigen Raum- und Lichtverhältnissen .
…ber das nächste Halbgeschoƒ, das bei
einigen die Köche, WC, Wirtschafts-
raum usw. beherbergt, ist meist der
röckwärtige, von der Straƒe abgesetzte
Gartenteil, meist mit einer Terrasse ver-
sehen, erreichbar. Im Obergeschoƒ
befinden sich - wieder in Halbge-
schossen versetzt - die Privaträume
und ein groƒzögiges Bad .

y

WESTANSICHT 1 :100

So wurden LÖsungen gesucht, die sich
vom öblichen Erscheinungsbild der
Einfamilienhäuser abheben sollten .
Trotz der groƒen Einschränkungen in
finanzieller als auch topographischer
Hinsicht konnte bei einigen der
Gebäude dieses Konzept vollständig
umgesetzt werden .

	

†
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Haushalts- und Bevälkerungsentwicklung in Tirol

GemÖö einer aktuellen Studie der ƒsterreichischen
Raumordnungskonferenz zÖhlt ƒsterreich zu den
Groöverbrauchern an SiedlungsflÖchen (vgl . Doubek, et.al.,
1996) . Vor dem Hintergrund des knapp bemessenen
Dauersiedlungsraumes in Tirol sowie dem stÖndig steigenden
FlÖchenbedarf beschÖftigt sich der folgende Artikel zunÖchst mit
der Entwicklung der bedeutendsten Bestimmungsgräöen des
SiedlungsflÖchenverbrauches in den letzten 20 bis 25 Jahren .
Anschlieöend wird versucht, Anhaltspunkte f„r die zuk„nftige
Entwicklung dieser Einfluöfaktoren anhand der Ergebnisse der
aktuellen Bevälkerungs- und Haushaltsprognose zu liefern .

Manfred Kaiser

Die Summe der FlÖchen bebauter
Grundst„cke (…Genutztes Nettobau-
land"), anhand der die Entwicklung der
SiedlungsflÖchen abgebildet und wel-
che jeweils im Rahmen der HÖuser- und
WohnungszÖhlung ermittelt werden
kann, weist im Vergleich der letzten bei-
den Jahrzehnten f„r ƒsterreich eine
Steigerung von etwas mehr als 30%
aus . Weit „ber diesem Durchschnitts-
wert liegen jedoch die westlichen
BundeslÖnder, allen voran Tirol mit einer
Steigerung um mehr als 50% (siehe
Tab. 1) .

Die Ursachen dieser Entwicklung - in
den Bezirken Imst und Kitzb„hel betrÖgt
die Zunahme sogar knapp 63 bzw .
74% - liegen neben einer dynamischen
Entwicklung der Zweitwohnsitz- und
Ferienwohnungen (Anstieg von 1971
bis 1991 um 141,6% auf 34 .171 Ein-
heiten), sich gegen„ber 1971 verrin-
gernden Bebauungsdichten und zu-

nehmendem FlÖchenverbrauch f„r
ArbeitsplÖtze (zur„ckzuf„hren auf
den technischen Fortschritt), vor
allem in einer Zunahme der
Wohnungen . Letzter Umstand
ist auf das im Vergleich zur
Bevälkerungszunahme
wesentlich stÖrkere Wachs-
tum der Haushalte zur„ck-
zuf„hren .

WÖhrend sich die Tiroler
Wohnbevälkerung in den
vergangenen 20 Jahren um
16 Prozent erhäht hat,
stieg die Anzahl der Privat-
haushalte um etwa 40, jene
der Wohnungen gar um
knapp 56 Prozent .

Aus der in Relation zur Ein-
wohnerzahl stÖrker gestiegenen

Zahl der Privathaushalte resultiert
eine Verringerung der durchschnitt-

lichen Haushaltsgräöe von 3,4 auf
2,8 Personen pro Haushalt, wobei
diese Entwicklung vor allem durch die
Zunahme der Einpersonenhaushalte
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Tabelle 1 :

Zuwachs an bebautem Nettobauland 1971 bis 1991
in den BundeslÖndern

Bebautes

	

Zuwachs an bebautem
Nettobauland (ha)

	

Nettobauland

1991

	

1971

	

absolut (ha)

	

in

Burgenland 11114
KÖrnten 17790
Niederästerreich 54959
Oberästerreich 38852
Salzburg 10860
Steiermark 36860
Tirol 13826
Vorarlberg 8081
Wien

	

15855

ƒsterreich

	

208197

8506 2608 30,7
13143 4647 35,4

43755 11204 25,6

29260 9592 32,8
7818 3042 38,9

28582 8278 29,0
9056 4770 52,7
5383 2698 50,1

13892

	

1963

	

14,1

159394

	

48803

	

30,6

bestimmt wird . Waren es im Jahre 1971

noch 31 .826 Haushalte (20,2%), so

fielen 1991 bereits 55 .078 oder 25,1%
in die Sparte der Singlehaushalte .

Dieser Trend sowie auch die Zunahme
der kleineren Mehrpersonenhaushalte
entspricht nicht nur der inneräster-
reichischen, sondern einer Entwicklung,
die auch in anderen Industriestaaten zu

beobachten war (vgl . Fa„mann, et al .,

1992) . ƒsterreich liegt im Mittelfeld

vergleichbarer LÖnder. Als Ursachen tra-
gen neben demographischen Entwick-
lungen wie der röcklÖufigen Geburten-

entwicklung und der zunehmenden
Alterung der Bevälkerung auch …nde-
rungen bei der Bildung von Haushalten
(Anstieg der Scheidungsziffern, Röck-
gang von Mehrgenerationenfamilien
oder die Verminderung der Heirats-
zahlen) zur Reduktion der durchschnitt-
lichen Haushaltsgrä„e bei (vgl . Doubek,

et al., 1996) .

Da Informationen öber die Entwicklung
der Bevälkerungs- und Haushaltszahlen
wesentliche Grundlagen för Entschei-
dungen öber könftige Verteilungen aus-
gabenintensiver Bereiche wie Woh-

nungsmarkt, Siedlungsentwicklung,
Arbeitsmarkt oder Infrastrukturausbau
liefern, gewinnt eine entsprechende

Vorausschau zunehmend an Bedeu-
tung . Im folgenden Abschnitt soll daher
auszugsweise auf die seit kurzem vorlie-
gende Bevälkerungs- und Haushalts-
prognose der ästerreichischen Raum-
ordnungskonferenz eingegangen wer-
den (vgl . Fassmann, Kytir, Mönz, 1996
bzw. Doubek et al., 1996)

In fönfzehn Jahren werden in Tirol etwa

704 .000 Personen leben (Ausgangs-
punkt: Basisszenario, d .h. konservativ
geschÖtzte Binnen- und Au„enwan-
derungsannahmen, ebenfalls zuröckhal-
tende FertilitÖts- und MortalitÖtsvari-

anten). Dies entspricht einer Zunahme
der Wohnbevälkerung um nicht ganz
12 Prozent . Im ƒsterreich-Vergleich ist
unser Bundesland damit gemeinsam
mit Vorarlberg knapp hinter dem mit
1 3prozentiger Steigerung an erster
Stelle liegenden Salzburg gereiht .
ƒsterreichweit betrÖgt die Steigerung
der Wohnbevälkerung bis 2011 6 Pro-

zent, d .h . bis zu diesem Zeitpunkt wer-
den etwa 8,3 Millionen Menschen in
der Alpenrepublik leben . Die Ursachen
för das vergleichsweise hohe Wachstum
in den westlichen BundeslÖndern liegen
zum einen in einer jöngeren Alters-
struktur, zum anderen in einer häheren
FertilitÖt (durchschnittliche Kinderzahl
je Frau). Zuwanderungen werden mit

Tabelle 2 :

Bezirk

Innsbruck-Stadt 118112 116010
Imst 46833 38326
Innsbruck-Land 141334 107834
Kitzböhel 54127 46516

Kufstein 84627 70875

Landeck 40207 35629

Lienz 48338 45614

Reutte 29140 26068

Schwaz

	

68692 57611

Tirol

Entwicklung der Wohnbevälkerung, Privathaushalte und
Wohnungen in Tirol seit 1971

Wohnbevälkerung

	

Privathaushalte

1991

	

1971 VerÖnd.

	

1991

	

1971 VerÖnd .
in %

	

in

631410 544483

1,8 50689 44706 13,4
22,2 14306 9284 54,1

31,1 47690 29402 62,2

16,4 18954 12416 52,7

19,4 29099 19603 48,4
12,8 12114 8845 37,0

6,0 14206 10281 38,2

11 ;8 10069 7476 34,7

19,2

	

22656

	

15254

	

48,5

16,0

	

219783 157267

	

39,8

Wohnungen
1991

	

1971 VerÖnd .
in

54333 40427 34,4
16287 9778 66,6
53155 31014 71,4
26346 14260 84,8
33163 20657 60,5
13689 9488 44,3
15679 10791 45,3
11907 7930 50,2
25215

	

15851

	

59,1

249774 160196

	

55,9
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einer relativ hohen Abwanderung in
den benachbarten EU-Raum kompen-
siert und spielen daher eine untergeord-
nete Rolle .

Auf regionaler Ebene zeichnen sich
jedoch durchaus unterschiedliche Ent-
wicklungen ab. Wöhrend Imst, Inns-
bruck-Land, Kufstein und Schwaz äber-
durchschnittlich wachsen, muƒ im
Bezirk Lienz sogar mit einer Verrin-
gerung der BevÖlkerung gerechnet wer-
den. Regionen in zentraler Lage gewin-
nen demgemöƒ in den nöchsten Jahren
an Bedeutung, hingegen nimmt die
BevÖlkerung in Randgebieten hÖchstens
unterdurchschnittlich zu .

Die Entwicklung der Privathaushalte
verlöuft im „sterreichvergleich parallel
zu jener der WohnbevÖlkerung . Die
westlichen Bundeslönder (S, T, V) liegen
mit einer Zunahme zwischen 32 und
knapp 35 Prozent betröchtlich äber
dem gesamtÖsterreichischen Durch-
schnitt von 20,6 Prozent . Auch äber die
nöchste Dekade hinaus wird von einem

im Vergleich zur WohnbevÖlkerung stör-
keren Wachstum der Haushalte ausge-
gangen, wodurch mit einem weiteren
Ansteigen der Einpersonen- bzw . klei-
nen Mehrpersonenhaushalte zu rech-
nen ist .

Bezirksweise betrachtet steigt die Zahl
der Privathaushalte vor allem in Imst,
Innsbruck-Land und Schwaz . Auch
Kitzbähel und Landeck liegen noch äber
dem tirolweiten Schnitt einer 32-pro-
zentigen Zunahme . In den ,Randbezir-
ken' sowie vor allem in der Landes-
hauptstadt Innsbruck wir der Anstieg
der Privathaushalte unterdurchschnitt-
lich ausfallen .

Auffallend ist daräber hinaus, daƒ die
Zunahme der Privathaushalte in den 20
Jahren von 1991 bis 2011 tirolweit
unter jenen Werten bleiben wird, die fär
die Periode von 1971 bis 1991 gemes-
sen wurden. Zu begränden ist diese
Tatsache in erster Linie mit dem
Umstand, daƒ der Zeitpunkt der
Familiengrändung in den vergangenen
Dekaden zu einem deutlich fräheren

Zeitpunkt erfolgt ist, als dies in Zukunft
der Fall sein wird . Ursachen fär diesen
Trend liegen etwa in der löngeren
Ausbildungszeit der Jugendlichen,

Tabelle 3 :

Die Entwicklung der WohnbevÖlkerung in Tirol bis 2011

Bezirk

Innsbruck-Stadt 118112 120303
Imst 46833 51102
Innsbruck-Land 141334 159560
Kitzbähel 54127 58290
Kufstein 84627 92388
Landeck 40207 42043
Lienz 48338 48037
Reutte 29140 30538
Schwaz

	

68692

	

74980

Tirol

WohnbevÖlkerung

	

Index (1991 = 100)
1991

	

2001

	

2011

	

2001

	

2011

631410

	

677241

121029 102 102
53771 109 115
172328 113 122
60631 108 112
97248 109 115
42518 105 106
46362 99 96
31218 105 107
79036

	

109

	

115

704141 107

	

112

Tabelle 4 :

Die Entwicklung der Privathaushalte in Tirol bis 2011

Bezirk

	

Privathaushalte

	

Index (1991 = 100)
1991

	

2001

	

2011

	

2001

	

2011

Innsbruck-Stadt 50689 55728
Imst 14306 17803
Innsbruck-Land 47690 58396
Kitzbähel 18954 22239
Kufstein 29099 35011
Landeck 12114 14643
Lienz 14206 16690
Reutte 10069 11816
Schwaz

	

22656

	

27572

Tirol

	

219783

	

259898

59851 110 118
20425 124 143
67045 122 141
24811 117 131
39825 120 137
16328 121 135
18538 117 130
13126 117 130
31245

	

122

	

138

291194

	

118

	

132

selbstverstöndlich tragen auch die
gestiegenen Wohnungskosten zu einem
löngeren Verbleiben junger Menschen
im Elternhaus bei. Daräber hinaus wirkt
sich auch der Zuzug der auslöndischen
WohnbevÖlkerung insoferne auf die
Haushaltsbildung aus, als daƒ Auslönder
in einem störkeren Ausmaƒ in Mehr-
personenhaushalten leben, als dies
Inlönder tun . Diese Tatsache löƒt sich
dadurch belegen, daƒ die durchschnitt-
liche HaushaltsgrÖƒe der auslöndischen
WohnbevÖlkerung im Gegensatz zu
jener der Inlönder in der vergangenen
Dekade angestiegen ist .
Trotz dieser Trends wird sich die
Tendenz zu kleineren Haushalten auch

in Zukunft fortsetzen. Die prognostizier-
ten Zuwachsraten fär die WohnbevÖl-
kerung und besonders fär die Anzahl
der Privathaushalte stellen eine Heraus-
forderung fär die Raumordnung des
Landes und der Gemeinden dar. Im
Gegensatz zu den 60er Jahren, wo die-
ser Wachstumstrend seinen Ausgang

nahm, sind heute die Ressourcen fär
weitere Siedlungsentwicklung wesent-
lich beschrönkter, die Deckung des
Wohnbedarfs wird zunehmend schwie-
riger. Zur Bewöltigung der in den
Prognosen angekändigten Zuwachs-
raten sind daher bereits jetzt die richti-
gen raumordnerischen Weichenstel-
lungen zu setzen .

	

…
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Lechtalstudie abgeschlossen
Manfred Riedl (unter Verwendung des Kurzberichtes
äRegionales Pilotprojekt Lech-AuÖerfern")

Das Spannungsfeld zwischen Bewahren und Entwickeln, in dem Der Untersuchungsraum
der hochwertige Lebensraum der Alpen insgesamt steht, kommt
im Tiroler Lechtal besonders stark zum Ausdruck . Das in mehr-

	

Der Lech und seine Seitenböche prögen

jöhriger Arbeit erstellte äRegionales Pilotprojekt Lech-AuÖerfern"
mit

ihr
Lebendigkeit

Tallandschaften des Bezirk Reutte . Trotz
stellt die naturröumlichen Gegebenheiten und die menschliche vieler VerbauungsmaÖnahmen blieben

Inanspruchnahme des Gebietes umfassend und zusammenhön-

	

im Lechtal - im Gegensatz zu fast
allen anderen Tölern am Nordhang der

gend dar. Damit stehen fƒr die bewuÖte Weiterentwicklung der

	

Alpen - gr„Öere Bereiche an naturna-
Region wertvolle Planungs- und Entscheidungsgrundlagen zur

	

hen FluÖlandschaften erhalten . Gleich-

Verfƒgung .

	

zeitig ist diese hochwertige Landschaft
auch Siedlungs- und Wirtschaftsraum
der AuÖerferner Bev„lkerung und
damit in vielföltiger Weise den mensch-
lichen Nutzungsansprƒchen ausge-
setzt. Diese fƒhrten in den letzten
Jahren zunehmend zu Interessens-
konflikten und schlieÖlich zu umwelt-
politischen Auseinandersetzungen .

Sehr eng sind viele Problemstellungen
mit dem FluÖsystem des Lech ver-
flochten : Wie k„nnen die Eintie-
fungstendenzen des Lech ge-
stoppt werden? Braucht es dazu
eine …ffnung der Geschie-
besperren an den Seiten-
böchen - aber, entstehen
damit neue Gefahren fƒr die
Unterlieger? Welche natur-
kundliche Wertigkeit
haben einzelne Land-
schaftsröume am Lech und
werden sensible Gebiete
durch StraÖenbau und
Siedlungsentwicklung
ƒber Gebƒhr genutzt oder
beansprucht? Wie kann
die regionale Trinkwasser-,
Elektrizitötsversorgung und

Rohstoffversorgung auch in
Zukunft sichergestellt werden?

Welche Wechselwirkungen be-
stehen zwischen der stark rƒckgön-

gigen Landwirtschaft und dem
Naturraum? Bietet die hochwertige
Landschaft dem Tourismus neue
Chancen?
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Solche und viele weitere Fragen stan-
den am Beginn der Studie . Von allen
Beteiligten wurde erkannt, daä die
Problemstellungen nur in gesamthafter
und vernetzter Sicht sinnvoll bearbeitet
werden kÖnnen . Zu diesem Zweck
wurde das Regionale Pilotprojekt
veranlaät .

Ein Gesamtkonzept

Das Bundesministerium för Land- und
Forstwirtschaft (Sektionen för Fluäbau
sowie Wildbach- und Lawinenver-
bauung), das Land Tirol, die Gemeinden
des Lechtals und das regionale Elektri-
zitƒtsversorgungsunternehmen (EWR)
bildeten eine Planungspartnerschaft
und trugen die anfallenden Kosten von
28 Mio . S. Der ursprönglich zu den
Initiatoren der Studie zƒhlende
Arbeitskreis Lebensraum Lechtal' trat
fröhzeitig aus der Planungspartner-
schaft aus .

Der hohe fachliche und organisatori-
sche Anspruch zur Erstellung einer
gesamthaften Bearbeitung erforderte
umfangreiche konzeptionelle Vorar-
beiten. Die Erarbeitung der insgesamt
19 Expertenberichte erfolgte alsdann in
kooperativer Zusammenarbeit aller
Beteiligten . Das Zusammenwirken der
Fachleute und die Einbindung der
zustƒndigen Dienststellen auf Seiten der
Auftraggeber wurden von einem be-
stellten Koordinator sichergestellt . Die
(geo)grafischen Expertenergebnisse
wurden digital erarbeitet und in einem
umfangreichen Kartenwerk zusammen-
schauend dargestellt.

Im Verlaufe der Studienerstellung wurde
erkannt, daä die ursprönglich geplante
,Entscheidungsfindung' und Entwick-
lung von Maänahmenprogrammen' in
dieser Form aus wirtschaftlichen, orga-
nisatorischen Grönden und wohl auch
wegen fehlender Akzeptanz undurch-
föhrbar ist . Auf Basis der erarbeiteten
Entscheidungsgrundlagen kÖnnen in
Verantwortung der jeweils zustƒndigen
Trƒger nunmehr die gewönschten
zukunftsgerichteten Vorhaben ent-
wickelt werden .

Zukunftsgerichtete Vorhaben kÖnnen auf die vorliegenden
Entscheidungsgrundlagen aufbauen. Im Detail wurden för
folgende Fachgebiete Expertenberichte erstellt:

Abiotische Grundlagen

„

	

Geologie

> Geotechnik

„

	

Hydrogeologie (Gesamteinzugsgebiet im …berblick)

„

	

Hydrogeologie der Talflur (Grundwassersituation)

„

	

Geomorphologie

„

	

Hydrographie / Klima

„

	

Beschreibung des hydraulischen und hydrographischen lstzu and
des Lech

> Fluämorphologie, fluä- und wasserbauliche Situation / Feststoffhaushalt
Geschieberegime

> Transportprozesse und wasserbautechnische Situation der Wildbƒche

Biotische Grundlagen (Flora, Fauna) :

Vegetation

„

	

Biotopinventar

„

	

Limnologische und fischereiliche …bersicht

> Besiedlung der Kies- und GerÖllufer des Lech durch Gliederföäler

„

	

Verbreitung und Hƒufigkeitsmuster von Wirbeltieren im Tiroler Zechtal

Rƒumliche und wirtschaftliche Nutzungen

„

	

Flƒchennutzung und Flƒchenwidmung

„

	

Erfassung der Rohstoffreserven

> Grundlagenerhebungen zur Landwirtschaft

„

	

MÖgliche Strategien der regionalen Elektrizitƒtsversorgung

> Tourismus und Naherholung

Die Expertenberichte liegen im Bezirksbauamt Reutte zur Einsicht und
Verwendung auf. Die geografischen Informationen aus der Studie kÖnnen in
digitaler Form beim Amt der Tiroler Landesregierung, Tiroler Raumordnungs-
Informationssystem bezogen werden .

Zusƒtzlich zu den Expertenberichten wurde ein Gesamtbericht (Auflage 100)
för hƒufig befaäte Institutionen und ein Kurzbericht (Auflage 5000) erstellt .
Letzterer wird in der Region, vor allem in den Schulen, breitgestreut . Ein Teil
der Auflage kommt auch als Projektmaterial för Schulen in ganz †sterreich zum
Einsatz.

Den regionalen Entscheidungstrƒgern wurden die Ergebnisse der Studie am
4. Juli 1996 in Stanzach vorgestellt. Vom 21. bis zum 23. November 1996
fand im Veranstaltungszentrum Breitenwang eine Öffentliche Vorstellung der
Studienergebnisse statt .
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Auszäge aus den
Grundlagenerhebungen

Die Expertenberichte stellen fachliche
Grundlagen fär die weitere Umsetzung
von Vorhaben dar. Sie unterstätzen das
VerstÖndnis von ökologischen Zusam-
menhÖngen und verdeutlichen die
Folgen von naturbelassenen oder
gestörten dynamischen Prozessen .
Darauf aufbauend sollen nachhaltige
Nutzungsstrategien und -konzepte ent-
wickelt werden .

Im folgenden därfen einige Aussagen
der Studie, die in den Experten-
berichten viel detaillierter und belegbar
nachvollziehbar sind, angefährt wer-
den :

Geologie : Weite Bereiche des Unter-
suchungsgebietes werden von Locker-
materialablagerungen bedeckt. Diese
Erosionsprodukte können eine Roh-
stoffreserve aber auch ein Gefahren-
potential darstellen .

Geotechnik : Der Hauptdolomit fÖllt
mit seinen schroffen Felspartien und
starken Schuttbildung auf. Ganz im
Gegensatz dazu stehen die weit verbrei-
teten Tonschiefer der AllgÖuschichten .
Ihre Verwitterungsprodukte ermögli-
chen Böden mit meist geschlossener
Vegetationsdecke (Lechtaler Gras-
berge) .

Hydrogeologie : Neben einer Gesamt-
äbersicht wurden auch die speziellen
GrundwasserverhÖltnisse im Lechtal
untersucht. Dabei konnten im Ober-
strom von Reutte bei Weiƒenbach,
Forchach und HÖselgehr drei fär die
Grundwassernutzung interessante Ge-
biete gefunden und bewertet werden .

Hydrologie und Hydraulik: Die Ermit-
tlung der „berflutungsflÖchen bei 30-
und 100-jÖhrlichen Ereignissen zeigen,
daƒ SiedlungsflÖchen nur in geringem
Ausmaƒ betroffen sind . Teile der gefÖhr-
deten FlÖchen wurden bereits in
Gefahrenzonen erfaƒt, bei anderen ist
das potentielle Ausmaƒ der „berflutun-
gen erst nun ersichtlich geworden .

Fluƒmorphologie/Feststoffhaushalt :
Die im Laufe der Zeit gesetzten Regu-
lierungsmaƒnahmen haben Störungen

des Geschiebehaushaltes bewirkt . Bei
der Entwicklung eines Regulierungs-
konzeptes muƒ gleichzeitig mit dem
Hochwasserschutz die ökologische
Wirksamkeit des Fluƒregimes gewÖhrlei-
stet sein .

Transportprozesse der WildbÖche:
Einzelne SeitenbÖche können bei einem
Extremereignis 30.000 m' Geschiebe
und mehr mobilisieren . Trotzdem
erscheint es vertretbar, einige der beste-
henden groƒen Geschiebesperren
schrittweise zu öffnen .

Vegetation : Es zeigt sich, daƒ ein
betrÖchtlicher Anteil der WÖlder durch
die Bewirtschaftung erheblich geÖndert
wurde . Vor allem die ehemals viel weiter
verbreiteten MischwÖlder wurden
davon betroffen . Bei den aufgelassenen
BergmÖhdern ist langfristig die natärli-
che Wiederbewaldung im Gange .

Biotopinventar: Das Tiroler Lechtal ist
ein international beachteter Natur- und
Landschaftsraum von besonderer
Ausstattung . Im Talraum wurden 221
Biotope mit einem FlÖchenausmaƒ von
rund 2.400 Hektar ausgewiesen .

Limnologie und Fischerei: Gröƒere
Abschnitte des Lech und die meisten
SeitenbÖche stehen den aufgefundenen
Lebensformen nach in einem hohen
Natärlichkeitsgrad . Hinsichtlich der
GewÖssergäte sind der Archbach, der
Rotlech und der Lech unterhalb von
Reutte als mÖƒig belastet anzusehen .
Alle anderen untersuchten GewÖsserab-
schnitte sind nahezu unbelastet .

Besiedlung der Lechufer mit Glieder-
fäƒler: Die groƒflÖchigen Umlagerungs-
strecken des Lech (KiesbÖnke, Sand-
fluren) und die vielfÖltigen Auenwald-
gesellschaften stellen wertvolle Natur-
rÖume dar. Hohe Artenzahlen und vor
allem die QualitÖt des Artenniveaus
zeichnen die Lechufer als besonders
wertvolle LebensrÖume fär Glieder-
fäƒler aus .

Wirbeltiere im Tiroler Lechtal : Der
Artenbestand und die Vielfalt der
Lechtaler Vogelwelt ist groƒ . Auch die
Befunde der Amphibienkartierung sind
geeignet, die Bedeutung dynamischer
Wildfluƒabschnitte und ausgedehnter
Auenlandschaften fär den Naturschutz

aufzuzeigen . Besonders wichtige Tier-
vorkommen massieren sich in den
Talabschnitten zwischen Elmen und
Weiƒenbach bzw. von Reutte zur
Staatsgrenze bei Weisshaus .

FlÖchennutzung und FlÖchenwidmung :
Von den Gemeinden des Lechtals wur-
den 14% des Talraumes als gewidmete
BauflÖche ausgewiesen, rund 9% sind
tatsÖchlich verbaut . Knapp mehr als die
HÖlfte des Dauersiedlungsraumes wird
landwirtschaftlich genutzt, der Anteil
von Brach- und …dflÖchen aber auch
von WaldbestÖnden (i.w . Auen) ist groƒ .

Erfassung der Rohstoffreserven : Die
anzustrebende regionale Eigenversor-
gung des Auƒerfern erfordert die
Ausarbeitung eines klaren Bewirt-
schaftungskonzeptes . Dabei ist die wei-
tere VertrÖglichkeit des Naƒabbaues aus
dem Lech mit der möglichen Nutzung
einiger der 23 ausgewiesenen Lager-
stÖtten gemeinsam zu bewerten .

Grundlagenerhebungen zur Land-
wirtschaft : Der Einfluƒ des starke
Räckganges der Landwirtschaft auf den
Naturraum ist deutlich spärbar . Was
geschieht in weiterer Folge mit den
brachfallenden FlÖchen, wie können die
fär die Gesamtentwicklung des
Lechtales wichtige Erholungs- und
Wohlfahrtsfunktionen aufrecht erhalten
bleiben?

Mögliche Strategien der regionalen
ElektrizitÖtsversorgung : Der Schwer-
punkt der Arbeit lag in der energiewirt-
schaftlichen Bewertung der geplanten
Wasserkraftwerke. Durch die Errichtung
neuer Kraftwerke im Versorgungsgebiet
wird der Anteil des Fremdbezuges - der
am Ort der Erzeugung und fär die „ber-
tragung auch Ressourcen beansprucht -
verringert, die Versorgungssicherheit
wird gewÖhrleistet .

Tourismus und Naherholung: Die von
der Trendforschung verspärte Zunahme
von Landschafts- und Umweltbewuƒt-
sein bei den Urlaubern mäƒte das
Lechtal besonders im Sommertourismus
begänstigen . Bislang ist es dem Lechtal
jedoch noch nicht ausreichend gelun-
gen, sein verschlafenes Image zu korri-
gieren .

	

†



Wohnraumschaffung

Neuorientierung

der Tiroler Wohnbaufärderung

	

Helmut Riedl

Eine der grundlegenden Zielsetzungen der Tiroler Raumordnung
ist die Befriedigung des Wohnungsbedarfes der Bevälkerung bei
gleichzeitig sparsamer und zweckmÖöiger Nutzung von Grund
und Boden. Fƒr die Verwirklichung dieser Zielsetzung sind nicht
nur die unmittelbar im Raumordnungsgesetz festgelegten
Maönahmen (wie z.B. die Sicherung von GrundflÖchen fƒr den
Wohnbau durch VertrÖge nach „ 33 TROG 1994, die Festlegung
von VorbehaltsflÖchen fƒr objektgefärderte Wohnbauten und der
Bodenbeschaffungsfonds), sondern in ganz entscheidendem
Maöe auch die Wohnbaufärderung von Bedeutung .

Novelle zum Tiroler
Wohnbaufärderungs-
gesetz erlassen

Mit 1 .10.1996 ist nun eine
tiefgreifende Novelle zum Tiroler
Wohnbaufärderungsgesetz in Kraft
getreten, die folgende Schwerpunkte
enthÖlt:

> Die Reduzierung der Min-
destnutzflÖche gefärderter
Wohnungen von bisher 40 m2
auf 30 m2;

> die Neuregelung des Ka-
taloges färderbarer Wohn-
haussanierungsmaö-
nahmen (wie z.B. Entfall
der Färderbarkeit von
Erhaltungsmaönahmen
mit Ausnahme der erfor-
derlichen Sanierung von
DÖchern usw.);

> die Neuregelung der
Aufbringung der Landes-
mittel fƒr die Wohnbaufär-

derung ;

> die Streichung der Eigen-
mittelersatzdarlehen, um die lang-
fristige …Treffsicherheit" der Wohn-
baufärderung bei gleichzeitiger
Reduzierung der Eigenmittelaufbrin-
gung zu erhähen ;
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> die Abstimmung der Färderbarkeit
von Wohnungen auf den angemes-
senen Gesamtpreis (bestehend aus
den angemessenen Kosten des
GrundstÖckes und den Gesamt-
baukosten), sodaö auch gemeinnÖt-
zige Bautrƒger im Sinne der anzu-
strebenden Gleichberechtigung mit
gewerblichen Bautrƒgern bei der An-
schaffung von GrundstÖcken mehr
finanziellen Spielraum haben ;

„ die Neuregelung der maximal
zulƒssigen effektiven Kosten
(Zinsen u . Spesen) von Kapital-
marktdarlehen; dies fÖhrt z .B. dazu,
daö Kreditinstitute bei gefärderten
Objekten ab 1 . Oktober 1996 nur
einen Zinssatz von maximal 6% fÖr
ihre Darlehen verlangen dÖrfen ;

„ der Entfall des zwingenden Er-
fordernisses einer Eigenmittel-
aufbringung bei Eigenheimen ;

> der Entfall der UnterstÖtzung des
Erwerbes von GrundstÖcken durch
finanzschwache Gemeinden auf
Grund der zwischenzeitlich erfolg-
ten Installierung des Bodenbeschaf-
fungsfonds ;

„ der Verzicht auf den Nachweis des
ordentlichen Wohnsitzes oder des
Hauptwohnsitzes auf die Dauer
von mindestens fÖnf Jahren in
Tirol bei der Gewƒhrung von
Färderungsdarlehen . Mit dieser erst
Anfang 1994 eingefÖhrten Regelung
wollte man damals verhindern, daö
EU-BÖrger sofort ein Färderungs-
darlehen bekommen kännen . Im
zwischenzeitlich verstrichenen Be-
obachtungszeitraum (seit Anfang
1994 haben bei rund 3.700 gefär-
derten Wohnungen nur acht nicht-
ästerreichische EU-BÖrger um eine
Färderung angesucht und auch im
Rahmen der FreizÖgigkeit der
Arbeitnehmer ihren Wohnsitz in Tirol
begrÖndet, sodaö diese Regelung
aus GrÖnden der GeringfÖgigkeit
und der EntbÖrokratisierung aufge-
hoben werden konnte;

> die Abstimmung des färderungs-
wÖrdigen Personenkreises auf den
zwischenzeitlich in Kraft getretenen
EU-Vertrag ;

> die im Hinblick auf eine Ver-
waltungsvereinfachung mägliche
Einreichung von Eigenheimansu-
chen bis sechs Monate nach Bau-
beginn und von Wohnhaussanie-
rungsansuchen bis 18 Monate
nach Fertigstellung der Arbeiten ;

> die Schaffung eines erweiterten
Handlungsspielraumes fÖr die
Gewƒhrung von begÖnstigen
RÖckzahlungen sowie

> bei neuen Färderungen die Schaf-
fung der Mäglichkeit einer kontinu-
ierlichen …berprÖfung der Ein-
kommens- u. Familienverhƒltnisse
wƒhrend der Laufzeit der Färde-
rung und einer allenfalls notwendi-
gen Anpassung der Färderung .

Hinter diesen †nderungen steht die
Zielsetzung, die Wohnbaufärderung
noch treffsicherer zu machen, um den
nach wie vor groöen Wohnungsbedarf
mit den vorhandenen Mitteln abdecken
zu kännen .

Der Wohnungsbedarf ist in Tirol geprƒgt
durch den relativ starken Bevälkerungs-
zuwachs und durch die Steigerung der
Zahlbder Haushalte . Deren Steigerung
ergibt sich vor allem auch deshalb, weil
sich die Sozialstruktur laufend ƒndert .
Die traditionelle Groöfamilie ist kaum
noch vorhanden, dafÖr geht der Trend
hin zur Kleinfamilie .

Es gibt zunehmend mehr Single-Haus-
halte, nicht zuletzt bedingt dadurch,
daö den rund 3 .500 Eheschlieöungen
pro Jahr in Tirol schon rund 1 .000
Scheidungen gegenÖberstehen . Die
Tiroler Bevälkerung wird auch zuneh-
mend ƒlter, wodurch weniger Wohnun-
gen frei werden und somit ebenfalls der
Wohnbedarf beeinfluöt wird .

Nach den Statistiken liegt Tirol mit sei-
ner Wohnbauquote in erfreulicher
Weise laufend im Spitzenfeld ‡ster-
reichs. So lag die Wohnbauquote Tirols
im Jahre 1995 bei annƒhernd 8 fertig-
gestellten Wohnungen pro 1 .000 Ein-
wohner, wƒhrend die Wohnbauquote
‡sterreichs vergleichsweise nur 6,7
betragen hat. Trotz dieser an und fÖr
sich fÖr Tirol gÖnstigen Situation mÖs-
sen weiterhin Wege zur Verbesserung

der Treffsicherheit der Färderung und
damit verbunden zur Finanzierung des
vorhandenen Wohnungsbedarfes ge-
funden werden .

Mit der Neuregelung der
Wohnbaufärderung ist folgenden

Aspekten Rechnung getragen

worden :

Eine Verbesserung der
Treffsicherheit der Färderung
erfolgt durch :
> Die EinfÖhrung einer Fixsatz-

Annuitƒtenzuschuö-Kombifärderung
nunmehr auch bei Mietwohnungen,
wobei wie bisher eine individuelle
ˆAbfederung" der einzelnen Mieter
durch die Gewƒhrung von
Wohnbeihilfen vorgesehen ist .

Durch die Reduzierung der bisheri-
gen hohen Darlehensfärderungen
von Mietwohnungen auf geringere
Darlehens-Fixsƒtze pro m 2 verringert
sich der anfƒngliche Mittelaufwand
des Landes bei diesen Wohnungen .
Dem Mieter wird die dadurch
bedingte, hähere Wohnungs-
aufwandbelastung durch die befri-
stete Gewƒhrung von Annui-
tƒtenzuschÖssen ausgeglichen . Mit
dieser Neuregelung wird bewirkt,
daö die Mieter mit einem häheren
Einkommen nach dem Auslaufen der
AnnuitƒtenzuschÖsse mehr belastet
werden, als bei der Gewƒhrung von
hohen Darlehensfärderungen .

> Die Anpassung der färderbaren
Nutzflƒche:

Derzeit sind in Tirol schon rund 50%
der Haushalte 1- und 2-Personen-
Haushalte. Die Tendenz dieser Haus-
halte ist steigend . Aus diesem
Grunde wurde im Zuge der Neu-
regelung der Färderung die färder-
bare Nutzflƒche fÖr 1 u . 2-Personen-
Haushalte von ursprÖnglich 90 m 2
auf 80 m2, die färderbare Nutzflƒche
von 3-Personen-Haushalten von
ursprÖnglich 110 m 2 auf 95 m2 redu-
ziert . Bei gräöeren Haushalten wer-
den maximal 110 m 2 gefärdert .
Durch diese zukunftsweisende
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Vorgabe wird erwartet, daä die
WohnungsgrÖäen gegenöber heute
etwas reduziert werden, zumal die
Wohnungsnutzer för die Kosten der
die jeweils fÖrderbare Wohnungs-
grÖäe öbersteigenden Quadrat-
meter zur Gƒnze selbst aufkommen
mössen. Zudem soll durch die gerin-
geren fÖrderbaren Quadratmeter
eine Einschrƒnkung der Zahl der in
spƒteren Jahren fehlbelegten Woh-
nungen erreicht werden .

> Die Art der Berechnung der
Wohnbeihilfen :

Bei der Berechnung der Wohn-
beihilfen von neuen Vorhaben wird
auch bei SubjektfÖrderungen die
tatsƒchliche Wohnungsaufwandsbe-
lastung aus den gewƒhrten Hypo-
thekardarlehen beröcksichtigt. Die
Zumutbarkeitstabelle wurde för
FÖrderungswerber mit einem gerin-
geren Einkommen generell verbes-
sert, gleichzeitig wurde der HÖchst-
satz der Zumutbarkeit bei hohen
Einkommen von 20 auf 23 % ange-
hoben .

> Eine gezielte EnergiesparfÖrderung :

Wƒhrend bisher Wƒrmepumpen,
Wintergƒrten u . dgl . ohne Röcksicht-
nahme auf die energetische Gesamt-
situation des Gebƒudes gefÖrdert
worden sind, ist nun eine zusƒtzliche
FÖrderung nur dann mÖglich, wenn
durch eine entsprechende Dƒm-
mung (ars Grundvoraussetzung) die
Heizlast des Gebƒudes wesentlich
gesenkt wird . Daför gibt es „Grund-
punkte", die vom Verein Energie
Tirol festgestellt werden . „Zusatz-
punkte", die gegebenenfalls eine
hÖhere FÖrderung mit sich bringen,
gibt es, wenn zusƒtzlich zur verbes-
serten Dƒmmung z.B . noch eine
Wƒrmepumpe, eine Hackschnitzel-
heizung usw. vorgesehen wird .

Im Bereich der Sanierung erfolgt die
FÖrderung einer Dƒmmung nur
dann, wenn entweder entsprechen-
de Mindest-k-Werte erreicht oder
eine festgelegte Mindestdƒmm-
stƒrke vorgesehen wird .

> Die MÖglichkeit der kontinuierlichen
…berpröfung der Einkommens- u.
Familienverhƒltnisse bei neuen
FÖrderungen :

In Zukunft wird eine FÖrderung nur-
mehr dann gewƒhrt, wenn der
jeweilige FÖrderungswerber die
Zustimmung zu dieser …berpröfung
gibt . Im Falle der festgestellten …ber-
schreitung der Einkommensober-
grenzen wƒhrend der Laufzeit der
FÖrderung kann das Land Zuschösse
einstellen bzw. verlangen, daä ein
FÖrderungsdarlehen unter Zugrun-
delegung der hÖchstmÖglichen
Röckzahlungsbedingungen zuröck-
gezahlt wird .

†

	

Eine gezielte ImpulsfÖrderung :

Eine derartige FÖrderung ist in
Zukunft z .B . för integratives Woh-
nen, för Vorhaben des besonderen
Mietwohnbaues usw. mÖglich .

Eine Verbesserung der

FÖrderung der bodensparen-

den Bauweisen erfolgt durch :

† Die generelle Anhebung der FÖrde-
rungs-Fixsƒtze bei verdichteten Vor-
haben ;

† eine Verbesserung der FÖrderung för
Vorhaben, för die kein zusƒtzlicher
Grund benÖtigt wird (wie beim
Ausbau eines Dachgeschosses zu
einer Wohnung) .

Eine Kosteneinsparung im

gefÖrderten Wohnbau wird

erwartet durch:

† Die vorgesehene Gleichstellung -
und damit verbunden auch Kon-
kurrenz - der gemeinnötzigen und
gewerblichen Bautrƒger . Eine
Kostensenkung ist auch zu erwarten,
weil bei der Ermittlung der Bau-
kosten auch verhandelt und allen-
falls auch ein Generalunternehmer
mit der Ausföhrung eines Vorhabens
betraut werden kann . Durch die vor-
gesehene Einföhrung von Gesamt-
kostenobergrenzen haben die gem-
einnötzigen Bautrƒger nun mehr
MÖglichkeiten als bisher, den ge-

werblichen Bautrƒgern beim Einkauf
von Grundstöcken eine Konkurrenz
bieten zu kÖnnen .

> Die Gewƒhrung von FÖrderungs-
Fixbetrƒgen . Die Bautrƒger kÖnnen
davon ausgehen, daä sie för ein
Objekt bestimmter GrÖäe einen
vom erforderlichen Grund(ver-
brauch) abhƒngigen FÖrderungsdar-
lehens-Fixsatz erhalten . Nachdem
sich gerade noch angemessene
Gesamtkosten auch entsprechend
hÖher auf die Miete oder Woh-
nungsaufwandsbelastung durch-
schlagen, als niedrigere Gesamt-
kosten, wird es im vermehrten Inter-
esse der Bautrƒger sein, in Zukunft
mÖglichst kostengönstige Wohnun-
gen zu bauen .

> Beschrƒnkung der Zinssƒtze von
Kapitalmarktdarlehen : Die Limitie-
rung der zulƒssigen Kosten (Zinsen)
bei Kapitalmarktdarlehen wurde
nunmehr auch auf den sogenannten
Wohnbau-Bereich (ehemals Landes-
wohnbaufonds) ausgedehnt, sodaä
in Zukunft auch im Falle des
Erwerbes und der Fertigstellung von
Wohnungen nur mehr zinsgönstige
Kapitalmarktdarlehen zur Finan-
zierung herangezogen werden kÖn-
nen .

> Reduzierung der Mindestnutzflƒche
und der fÖrderbaren m 2 : Durch die
Reduzierung der Mindestnutzflƒche
von derzeit 40 m 2 auf 30 m 2 und
auch der fÖrderbaren mz wird erwar-
tet, daä die WohnungsgrÖäen in
Zukunft auf das notwendige und
somit auch leichter finanzierbare
Ausmaä eingeschrƒnkt werden .

Eine Vereinfachung der

FÖrderungsabwicklung wird

erwartet durch :

> Eine vereinfachte Abwicklung der
Wohnhaussanierungsansuchen, die
nunmehr unter Zugrundelegung
von Rechnungen eingebracht und
entsprechend rasch abgewickelt
werden kÖnnen . Eigenheiman-
suchen kÖnnen in Zukunft bis 6
Monate nach Baubeginn eingereicht
werden .
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> Die Bekanntgabe des Einkommens
im Erklärungsweg : Bei geringeren
FÖrderungen wie z .B. bei den Eigen-
heimen in der WohnbaufÖrderung,
bei der FÖrderung des Erwerbes und
der Fertigstellung im Wohnbau-
bereich und bei den Wohnhaus-
sanierungen wird es in Zukunft mÖg-
lich sein, das Einkommen im An-
suchen zu erklären . Ein konkreter
Nachweis hat nurmehr dann zu
erfolgen, wenn dies vom Land aus-
dröcklich verlangt wird .

> Mehr Börgernähe durch Dezen-
tralisierung (dzt. Pilotprojekt Imst) :
Ab Oktober 1996 wird die Be-
handlung der Eigenheimansuchen,
der Ansuchen um den Erwerb und
die Fertigstellung von Wohnhäusern
sowie der Ansuchen um Gewährung
einer FÖrderung för Wohnhaus-
sanierungsmaƒnahmen aus dem
Bezirk Imst in die Bezirkshaupt-
mannschaft Imst verlagert . Die aus
diesem Pilotprojekt gewonnenen
Erfahrungen sollen dann bei der spä-
teren Dezentralisierung von FÖrde-
rungsagenden in die anderen Be-
zirke genutzt werden .

> Der Entfall von Doppelöberprö-
fungen : In Zukunft ist nicht mehr
vorgesehen, daƒ die FÖrderungs-
abteilung die Einhaltung von bau-
rechtlichen Belangen wie z .B . in
Bezug auf die Erforderlichkeit von
Schutzräumen usw. kontrolliert .

Eine Sicherung der
FÖrderungsmittel zur
Finanzierung des zukönftig
erwartenden Wohnbedarfes
erfolgt unter anderem durch :
> Die Neuregelung der Aufbringung

von Landesmitteln för die FÖrde-
rung . Das Land Tirol zählt zu den
wenigen Bundesländern, die nach
wie vor Landesmittel för die Wohn-
baufÖrderung einsetzen .

> Die Steigerung der Wertsicherung
der FÖrderungsdarlehen . Im Zuge
der Neuorientierung wurde der
Barwert der FÖrderungsdarlehen
durch eine Steigerung der Zinsen

ohne Anhebung der Röckzahlung
(Annuitäten) erhÖht . Die FÖrde-
rungsdarlehen haben dadurch eine
Laufzeit von 35 Jahren (anstelle wie
bisher von 32 Jahren) .

> Die Einföhrung einer Röckzah-
lungsbegönstigungsaktion . Im Zeit-
raum 1 . Oktober 1996 bis 31 . De-
zember 1997 wird eine Röckzah-
lungsbegönstigungsaktion abge-
wickelt, nach der bei der Röck-

zahlung von 10 bis weniger als 20
Jahre alten FÖrderungsdarlehen ein
Nachlaƒ von 35 %gewährt wird . Bei
älteren Darlehen beträgt der
Nachlaƒ 25% . Durch diese Röck-
zahlungsbegönstigungsaktion soll
ein Anreiz zur Abstattung alter
FÖrderungsdarlehen geschaffen wer-
den . Mit dem dadurch erwarteten
erhÖhten Mittelröckfluƒ soll jener
Zeitraum öberbröckt werden, der
verstreichen wird, bis sich die neuen
treffsicheren FÖrderungen finanziell
auswirken .

Eine Verbesserung der
Familienfreundlichkeit
erfolgt durch :
> Die Gleichstellung der Einkom-

mensberechnung von Ehegatten
und Lebensgefährten sowie durch

> die Gewährung von erhÖhten Zu-
schössen för Kinder bei Eigenheim-
fÖrderungen . Bei Vorhaben in ver-
dichteter Bauweise ist nach wie vor
die Gewährung von Wohnbeihilfen
mÖglich, die zur treffsichersten
FÖrderung öberhaupt gehÖren, weil
sie im Jahresrhythmus auf das Ein-
kommen und die FamiliengrÖƒe
abgestimmt werden .

Weitere Maƒnahmen

Auf der Grundlage dieser Zielvorgaben
wurden von der Landesregierung auch
die WohnbaufÖrderungs-, die Wohn-
haussanierungs- und die Wohnbau-
Richtlinie geändert. Sie sind gleichzeitig
mit der Gesetzesnovelle am 1 .10.1996
in Kraft getreten .

Die Landesregierung hat zudem auch
eine landeseinheitliche Wohnungs-
vergabe-Richtlinie genehmigt, nach der
Gemeinden ein Recht zur Vergabe von
objektgefÖrderten Wohnungen oder
von Wohnungen in fÖrderbaren Ge-
samtanlagen insbesondere dann zu-
steht, wenn sie einen besonderen Bei-
trag för das jeweilige Objekt leisten . „
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RIEDL HELMUT
Mag., Vorstand der Abteilung Ve2, Amt der

Tiroler Landesregierung

RIEDL MANFRED
Dipl.-Ing., Abteilung Ic, Amt der Tiroler

Landesregierung

STREITER KONRAD
Landesrat fÖr Raumordnung der Tiroler

Landesregierung

WEINGARTNER WENDELIN
Dr., Landeshauptmann von Tirol

Bildernachweis (ohne Paöfotos) :
Landesbildstelle (Titelseite und 4 weitere Fotos)

Binner (2) / Lochbihler (2)
Unterberger (2) / Dullnig (1)

Hechl (1) / Helmer (1)

Abbildungsnachweis :
Niedertscheider (3) / Grimm (2)

Hƒpperger (1) / Lƒderle (1)
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